Gemeinde- und Stadtebund Rheinland-Pfalz « Postfach 2125 « 55011 Mainz
Mitglieder des

Fachbeirates Eigenbetriebe

und kommunale Unternehmen

im Gemeinde- und Stadtebund Rheinland-Pfalz

und Stadtetag Rheinland-Pfalz

nachrichtlich:

Mitglieder des Vorstandes (ohne Anlagen)

Einladung zur Sitzung am 15.12.2016

Sehr geehrte Damen und Herren,

&

Fachbeirat

Eigenbetriebe
und kommunale
Unternehmen
Rheinland-Pfalz

lhre Zeichen
Nachricht vom

Unsere Zeichen
070-04/TR/nm
Bearbeiter

Herr Dr. Ratz
Telefon-Durchwahl

(0 61 31) 23 98-127
Telefax-Durchwahl

(0 61 31) 23 98-9127
E-Mail
traetz@gstbrp.de

Datum

01.12.2016

zur néchsten Sitzung des Fachbeirates Eigenbetriebe und kommunale Unternehmen
laden wir Sie im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Fachbeirates herzlich ein fiir

Donnerstag, 15. Dezember 2016, 10:00 Uhr,
in das Brauwerk - Brauhaus in Bad Kreuznach,
Saline Karlshalle 11, 55543 Bad Kreuznach.

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:

Informationspunkte (Anlage)

L T o

Verschiedenes

Strallenentwasserung - klassifizierte Straf3en (mundl. Bericht)

Ldschwasservorhaltung / -versorgung - aktuelle Fragen (Anlage)

Zukunft der Klarschlammverwertung - Sachstand / weiteres Vorgehen (Anlage)

Energieagentur Rheinland-Pfalz - Betatigungsfeld Klaranlagen? (Anlage)

Daran anschlie3end laden wir Sie traditionsgemal wieder recht herzlich zum zu ei-
nem gemeinsamen Mittagessen als Jahresabschluss ein. Dazu haben wir fir 12:30

Uhr einige Tische im Brauwerk reserviert.

Gemeinde- und Stadtebund Sitz der Geschéftsstelle
Rheinland-Pfalz des Verbandes:

Verband kreisangehériger Deutschhausplatz 1

Gemeinden und Stadte e.V. 55116 Mainz

Deutschhausplatz 1 Verbandsdirektor Winfried Manns
55116 Mainz info@gstbrp.de

Telefon (0 61 31) 2398 -0 http://www.gstb-rip.de

Telefax (0 61 31) 23 98 139
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Die Anmeldung erfolgt wie bereits zur letzten Sitzung ausschlief3lich online unter fol-
gendem Link:

https://www.umfrageonline.com/s/5db8217

Bitte geben Sie dort auch lhre Teilnahme am Mittagessen an. Sofern Sie an der Sit-
zung nicht teilnehmen konnen, bitten wir Sie, unmittelbar Ihre Stellvertreterin oder
Ihren Stellvertreter zu informieren (siehe Liste der Vertreter in der Anlage).

Die Sitzungsunterlagen stehen zusatzlich in ,kosDirekt/Leistungen/GStB/Gremien &
Sitzungen* bereit.

Wir freuen uns auf Ihr Kommen und wiinschen eine gute Anreise

Mit freundlichen GriRRen
I ftrag:

Dr. Ratz
Anlagen
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Unternehmen
Rheinland-Pfalz

T E=

Mainz, den 02.12.2016

Fachbeirat

zu TOP 1 - Zukunft der Klarschlammverwertung - Sachstand / weiteres Vorgehen

Sachverhalt:

1.

Gesetzgebung

DUMV - Polymere: Das Gutachten zur biologischen Abbaubarkeit Polymere liegt immer
noch nicht vor.

AbfKlarV: Sachstand unveréndert

DuV: Noch im Verfahren und inhaltlich z.T. sehr strittig. Klage der KOM wegen unzu-
reichender Umsetzung der europaischen Nitratrichtlinie.

. Regionale Klarschlamminitiativen

Deutliche unterschiedliche Aktivitaten in den einzelnen Regionen (Anlage).
Es wird wieder darum gebeten, den jeweils aktuellen Sachstand zu berichten.

Hauptziel der weiteren Aktivitditen sowohl im Fachbeirat als auch im Klarschlammprojekt
bleibt es, landesweit eine mdglichst hohe Entsorgungssicherheit zu vertretbaren Kosten
zu erreichen.

Der GStB arbeitet derzeit an einem entsprechenden landesweiten Angebot, Uiber das so-
wohl die landwirtschaftliche als auch thermische Verwertung abgewickelt werden kann.
Hiertber wird mundlich berichtet.

Beschlussvorschlag:

Beratung und Vereinbarung Uber das weitere Vorgehen

Gemeinde- und Stadtebund
Rheinland-Pfalz

Verband kreisangehériger
Gemeinden und Stadte e.V.

Deutschhausplatz 1
D-55116 Mainz
Telefon (0 61 31) 23 98 -0

Telefax (0 61 31) 23 98 139 Sitzung FEU 15.12.2016

Internet  http://www.gstb-rlp.de
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Anlage zu TOP 1
Eigenbetriebe Seite 1 von 2

und kommunale i )WA '
Unternehmen
Rheinland-Pfalz J

Landesverband
Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland

Kooperationsprojekt i
Regionale Klarschlammstrategien Il Hlﬂt Hl‘
- Projektleitung - | il

Fachbeirat

Ubersicht der regionalen Initiativen - Stand Oktober 2016

Altenkirchen (AK; WL Weber)

. Sensibilisierung der Blrgermeister im Juni erfolgt; Interesse an einheitlichem Vorgehen.
. Ggf. Anknlipfung an besestehende Kooperationen mit Abwasserverbanden in NRW.

. Weitere Termine stehen aus; derzeit wegen KVR (Fusionen) etwas zuriickgestellt.

Westerwald/Taunus (WW, EMS, teils NR; WL Linder)
. Ubergreifende WL-Sitzung am 12.07. zur Abstimmung des weiteren Vorgehens.
« Weitere Gesprache laufen.

Neuwied (NR; WL Muscheid)
. Laufende Beratungen in der WL-Kreisgruppe
« Noch keine konkreten Vorhaben; Entwasserung ist bereits flichendeckend gesichert

Osteifel (AW, MYK, teils NR; WL Roth)
« Erste Sitzung Ende April mit Abstimmung des weiteren Vorgehens.
« Erstes "Projekt": Kooperation im Bereich Entwasserung.

Cochem-Zell (COC; WL Kramer)
« Klarschlammstrategie seit 2010 Thema im Landkreis; Studie vorerst zurlckgestellt.

« WL-Sitzung am 8. September: Thema Entwasserung wird nun vorrangig angegangen (inter-
kommunale Kooperation).

Rheinhessen (MZ, AZ, WO; WL Greb)

. Gemeinsame WL-Sitzung Mitte Juni mit dem Ergebnis, sich mdglichst eine Verwertung iber
die TVM Mainz zu sichern; derzeit Ausloten der Mdglichkeiten und Voraussetzungen.

. Gemeinsamer Termin Werkleiter und Blrgermeister am 6. Oktober; abschlieRende einheitli-
che Vorgehensweise ist noch im Gesprach.

. Prifung des Einsatzes einer mobilen Entwasserungsanlage (Presse).

Nahe (KH, BIR; WL Jahn)
. Vorberatungen haben sich verzdgert; nachste Sitzung der WL in BIR im Oktober.

West- und Nordpfalz (KL, KUS, teils KIB; WL Schnabel)
. Erste Ubergreifende Sitzung der WL nach den Sommerferien.

« Der 6stliche Bereich des Donnersbergkreises hangt am AbwZwV Mittleres Pfrimmtal,
dieser tendenziell Richtung Rheinhessen oder Vorderpfalz orientiert.

Siudwestpfalz (PS mit kfr. Stadten; WL Rockel)
. Weiter laufende Gesprache auf WL-Ebene.

ol 2

Fachbeirat Eigenbetriebe und kommunale DWA-Landesverband H/RP/S
Unternehmen Rheinland-Pfalz Frauenlobplatz 2
55118 Mainz

c/o Gemeinde- und Stadtebund Rheinland-Pfalz info@dwa-hrps.de

Deutschhausplatz 1
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Anlage zu TOP 1
Kooperationsprojekt Seite 2 von 2
Regionale Klarschlammstrategien
- Projektleitung -

Vorderpfalz (DUW, RP, SP, NW, FT)
« Noch keine konkrete regionale Initiativ gebildet.
« Bm Veth, Dannstadt-Schauernheim, kiimmert sich derzeit darum; Termine im Herbst avisiert.

Siidpfalz (GER, SUW, LD; WL Eck)
. Klarschlammstrategie seit vielen Jahren zentrales Thema dieser Gruppe.
« Mehrere Sitzungen nach den Klarschlammforen; Fortsetzung des laufenden Prozesses.

. Geplant ist aktuell eine Sammelausschreibung der Klarschlammvewertung; Schwierigkeit, ein
fur alle einheitliches Konzept zu entwickeln; daher nur teilweise Beteiligung.

Rhein-Hunsriick-Kreis (SIM; WL Schneider)
« Derzeit Beratung der Studie und ihrer Szenarien in den kommunalen Gremien

Region Trier (TR, WIL, BIT, DAU; WL Guggenmos)

« Abschluss der Studie mit Veranstaltung am 7. November 2016

- Nachfolgende weitere Beratungen der Ergebnisse in den kommunalen Gremien

. Uberlegungen, auch die groRen Industrie-KA einzubeziehen (z.B. Bitburger, Gerolsteiner)
« Aktuell Konzentration auf die Optimierung der Entwasserung

Sitzung FEU 15.12.2016
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Unternehmen

GStB-Beratungsvorlage 2016/0067 Eigenbetriebe
und kommunale
Rheinland-Pfalz

Mainz, den 02.12.2016

Fachbeirat

zu TOP 3 - Loschwasservorhaltung/-versorgung - aktuelle Fragen

Sachverhalt:

In der AG Wasserversorgung des Fachbeirats Eigenbetriebe war in den Sitzungen im Juni
und Oktober 2016 nochmals die Frage der Léschwasserversorgung beraten worden. Dabei
ging es zum einen um die Kostentragung, zum anderen um den Umfang des sog. "Grund-
schutzes" nach DVGW W 405, der bekanntermafRen nicht an allen Stellen des Trinkwasser-
netzes tatsachlich bzw. aus Grinden der Trinkwasserhygiene sichergestellt werden kann.

Hintergrund dazu war u.a. ein im Bereich des Landkreises Stidwestpfalz anhéangiges verwal-
tungsgerichtliches Verfahren. Dieses ist zwischenzeitlich ohne Entscheidung beendet wor-
den; die naheren Griinde sind nicht bekannt, mdoglicherweise wurde die Klage zurtickgezo-
gen.

Die AG Wasserversorgung hat empfohlen, dass Thema je nach Ausgang des Verfahrens
erneut aufzurufen.

Die Geschéftsstelle hatte dazu bereits 2013 eine Beratungsvorlage erstellt (Anlage).

Zustandigkeit und Kostentragung sind danach nicht immer und nicht zwingend deckungs-
gleich. Insbesondere in dem Fall, dass das Wasserwerk (Eigenbetrieb, Zweckverband) ge-
maf Satzung zwar die Aufgabe auch der nicht-leitungsgebundenen Léschwasserversorgung
hat, die Kosten dafur jedoch allenfalls auf Basis des § 8 Abs. 4 KAG ("Erheblichkeitsgrenze")
in die Wasserentgelte einkalkuliert werden durfen. Die Entscheidung des Hessischen Ver-
waltungsgerichtshofs vom April 2016 (5 C 2174/13.N), der in seinem (dritten) Leitsatz formu-
liert hatte:

"Wird die 6ffentliche Wasserversorgung auch fiir Feuerléschzwecke genutzt, ist daftir in
der Regel der Ansatz eines Anteils von 3% der Gesamtkosten angemessen."

ist allerdings nicht ohne weiteres auf die rheinland-pfalzische Rechtslage tbertragbar.

Beschlussvorschlag:

Beratung und Meinungsbildung.

Anlage

Gemeinde- und Stadtebund
Rheinland-Pfalz

Verband kreisangehériger
Gemeinden und Stadte e.V.
Deutschhausplatz 1
D-55116 Mainz

Telefon (0 61 31) 23 98 -0
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Anlage zu TOP 3
Seite 1 von 3
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Mainz, den 19.02.2013 Rheinland-Pfalz

Fachbeirat

TOP 4: Léschwasserversorgung - aktuelles

Ausgehend von der jliingsten Rechtsprechung des OVG Rheinland-Pfalz ,Wehrborn*

« 1A 10588/10.0VG (5 K 394/09. TR) vom November 2010 (Versorgungspflicht)

« 1A11488/11.0VG (5 K 444/11.TR) vom Mai 2012 (Kostenerstattungsanspruch)

sind nachfolgend die einige Eckpunkte bezlglich der rechtlichen Pflichten zusammengestellt.

In dem streitigen Fall hatte das OVG festgestellt, dass der Aufgabentrager der Wasserver-
sorgung, hier ein Wasserversorgungszweckverband, verpflichtet war, die ausreichende
Léschwasservorhaltung (Grundschutz) sicherzustellen. Da er diese Pflicht nicht erfllt hatte
und der Eigentimer einer Kinder- und Jugendeinrichtung daraufhin die notwendigen Anlagen
(Loschwassertanks) selbst errichtet hatte, wurde der WW2ZwV zudem verurteilt, ihm die ent-
standenen Kosten zu erstatten.

Aufgabe der Loschwasserversorgung wird durch 8§ 46 LWG geregelt

Es ist gemal LWG Pflichtaufgabe der Gemeinde (fur Verbandsgemeinde/Gemeinde/Stadt),
die notwendige Ldoschwasserversorgung sicherzustellen, und zwar dem Grunde nach fla-
chendeckend fur ihr gesamtes Gebiet § 46 LWG. Nach herrschender Meinung umfasst § 46
LWG, der im Verhdltnis zum LBKG als lex specialis anzusehen ist, das gesamte Aufgaben-
spektrum der Loschwasserversorgung, d.h. sowohl die leitungsgebundene Léschwasserver-
sorgung als auch die nicht leitungsgebundene (z.B. in Loschteichen, Zisternen o0.4. bzw. aus
Oberflachengewéassern oder etwa Brunnen). Dies gilt seit der Neufassung des LWG von
1983 (Altere Rechtsprechung ist insoweit nicht mehr relevant).

Dem entspricht die Subsidiaritatsklausel des § 1 Abs. 2 LBKG, wonach das LBKG nicht gilt,
soweit vorbeugende und abwehrende MalRnahmen des Brandschutzes aufgrund anderer
Vorschriften gewahrleistet sind.

Beim Vergleich zu anderen Bundeslandern ist zu beachten, dass dort die Loschwasserver-
sorgung regelmafig nicht in den Wassergesetzen geregelt ist, sondern im Brandschutz-bzw.
Feuerwehrrecht (Hessen, NRW, Baden-Wirttemberg, Bayern u.a.m.).

Vgl. insoweit auch die Kommentierungen Jeromin/Kerkmann sowie Beile zu § 46 LWG.

Materielle Umsetzung — Ermessen:

Die Aufgabe der Loschwasservorhaltung umfasst sowohl den Grundschutz als auch den
Objektschutz (mit hoheren Vorhaltevolumina). Die Gemeinde entscheidet im pflichtgemalien
Ermessen der Gemeinde - Pflichtaufgabe der kommunalen Selbstverwaltung, tber Art und
Umfang der notwendigen Loschwasservorhaltung, insbesondere ob und wie sie diese Auf-
gabe leitungsgebunden oder nicht-leitungsgebunden erledigt.

Dies betrifft insbesondere auch die notwendigen Vorhaltemengen. Insoweit sei ausdrticklich
auf das Vorwort des DVGW W 405 verwiesen. Dort wird klargestellt, dass dieses technische
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Regelwerk keine Rechtspflichten begriindet (und auch nicht begrinden kann), sondern den
Zweck hat, ,Hilfen zu bieten“. Daher kann im Rahmen der 0.g. Ermessensentscheidung
selbstverstandlich im Einzelfall und bei entsprechend tragfahiger Begriindung von den Wer-
ten des DVGW W 405 abgewichen werden - auch nach unten(!).

Ein subjektiver Rechtsanspruch des einzelnen Eigentiimers auf einen bestimmten Umfang
an Loschwasservorhaltung gibt es aber nicht, allenfalls Haftungsanspriiche aus Amtspflicht-
verletzung. Die Pflichten festzustellen und ggf. durchzusetzen, ist allenfalls Sache der Auf-
sichtsbehdrden.

Im Einzelfall kann sich dies, wie die Entscheidung ,Wehrborn* zeigt, zu einer zwingenden
Pflicht ,verdichten®, d.h. letztlich Ermessensreduzierung auf Null.

Soweit aus technischen, hygienischen oder aus anderen Griinden (Kosten, Verhaltnismafig-
keit u. vglb.) die leitungsgebundene Versorgung nur teilweise moglich ist, stehen einer "kom-
binierten Léschwasserversorgung”, das heil3t die Kombination von leitungsgebundener und
nicht-leitungsgebundener Versorgung, weder das LWG noch andere Vorschriften entgegen.
Auch aus fachtechnischer Sicht des DVGW W 405 werden solche Ansétze ausdrticklich als
geeignet angesehen, vergleiche Nr. 3.2 (,,... die insgesamt giinstigste Losung ...") sowie 6.1
und 7. Soweit weitergehende MalRnahmen notwendig sind, um den notwendigen Léschwas-
serbedarf nicht-leitungsgebunden (Teich, Tankfahrzeug oder wie auch immer) sicherstellen
zu kénnen, entscheidet die Verbandsgemeinde hieriiber eigenem Ermessen. Diesbeziigliche
Vereinbarungen mit dem Grundstickseigentimer sind zuldssig.

Dies gilt auch im Fall einer nachtréglichen "Systemanderung”, die mit einem Rickbau der
bisherigen leitungsgebundenen Vorhaltekapazitaten verbunden ist. Am Ende ist mafl3geblich,
ob der notwendige Loschwasserbedarf insgesamt gesichert ist.

Moglich ist die Befreiung Gber § 32 Abs. 2 LBKG durch die Kreisverwaltung oder tber § 32
Abs. 5 LBKG durch den Trager des Brandschutzes selbst (im Rahmen seiner eigenen Er-

messensausiibung) mit dem Ergebnis, dass der Objekteigentiimer verpflichtet wird, selbst
das notwendige Léschwasser vorzuhalten.

Ubertragung der Aufgabe der Wasserversorgung auf Dritte (Zweckverband, Private)

Hier kann u.U. die Frage auftauchen, ob die Aufgabe gemaf § 46 LWG in Ganze Ubertragen
wurde oder ob ggf. Teilaufgaben (z.B. die Léschwasservorhaltung oder nur die nicht-
leitungsgebundene Ldschwasservorhaltung oder Léschwasservorhaltung nur bis zum
Grundschutz 0.4.) nicht mit Ubertragen wurden.

Ist dies nicht ausdricklich geregelt und ergibt sich auch aus anderen Zusammenhangen kein
Hinweis auf eine geteilte Aufgabenibertragung, ist stets davon auszugehen, dass der Trager
der Wasserversorgung die Aufgabe in Ganze in dem o0.g. Gesamtumfang ibernommen hat
(z.B. Formulierungen wie: ,Aufgaben der Wasserversorgung nach § 46 LWG).

Im Falle ,Wehrborn“ war offenbar unstrittig, dass der Zweckverband die gesamte Aufgabe,
also einschlief3lich der Loschwasservorhaltung in vollem Umfang ibernommen hatte.

Verhéltnis Aufgabentrager (Gemeinde, ZwV) zu seinem Eigenbetrieb Wasserwerk

Mafgeblich sind die Regelungen in der Betriebssatzung. Wird auch dort lediglich die Aufga-
be der Wasserversorgung gemaf § 46 LWG Ubertragen und ergibt sich nicht aus anderen
Zusammenhangen etwas anderes, wird man davon ausgehen missen, dass auch die nicht
leitungsgebundene Ldschwasserversorgung mit erfasst ist.

Im aktuellen GStB-Satzungsmuster fur die Betriebssatzung wurde daher fir die Wasserver-
sorgung ausdriicklich vorgesehen:
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.~ die Versorgung mit Trink- und Brauchwasser sowie mit Wasser fir 6ffentliche Zwecke flr
das Gebiet des Einrichtungstragers sicherzustellen. Diese Aufgabe schliel3t die leitungs-
gebundene Vorhaltung von Léschwasser unter Mal3gabe von § 11 Abs. 2 Satz 3 EigAnVO
mit ein; 8§ 46 Abs. 4 Satz 3 des Landeswassergesetzes bleibt unberihrt.”

Wird dem Eigenbetrieb der Wasserversorgung nur die >leitungsgebundene< Léschwasser-
versorgung als Aufgabe Ubertragen, verbleibt die nicht leitungsgebundene Versorgung als
Aufgabe beim Einrichtungstrager (Verbandsgemeinde / Gemeinde / Stadt / Zweckverband).

Bei der leitungsgebundenen Versorgung ist der absolute Vorrang der Belange der Trinkwas-
serqualitat (Verkeimung!) allgemein anerkannt, auch im technischen Regelwerk, siehe die
insoweit eindeutigen Aussagen im DVGW W 405 unter Nr. 3.3 sowie 6.1 und 7.

Die leitungsgebundene Loschwasserversorgung ist insoweit als ,Annex* zur Trinkwasserver-
sorgung anzusehen, d.h. sie reicht nur so weit, wie sie die Pflicht zur ordnungsgemafien
Trinkwasserversorgung nicht beeintrachtigt. Dies bedeutet auch, dass dann, wenn die Pflicht
der Trinkwasserversorgung nicht leitungsgebunden erfullt wird, d.h. durch dezentrale Anla-
gen oder Eigenwasseranlagen, auch die Pflicht zur Loschwasserversorgung beim Einrich-
tungstrager verbleibt.

Ubersicht:
leitungsgebunden nicht-leitungsgebunden
Grundschutz Objektschutz Grundschutz Objektschutz
Umsetzen | Kosten | Umsetzen |Kosten| Umsetzen |Kosten|Umsetzen | Kosten
WVU / EigB X X X (x)? (x)*'? (x)?
Trager n. LWG (x)* X X X
Eigentiimer X X

! Siehe hierzu unten unter Refinanzierung - Erheblichkeitsgrenze.
2 Soweit durch Betriebssatzung auf den EigB bzw. auf das WVU ubertragen

Refinanzierung der Kosten

Die Refinanzierung der leitungsgebundenen erfolgt tber die Entgelte fur die Wasserversor-
gung. Die 6ffentliche Einrichtung ,Wasserversorgung" ist insoweit als Einheit von Trink-,
Brauch und Léschwasserversorgung im Sinne des KAG anzusehen. Es sind - jedenfalls fir
Rheinland-Pfalz - keine Bestimmungen oder Rechtsprechung ersichtlich, wonach die Was-
serentgelte nur auf die Trink- und Brauchwasserversorgung beschrankt werden durften.

Dies muss u.E. auch dann gelten, wenn fiir die Léschwasserversorgung gesonderte Leitun-
gen verlegt werden mussten. Diese Auffassung ist aber bisher von der Rechtsprechung nicht
bestatigt. Unproblematisch ist dies, soweit sich diese Kosten im Rahmen der Erheblichkeits-
grenze des § 8 Abs. 4 KAG bewegen; und da sich diese auf die Gesamteinrichtung bezieht,
durfte die Erheblichkeit regelmafig nicht erreicht werden.

Schwierig kann es bei der Refinanzierung der nicht-leitungsgebundenen Versorgung im Be-
reich des Grundschutzes werden. Diese ist gemal AWS bzw. Entgeltsatzung regelmalig
nicht Bestandteil der 6ffentlichen Einrichtung. Soweit im Einzelfall die Erheblichkeitsgrenze
des 8 8 Abs. 4 KAG uberschritten wirde, musste die Refinanzierung aus allgemeinen De-
ckungsmitteln des Einrichtungstragers erfolgen.

Beim leitungsgebundenen wie auch nicht leitungsgebundenen Objektschutz erfolgt die Refi-
nanzierung der insoweit entstehenden Mehrkosten gemanR § 46 Abs. 4 Satz 3 bis 5 LWG.
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Unternehmen

GStB-Beratungsvorlage 2016/0068 Eigenbetriebe
und kommunale
Rheinland-Pfalz

Mainz, den 02.12.2016

Fachbeirat

zu TOP 4 - Energieagentur Rheinland-Pfalz - Betatigungsfeld Klaranlagen?

Sachverhalt:

Die Energieagentur Rheinland-Pfalz (www.energieagentur.rlp.de) unterstitzt u.a. die Kom-
munen bei der Umsetzung ihrer Aktivitaten zur Energiewende in Rheinland-Pfalz. Zusammen
mit der Deutsche Energie-Agentur (dena) wird derzeit u.a. ein Pilotprojekt mit 12 Pilotkom-
munen zur Einflhrung eines Energie- und Klimaschutzmanagements fir Kommunen und
Landkreise in Rheinland-Pfalz durchgefihrt.

Als weiteres Betatigungsfeld sieht die Energieagentur RP (EA) auch die kommunalen Klaran-
lagen. Dazu gab es bisher zwei Abstimmungsgesprache mit der Wasserwirtschaftsabteilung
des MUEEF; in beiden war der GStB bzw. Fachbeirat Eigenbetriebe vertreten. In beiden Ge-
sprachen ging es um Fragen der klaren Abgrenzung zwischen den - bekanntlich seit vielen
Jahren laufenden - Aktivitaten der Wasserwirtschaftsverwaltung in Sachen energieeffiziente
Klaranlagen und den mdglichen Beitragen bzw. Aktivitaten der EA. Zum einen betraf die Ab-
stimmung das Projekt ZEBRAS (TU Kaiserslautern) - Optimierung der Faulung und der damit
verbundenen Gewinnung von Klargas; zum anderen bestand Abstimmungsbedarf bzgl. eines
von der Energieagentur beantragten EFRE-Projekts "100 Energieeffizienz-Kommunen RLP"
(EFRE = einer der Europaischen Strukturfonds; Projekt noch nicht genehmigt, Projektantrag
im Auszug als Anlage); dieses beinhaltet u.a. das ein Arbeitspaket "Beratungs- und Vernet-
zungsangebot Energieeffiziente Klaranlage", mit dem ein "Effizienz-Netzwerk fur Klaranlagen
RLP" initiiert und betreut werden soll (im Anhang aus S. 5 und 11ff).

In beiden Féllen sieht die EA "grof3e Energieeffizienzpotenziale an Klaranlagenstandorten®,
die es "zu heben" gelte. Im Rahmen der Abstimmung wurde klargestellt, dass die EA zwar
nicht im Bereich des Klaranlagenbetriebs an sich (z.B. Beliftung, Pumpen usw.) tétig werden
will, sehr wohl aber im Bereich des Betriebs von Faultirmen und séamtlicher nachgeschalte-
ter Prozesse, insbesondere im Zusammenhang mit Verstromung, Einspeisung, Regelenergie
usw.; dort verfuge sie nach eigener Einschatzung tber deutlich mehr Know-how. Im Projek-
tantrag wird sogar die Optimierung der Klarschlammverwertung als Ziel benannt.

Im Ubrigen miindlicher Bericht und ggf. Austausch bisheriger Erfahrungen mit der EA.

Gemeinde- und Stadtebund
Rheinland-Pfalz

Verband kreisangehériger
Gemeinden und Stadte e.V.
Deutschhausplatz 1
D-55116 Mainz

Telefon (0 61 31) 23 98 -0

s s e Sttaung FEL 19.12.2070
ele von



Beschlussvorschlag:

Der Fachbeirat nimmt das Angebot der Energieagentur Rheinland-Pfalz zur Kenntnis. Es
muss sichergestellt werden, dass die EA sich im Bereich Abwasser / Klaranlagen auf solche
Felder beschréankt, fur die nicht bereits ein Angebot besteht (z.B. durch IngBiros 0.4.). Die
Bildung von Netzwerken soll vordringlich auf Basis bestehender Netzwerke der Klaranlagen-
betreiber erfolgen (z.B. Kreisgruppen, ZEBRAS, Regionale Klarschlamminitiativen, DWA-
Nachbarschaften usw.).
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Projektvorhaben ,, 100 Energieeffizienz-kKommunen RLP“
EFRE 2014-2020, Prioritatenachse 3, Spezifisches Ziel 6
Stand: 07.09.2016

1. Ausgangslage/Problemstellung

Die rheinland-pfalzischen Kommunen verfligen lber erhebliche Potenziale zur Energieeinsparung
und zur Steigerung der Energieeffizienz. Sowohl in direkten Handlungsfeldern wie kommunalen
Liegenschaften und Infrastrukturen sowie indirekt durch gezielte Kommunikation und Ansprache von
ansassigen Blrgern und Unternehmen, verbunden mit einer deutlichen Vorbildfunktion.

Kommunale Liegenschaften sind fiir ca. 2/3 der Emissionen der Offentlichen Hand und fiir ca. 5% des
gesamten Energieverbrauchs in einer Kommune verantwortlich. Zu den Liegenschaften gehoren z.B.

e Verwaltungsgebaude,

e Sporteinrichtungen (Sporthallen, Schwimmbaéder),

e Kindertagesstatten, Schulen, Bildungseinrichtungen,

e  Kultur- und Freizeiteinrichtungen (u.a. Bibliotheken, Jugendzentren, Gemeindehauser)
e Krankenhauser, Alten- und Pflegeeinrichtungen,

e Klaranlagen,

¢ und weitere kommunale Liegenschaften bzw. Infrastrukturen.

Die Energieeinsparpotenziale sind vielfaltig und beziehen sich u.a. auf den Zustand der
Gebaudehiille, der technischen Anlagen (Heizungskessel, Regelungstechnik, Pumpen, Liftungs- und
Kihlungsanlagen) und das Verhalten der Nutzer (kommunale Mitarbeiter, Lehrer, Schiiler,...).

Neben der Bedeutung dieser Potenziale fir die Reduzierung von CO2-Emissionen und als Beitrag zu
Klimaschutzzielen, zu welchen sich die Kommunen vielerorts im Rahmen lokaler
Klimaschutzkonzepte bereits selbst verpflichtet haben, ist die Energieeinsparung auch vor dem
Hintergrund zunehmend knapper werdenden kommunalen Finanzmitteln von Bedeutung. Mehr als
2,25 Mrd. EUR geben deutsche Stadte, Landkreise und Gemeinden jahrlich fur Energie aus’.

Durch die konsequente Identifizierung und schrittweise Umsetzung von Einspar- und
Effizienzpotenzialen tragt eine Kommune zur Erreichung von Klimaschutzzielen bei, spart Kosten,
wird langfristig unabhangiger von Energiepreisentwicklungen und kann als Vorbild anderen Akteuren
ihre Handlungsmoglichkeiten bewusst machen.

Viele rheinland-pfalzische Kommunen sind im Sinne des Klimaschutzes bereits aktiv:

» lber 100 Kommunen haben bereits Klimaschutzkonzepte erstellt und arbeiten konsequent
an deren Umsetzung, ca. 30 haben aktuell mit Forderung des Bundes einen
Klimaschutzmanager (Kommunalrichtlinien-Férderung)

> rund 500 investive MaRnahmen wurden seit 2009 im Rahmen der Férderung durch die
Klimaschutzinitiative des Bundes gefordert und umgesetzt — insbesondere im Bereich
effizienter Beleuchtung und Bellftung.

! dena, Broschiire Energie- und Klimaschutzmanagement, S.4f.
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5. MaRnahmen/ Arbeitspakete

Das Vorhaben , 100 Energieeffizienz-Kommunen RLP“ sieht drei inhaltlich ineinandergreifende
Arbeitspakete (AP) vor:

1. Beratungs- und Vernetzungsangebot ,Energieeffiziente Kommunen RLP*,
2. Beratungs- und Vernetzungsangebot ,Energieeffiziente Klaranlage”,
3. Informations- und Beratungsangebot , Finanzierung kommunaler EffizienzmaRnahmen®.

Begleitet und erganzt werden diese Arbeitspakete durch ein AP ,,Kommunikation” und ein AP
,Projektmanagement”. Der Arbeitsplan des Vorhabens untergliedert sich somit in 5 Arbeitspakete,
die nachfolgend naher beschrieben werden.

Zentrales Basis- und Einstiegsmodul Arbeitspaket 1: Beratungs- und Vernetzungsangebot
»Energieeffiziente Kommunen RLP“. Uber dieses Arbeitspaket werden Kommunen schrittweise an
den Aufbau und die dauerhafte Verankerung eines Energie- und Klimaschutzmanagements
herangefihrt. Teil dieser MaBnahme ist die Datenerfassung und -bewertung, auf deren Basis die
Energieverbrauche der Kommune bewertet und konkrete EffizienzmalRnahmen bzw. auch
Malnahmen zum Einsatz Erneuerbarer Energien identifiziert werden kénnen. Planungen zu
konkreten EinzelmalRnahmen bzw. vorliegende Klimaschutzkonzepte konnen hierbei gezielt
eingebunden werden. Ansprechpartner sind insbesondere Klimaschutzmanager oder in anderer Form
ganzheitlich mit Klimaschutz- und Energieaufgaben betrautes Personal wie kommunale
Klimaschutzkoordinatoren.

Bereits integriert in diesen Schritt wird ein besonderer Fokus auf kommunale GroRverbraucher
gelegt. Hieraus ergibt sich ein unmittelbarer Anknipfungspunkt fiir Arbeitspaket 2: Beratungs- und
Vernetzungsangebot ,Energieeffiziente Klaranlage”, welches wiederum kommunal zusténdiges
Fachpersonal einbindet. Im Rahmen dieses Arbeitspaketes 2 werden spezifische
Verbrauchsstrukturen identifiziert und bewertet und Informationen hinsichtlich konkreter
Handlungsmoglichkeiten zur Verbesserung der Energieeffizienz sowie der Eigenstromerzeugung aus
Klargas bis hin zur flexiblen Fahrweise vermittelt. Verbunden ist dies mit einer gesamtstrategisch
abgestimmten, effizienten sowie effektiven Vorgehensweise bei der weiteren Optimierung der
Anlagen. Durch Vernetzung aktiver Akteure sowie Besichtigung zukunftsweisender Anlagen sollen
praktische Erfahrungen zugunsten der Multiplikation und des Transfers innovativer Anwendungen in
die Breite weitergegeben werden.

Im Rahmen des Arbeitspakets 3: Informations- und Beratungsangebot , Finanzierung kommunaler
EffizienzmaBnahmen” werden gleichzeitig Forder- und Finanzierungsmaoglichkeiten fiir kommunale
EffizienzmalRnahmen identifiziert, bewertet und an kommunale Entscheidungstrager und Praktiker
vermittelt. Fokus hierbei ist das zielorientierte Aufzeigen finanzieller Handlungsmaglichkeiten zur
Umsetzung von EffizienzmalRnahmen. Unmittelbare Bezlige zu den in Arbeitspaket 1 und 2
identifizierten Mallnahmen werden hergestellt. Die fachliche Vermittlung der Foérder- und
Finanzierungsmoglichkeiten erfolgt in Praxisworkshops, anhand von Fachmedien und mittels
Hilfestellungen flr die Entscheidungsfindung. Schliisselakteure aus dem Bereich der kommunalen
Finanzierung werden eingebunden.

Arbeitspaket 4: ,, Kommunikation“ begleitet das komplette Vorhaben und unterstiitzt den regional-
kommunalen und 6ffentlich-privaten Informationsaustausch. Unter anderem werden im Rahmen
dieses Arbeitspakets aktuelle Erkenntnisse, praktische Erfahrungswerte sowie generierte
Handlungsempfehlungen aufbereitet und zielgruppengerecht sowie 6ffentlichkeitswirksam
bereitgestellt. Hierzu werden Online-Medien wie die Webseite der Energieagentur, die Rubrik
,Tatentransfer”, der Energieatlas sowie fiir die angesprochenen Zielgruppen geeignete spezifische
Formen der Kommunikation genutzt. Ein im Arbeitspaket verankerter Wettbewerb unter
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kommunalen Teilnehmern soll zudem die Hebelwirkung des Projekts ausbauen und Kommunen zum
Handeln motivieren.

Im Arbeitspaket 5 werden dartiber hinaus Aufgaben des Projektmanagements abgebildet. Dies
umfasst einerseits die Koordination der aufeinander aufbauenden und ineinandergreifenden
Erkenntnisse sowie das projektspezifische Controlling und die regelméaRige Berichterstattung.

Abb. 1: Projektstruktur
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AP 4: Kommunikation

Aktivitédtenbeschreibung:

5.1 Beratungs- und Vernetzungsangebot , Energieeffiziente Kommunen RLP“

Ausgangslage/ Problemstellung:

Wie in Kapitel 1 dargestellt, kbnnen Kommunen in vielfaltiger Weise direkten Einfluss auf ihren
Energieverbrauch nehmen. Die Einsparpotenziale sind vielfaltig und beziehen sich auf den Zustand
kommunaler Infrastrukturen und Liegenschaften — Gebaudehiille oder der technischen Anlagen
(Heizungskessel, Regelungstechnik, Pumpen, Liftungs- und Kiihlungsanlagen etc.) sowie das
Verhalten der Nutzer (kommunale Mitarbeiter, Lehrer, Schiiler,...). Aufgrund oftmals intransparenter
bzw. fehlender Daten sowie unzureichend koordinierter Prozesse, ebenso wie mangelnder Finanzen,
werden vorhandene Potenziale und darauf bezogene Mallnahmen jedoch haufig nur punktuell
betrachtet und umgesetzt.
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Gemeindehauser mit Dorfgemeinschaftshausern vergleichbar, da sie dhnliche Nutzungsmuster,
Gebdudeausstattungen etc. aufweisen.

Innovation:

Mit diesem Modul wird ein prozesshafter Rahmen fiir kommunale Aktivitaten im Bereich des
Energie- und Klimaschutzmanagements geschaffen wie er bislang in den wenigsten Kommunen
vorzufinden ist. Bisher waren kommunale Aktivitdten in diesem Bereich sehr haufig an die Stelle des
Klimaschutzmanager und die Dauer dieser geforderten Personalstelle gekoppelt. Dies fiihrte in vielen
Fallen dazu, dass effektive Prozesse wahrend ihrer Umsetzung zum Erliegen kamen, da der
,Kimmerer” nach Ablauf des Forderzeitraums wegfiel. Mit dem angestrebten Prozess sollen alle
Aktivitaten im Bereich Energie- und Klimaschutzmanagement in den kommunalen Strukturen
verankert und der angestofRene Prozess verstetigt werden.

Innovativ hierbei ist, dass das systematische Vorgehen bei Klimaschutz-/ EffizienzmaRBnahmen in
Kommunen zunehmend standardisiert werden kann. Kleine bis mittlere Kommunen (die Mehrheit in
Rheinland-Pfalz) stehen hierbei im Fokus. Dieser innovative Handlungsansatz wird durch Verbindung
mit den nachfolgend beschriebenen Modulen konsequent unterstiitzt.

Erwarteter Output:

e 3 Netzwerke mit je mindestens 8 Teilnehmern

e 32 Workshops liber die gesamte Laufzeit

e 30 Vor-Ort-Termine/ Erstberatungen (10 pro Jahr)
e Kennwertdatenbank und weitere Werkzeuge

e 4 Sanierungsfahrplane

Indikator: Zahl der beratenen Kommunen 60
5.2 Beratungs-, Unterstiitzungs-und Vernetzungsangebot ,Energieeffiziente Kldranlage“

Ausgangslage/ Problemstellung

Klaranlagen sind energetische GroRverbraucher der Kommunen. In einer im Auftrag des rheinland-
pfalzischen Umweltministeriums durchgefiihrten Studie "Energiesituation der kommunalen
Klaranlagen in Rheinland-Pfalz" wurde das Energieeinspar- und Erzeugungspotenzial ermittelt. Fur
das Jahr 2011 ergibt sich fiir Rheinland-Pfalz ein elektrischer Gesamtverbrauch von rund 200.000
MWh/a, im Mittel liegt der spezifische Energieverbrauch der erfassten Anlagen bei 36 kWh/(E*a). Die
Einsparpotenziale werden mit durchschnittlich 30 % quantifiziert. Besonders viel versprechend sind
eine energiesparende Beliiftung der Belebungsbecken sowie die Energieerzeugung aus den
Faulgasen der Klarschlamme in Blockheizkraftwerken.?

Unterschiedliche Modellprojekte in Rheinland-Pfalz, die teilweise durch das Land geférdert wurden,
belegen, dass durch gezielte MaRnahmen groRe Energieeffizienzpotenziale an Klaranlagenstandorten
zu heben sind. Entsprechende Erfahrungen und Kenntnisse aus Modell- und Pilotvorhaben sollen mit
dem vorliegenden Projekt in die Breite getragen sowie innovative und zukunftsweisende
EffizienzmalRnahmen multipliziert werden.

® Energieeffizienz kommunaler Kliranlagen, Umwelt Bundesamt, 2009
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Landesweit besteht bei vielen Standorten noch Nachholbedarf, was angesichts zunehmend enger
werdender finanzieller Spielraume der Kommunen und Herausforderungen aufgrund
gesellschaftlicher Entwicklungen wie z.B. dem demographischen Wandel, als akutes Problem
festzustellen ist.

Vor diesem Hintergrund soll mit Arbeitspaket 2 an bestehenden Handlungserfordernissen und
-moglichkeiten angesetzt werden. Betreiber kommunaler Klaranlagen sollen mit dem Arbeitspaket
gezielt angesprochen und schrittweise bei der Identifizierung und Umsetzung von
Effizienzmalnahmen unterstiitzt werden. Aufbauend auf Verbrauchsdaten, welche z.T. (iber
Arbeitspaket 1 erarbeitet werden, sollen detaillierte Energieanalysen angestoen und strategische
Planungen zur Umsetzung von Effizienzpotenzialen durch gezielte Wissensvermittlung und
Prozessunterstltzung begleitet werden.

Zielsetzung

Arbeitspaket 2 setzt sich zum Ziel, kommunale Klaranlagenbetreiber als GroRBverbraucher gezielt bei
der Identifizierung von Effizienzpotenzialen und der Entwicklung von Umsetzungsmoglichkeiten zu
unterstitzen. Hierdurch sollen Umsetzungen angestofRen werden zur:

e Verringerung des Eigenstrombedarfs,
e Verbesserung des Wirkungsgrade der BHKWs ,

e Verbesserung der Energieausbeute aus dem Klarschlamm,

e Eigenstromerzeugung durch Klarschlammvergasung,

e Nutzung der Abwarmepotentiale,

e Einsparung von CO2-Emissionen,

o  Weiterentwicklung von Klaranlage als Systemdienstleiter im Strommarkt und
e Optimierung der Klarschlammverwertung.

Beitrag zu spez. Zielen des EFRE-Programms sowie des Landes RLP:

Das vorgelegte Beratungs-und Vernetzungsangebot zur Steigerung der Energieeffizienz als auch der
Nutzung der erneuerbaren Energien tragt in idealer Weise zu den spezifischen Ziele 6 des EFRE
Programms bei.

Durch Bestandsanalysen bzw. Bilanzierung werden Einsparpotentiale und CO2-Minderungspotenziale
aufgedeckt, Handlungsempfehlungen abgeleitet und durch gezielte Wissensvermittlung MaBnahmen
zu deren Umsetzung angestolSen.

Darlber hinaus tragt AP 2 zur Umsetzung landesspezifischer Ziele und MaRnahmen wie sie im
Klimaschutzkonzept formuliert wurden bei, insbesondere:

e  KSK-A-5 Energiewirtschaftliche Optimierung und Flexibilisierung der Wasserwirtschaft fur
den Regelenergiemarkt,
KSK-A-7 Klimafreundliche Eigenstromerzeugung bei Kldranlagen und

e KSK-A-8 Landesprogramm ,effiziente Klaranlagen”.

Auch im aktuellen Koalitionsvertrag der Landesregierung genannte Schwerpunkte werden
unterstitzt, z.B.:

e der gezielte Einsatz der KWK als Ausgleichsfunktion um die Schwankung der Erneuerbaren
Energien auszugleichen und sinnvoll in unsere Stromversorgung zu integrieren;
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e die Einflihrung eines effizienten Lastmanagements unter Berlicksichtigung von Biogas und
Biomasse, die aufgrund ihrer Energiespeichereigenschaftals Systemkomponente nutzbar
sind, um die fluktuierende Einspeisung von Wind und Solarstrom auszugleichen.

MaRnahmenbeschreibung:

Zur Zielerreichung sieht dieses Arbeitspaket vor, interessierte Klaranlagenbetreiber orientiert am
Format eines , lernenden Energieeffizienznetzwerk” zusammenzubringen und schrittweise bei der
Identifizierung, Priorisierung und Umsetzung von EffizienzmalBnahmen an ihren Klaranlagen zu
unterstltzen. Mit diesem Ansatz geht das Arbeitspaket tber die klassische Informationsvermittlung
hinaus. Durch die geschlossene Gemeinschaft entsteht einerseits ein geschiitzter Raum fiir den
Austausch von Problemstellungen und Erfahrungen. Das gegenseitige Lernen hilft und motiviert, um
im individuellen Engagement voranzukommen und regt Gber den Verbund das Engagement um
individuell zu setzende Ziele und deren stringente Verfolgung an.

In der Umsetzung des Arbeitspakets sind nachfolgende Arbeitsschritte vorgesehen:
AP 2.1 Initiierung eines Effizienz-Netzwerkes fiir Klaranlagen in RLP:

Grindung eines Energieeffizienz-Netzwerks zum systematischen, zielgerichteten Erfahrungs-und
Ideenaustausch von mehreren Betreibern mit dem gemeinsamen Ziel einer Effizienzsteigerung.
Hierzu erfolgt:

a. die Ansprache von Klaranlagenbetreibern in Rheinland-Pfalz zwecks Werbung fir einen
Netzwerkbeitritt. Insbesondere werden herbei Kommunen, die auch in Arbeitspaket 1 aktiv
werden, bericksichtigt;

b. die Vorbereitung und Durchfiihrung eines Info-Meetings mit interessierten
Klaranlagenbetreibern zur Projekterlauterung;

c. die Einholung von Teilnahmeerklarung und Netzwerkgriindung.

AP 2.2 Betreuung des Effizienz-Netzwerkes fiir Kldranlagen in RLP:

Im Rahmen des Netzwerkes werden einerseits Bestandsaufnahmen veranlasst, im gemeinsamen
Dialog und Austausch mit erfahrenen Praktikern sowie Experten Einsparpotenziale definiert und die
Umsetzung von MalRnahmen angestolRen. Im Einzelnen sind hierzu folgende Aktivitdten vorgesehen:

a. Grundlage fir die Erhebung und Bewertung von Energieverbrdauchen, Einsparpotentialen und
der biologischen Prozesse ist eine Bestandsaufnahme der Energiestrome bzw. des
Biogasprozesses zusammen mit einer ibersichtlichen Analyse, Bewertung und
Dokumentation der Ergebnisse sowie der moglichen Einsparpotentiale der Kldranlage.
Aufbauend auf gezielter Wissensvermittlung sowie Bereitstellung geeigneter Werkzeuge
(aufbauend und in Ergdnzung zu AP 1) sollen die Klaranlagenbetreiber in die Lage versetzt
werden, diese Analyse weitestgehend selbststdandig durchzufiihren, was insbesondere die
Nachhaltigkeit des Prozesses nach Projektlaufzeit fordert. Auch dieser Ansatz ist neu und
kann einen Beitrag dazu leisten, Benchmarks zu entwickeln und hinsichtlich bestehender
Effizienzpotenziale zu sensibilisieren. Zentrale Elemente, welche vermittelt und schlieBlich in
den Klaranlagen durchgefiihrt werden sollen sind:

e Erfassung und Aufschliisselung des Energieverbrauches sowie Erstellung einer
Energiebilanz auf der Verbrauchs-und Versorgungsseite auf der Grundlage vorliegender
Daten,

e Analyse der Anlagenkomponenten der BHKW Anlage und der Klaranlage im Hinblick auf
den Eigenstromverbrauch,
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e Beurteilung der Klargaserzeugung und prozessbedingter Biogasverluste,
e Beschreibung des Zustandes der evtl. vorhandenen KWK Anlage und deren Eignung fir
die Erbringung von Systemdienstleistungen.

b. Aufbauend auf diesen Analysen werden Einsparpotenziale in den Fokus genommen und
Handlungsmoglichkeiten (u.a. EffizienzmalRnahmen, EE-Einsatz) eruiert. Bei der gezielten
Wissensvermittlung werden insbesondere Vorerfahrungen aus innovativen und
zukunftsweisenden Modellvorhaben eingebracht sowie innovative Anwendungen vermittelt
— diese Wissensvermittlung findet einerseits im Rahmen der Netzwerkgruppe, andererseits
im Rahmen von Workshops statt. Erganzend zu dieser Wissensvermittlung werden wiederum
Entscheidungshilfen anhand gegeben, welche eine Bewertung von Handlungsempfehlungen
seitens der Klaranlagenbetreiber erleichtern sollen. Neben technischen Aspekten finden
Aspekte der Wirtschaftlichkeit sowie der Finanzierung (u.a. unter Einbindung des AP 3)
Bericksichtigung. Flr innovative MalRnahmen soll eine Unterstiitzung bei der
Inanspruchnahme von Marktleistungen sowie potenziellen Férdermitteln (u.a. in der Kulisse
»,Modellvorhaben” des EFRE) erfolgen.

c. Unterstltzend und abgestimmt auf die Einfihrung/ Etablierung systematischer Prozesse in
Kommunen (vgl. AP 1) wird ein jahrliches Monitoring seitens der Klaranlagenbetreiber
angeleitet, um Verbrauchsentwicklungen und erste Einspareffekte evaluieren und daraus
weitere Schlisse ziehen zu kénnen.

d. Einhergehend mit der Netzwerkbetreuung sowie Uber begleitende Workshops soll ein
fortschreibbares Online-Informationsangebot entstehen, welches allen
Kldranlagenbetreibern zur Verfiigung steht und insb. innovative Vorhaben/ Praxisbeispiele
sowie Empfehlungen und Werkzeuge anhand gibt, die Zusammenstellung der Information
erfolgt in AP 2, die Aufbereitung insbesondere in AP 4 ,Kommunikation”. Ebenfalls wird
entlang der Projektlaufzeit ein intensiver Erfahrungsaustausch von Klaranlagenbetreibern
sowie weiteren Experten oder Impulsgeber aus anderen Branchenbereichen (z.B.
Biogasbranche im Kontext Vergarung/ Flexibilisierung) unterstitzt — u.a. Uber die zuvor
beschriebene Netzwerkarbeit, liber Dialogveranstaltungen und Besichtigungen.

Vorarbeiten des Antragstellers und Synergien:

Die Energieagentur RLP hat sich bereits in der Vergangenheit verschiedentlich mit dem Thema
,Energieeffiziente Klaranlagen” auseinandergesetzt. Neben individuellen Vor-Ort-Terminen, ist eine
Fachveranstaltung zum Thema Anfang 2016 hervorzuheben. Diese fand lberaus grof3es Interesse
und die Teilnehmer duRerten im Nachgang zur Veranstaltung in den Bewertungsfragebogen
Interesse an weiteren Veranstaltungen und Informationen zu diesem Thema. Dies ist ein Beleg fir
die Nachfrage an Informationen und Unterstiitzungsangeboten fiir die Betreiber von
Abwasserbehandlungsanlagen. Neben ersten Erfahrungswerten, Fachinformationen und
BestPractices, die bislang im Themenkontext seitens der Energieagentur gesammelt werden konnten,
kdénnen Synergien zu weiteren Angeboten der Agentur genutzt werden. So kénnen z.B. Erfahrungen
und Fachwissen aus den Aktivitdten im Bereich der landwirtschaftlichen Biogasanlagen eingebracht
werden, was insbesondere interessante verfahrens- und betriebstechnische Impulse fiir die
Weiterentwicklung von Klaranlagen mit sich bringen kann.

Synergien ergeben sich dariiber hinaus mit den Aktivitaten des Landes. Verschiedene
Studienprojekte und insbesondere seitens des Landes geférderte Modellvorhaben sollen in dem
vorliegenden Vorhaben berlicksichtigt werden. Ziel ist es, diese Erfahrungen in die Breite zu tragen
und den Effizienzstandard rheinland-pfélzischer Klaranlagen deutlich zu heben.

Innovation:
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Anlage 1 ENERGIEAGENTUR
Rheinland-Pfalz

Das Neue an dem Projekt ,,Energieeffiziente Kldranlage” ist der ganzheitliche und integrierte Ansatz
zur Effizienzsteigerung der Klaranlagen. Neben den klassischen Einsparpotentialen in der
Abwasserreinigung wird auch der Einsatz der Erneuerbaren Energien in Form von Klargas zur
Eigenstromerzeugung und die Abwarmenutzung des BHKW-Betriebs in den Blick genommen. Dies
kann im Einzelfall bis hin zur Erbringung von Systemdienstleistungen im Strommarkt gehen. Durch
die Einbindung externer Experten in Netzwerkveranstaltungen und Workshops werden verschiedene
Expertisen aus energietechnischen/-wirtschaftlichen sowie abwassertechnischen Blickwinkeln
kombiniert, innovative Losungen sollen vermittelt werden. In Riickkopplung mit AP 1 wird dartber
hinaus die Integration und Abstimmung des Vorgehens in gesamtsystemische Energie- und
Klimaschutzmanagementprozesse der betroffenen Kommunen behandelt.

Im Format eines lernenden Netzwerks als auch mit Informationsvermittlung sollen
Handlungsempfehlungen fir zukunftweisende Lésungen erarbeitet und umgesetzt werden. Neben
dem AnstoR konkreter MaBnahmen, kdnnen hierdurch nachhaltige Optimierungsprozesse
angestoflen sowie Benchmarks im Land gesetzt werden.

Erwarteter Output:

e 3 Workshops, einer pro Jahr
e 3 Fachveranstaltungen, eine pro Jahr
e 3 Besichtigungen, eine pro Jahr

Indikator: Zahl der beratenen Kommunen/ kommunalen Klédranlagen 65

5.3 Informations- und Beratungsangebot ,Finanzierung kommunaler
EffizienzmaBnahmen”

Ausgangslage/ Problemstellung

Viele rheinland-pfalzische Kommunen befinden sich in einer angespannten Finanzlage. Gleichzeitig
gibt es in den Kommunen viele MaRnahmen umzusetzen, welche sich mittel- bis langfristig durch die
eingesparten Energiekosten auszahlen kénnen. Angesichts finanzielle Engpdsse und
kommunalaufsichtlicher Beschrankungen werden sinnvolle Investitionen in EffizienzmaRnahmen
haufig nicht getatigt. Von dieser Situation ausgehend sind zur Umsetzung von EffizienzmaBnahmen in
Kommunen Finanzierungsinstrumente gefragt, die nicht nur auf 6ffentliche Mittel setzen, sondern
auch alternative Moglichkeiten in Betracht ziehen. Diese Alternativen kdnnen einerseits
blrgerschaftliches Engagement einbinden, Contracting-Modelle oder Crowdfunding bericksichtigen
bzw. auch weitere innovative Finanzierungsansatze betreffen.

In den letzten Jahren ist der Trend zu erkennen, dass Birger sich immer mehr finanziell in ihrer
Kommune beteiligen mdchten. Am deutlichsten wird dies im Bereich der
Blrgerenergiegenossenschaften, welche in Rheinland-Pfalz schon mehrfach die Energieversorgung
ganzer Ortschaften ibernommen haben und immer haufiger die Zusammenarbeit mit ihrer
Kommune suchen. Derartiges birgerschaftliches Engagement zielt darauf ab, Projekte in der eigenen
Region umzusetzen und auch die regionale Wertschdpfung zu fordern. Gleichzeitig wird hierdurch ein
wichtiger Beitrag zur Verfolgung gemeinschaftlich kommunale Energie- und Klimaschutzziele und der
Verbesserung von Akzeptanz fiir die Energiewende geleistet.
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1. VSBG - Verbraucherstreitbeilegungsgesetz

Zum Sachverhalt siehe die Anlage.

Pflicht ist die Schiedsstelle nur bei Erhebung privatrechtlicher Entgelte. Der Fokus liegt auf
den Unternehmen der Energieversorgung. Bei Erhebung 6ffentlich-rechtlicher Entgelte ge-
nigt ein Hinweis beispielsweise auf der homepage, dass keine Schiedsstelle eingerichtet ist.
Frist ist der 01.02.2017.

2. Unterschwellenvergabeordnung - Entwurf

Die Auftragsvergabe unterhalb der Schwellenwerte der Vergabeverordnung erfolgt originar
nach Landesrecht (GemHVO, LHO, VV ,Offentliches Auftragswesen®). Mit der UVgO zieht
der Bund diese Kompetenz an sich und will u.a. regeln, dass auch freiberufliche Leistungen
im Wege der Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb vergeben werden
mussen. Dies steht jedoch im Widerspruch zur den dort geltenden Honorarordnungen (z.B.
HOAI). Mit dem DStGB setzen wir uns gegen diese Regelung ein. Fraglich ist, ob das Land,
sollte diese Regelung tatsachlich kommen, abweichende Regelungen treffen darf.

Vor dem EuGH ist eine Klage der Europaischen Kommission gegen die HOAI anhangig.

3. Kleinchargen gefahrlicher Abfalle - Allgemeinverfigung der SAM

Hinweis auf die Allgemeinverfigung der SAM zum Verfahren der Nachweisfuhrung bei
Kleinchargen von bis zu 10 to, siehe Anlage.

4. DIN 1998 - Abfrage zum Entwurf

Aus dem Bereich der Werke kamen keine weiteren Hinweise. Ggf. mindlicher Bericht Uber
die Ergebnisse der DIN AG-Sitzung am 7.12.

Gemeinde- und Stadtebund
Rheinland-Pfalz

Verband kreisangehériger
Gemeinden und Stadte e.V.
Deutschhausplatz 1
D-55116 Mainz

Telefon (0 61 31) 23 98 -0

s s e Sitaung FEL 15.12.2070
ele von



5. Handelsreqister - Eintragungspflicht

Das AG Koblenz hat den WBL Lahnstein bestatigt, nicht der Eintragungspflicht zu unterlie-
gen, obwohl einer der Betriebszweige ein Baderbetrieb ist. Baderbetriebe seien grundsatz-
lich, so das AG, als Gewerbebetrieb im Sinne des HGB anzusehen. Bei den WBL Lahnstein
ist der Baderbetrieb aber im Vergleich zu den ubrigen Betriebszweigen (Wasser, Abwasser,
Bauhof) so untergeordnet und zudem Zuschussbetrieb, dass das AG letztlich zu der Auffas-
sung kam, der WBL sei in seiner Gesamtheit nicht eintragungspflichtig.

6. Entgeltordnung - Gesprach mit dem KAV

Mit dem KAV ist fur den 19. Januar ein Gesprachstermin vereinbart. Dabei geht es aus Sicht
des KAV vorrangig um die Frage, welche konkreten Falle nicht mit der neuen Entgeltordnung
"gel6st" werden kdnnen. Die Mitglieder des Fachbeirats werden gebeten, der Geschéftsstelle
entsprechende ganz konkrete Fragen und Problemfélle zur Vorbereitung des KAV-
Gesprachs mitzuteilen, idealerweise bis zum 10. Januar 2017.

7. Abzugsfahigkeit haushaltsnaher Handwerkerleistungen - BMF-Schreiben

Hinweis auf GStB-Nachricht 0200/2016 (Anlage). Die Einordnung von MalBnahmen an offent-
lichen Wasserversorgungs- bzw. Abwasseranlagen ergibt sich aus Rn. 22 im BMF-Schreiben
(Seite 7) sowie aus der Tabelle in Anhang 1 (Seiten 25, 27, 29 bzw. 35). Zu Hausanschlisse
siehe insbesondere Seite 29, zweite Zeile. Nicht beglnstigt sind danach sind alle Mal3inah-
men, die von der 6ffentlichen Hand durchgefiihrt werden, sowie im Ubrigen alle MaRnahmen,
die "aulRerhalb des Haushalts" durchgefiihrt werden.

8. § 97 GemO qilt nicht fur Wirtschaftsplane der Eigenbetriebe

Hinweis auf GStB-Nachricht 0194/2016 (Anlage). Die Wirtschaftsplane der Eigenbetriebe
sind nicht als solche nach § 97 Abs. GemO offenzulegen, da sie selbst keine Haushaltspla-
ne, sondern nur Anlagen zu einem Haushaltsplan sind.

Sitzung FEU 15.12.2016
Seite 21 von 98



Anlage 1zu TOP 5
Seite 1 von 32

bdew

Energie. Wasser. Leben.

BDEW Bundesverband
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ReinhardtstraBe 32
10117 Berlin

H Telefon +49 30 300 199-0
Anwendungshilfe
E-Mail info@bdew.de
www.bdew.de

zum Verbraucherstreit-
beilegungsgesetz (VSBQG)

und zur Verordnung Uber Online-Beilegung ver-
braucherrechtlicher Streitigkeiten (ODR-VO)

2. Auflage

Berlin, 3. Mai 2016

—
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1 Einleitung

Am 1. April 2016 tritt das Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBQG) in Kraft. Das Gesetz
erganzt bereits bestehende Hinweispflichten zur Verbraucherschlichtung und zur Schlich-
tungsstelle Energie flr Energieversorgungsunternehmen. Es halt aber auch véllig neue In-
formationspflichten fir alle Unternehmen bereit, die Verbrauchervertrage abschlieBen und gilt
somit z. B. fir Wasser-, Abwasser- und Fernwarmeunternehmen, die privatrechtliche Vertra-
ge schlieBen. Auf diese Unternehmen kommen auch Neuerungen im Hinblick auf das interne
Beschwerdemanagement im Unternehmen zu.

Unabhé&ngig von den Anforderungen aus dem VSBG mussen parallel die Anforderungen Ver-
ordnung Uber die Online-Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten (ODR-Verordnung)
fir Online-Vertrage umgesetzt werden.

Der BDEW stellt seinen Mitgliedsunternehmen diese Anwendungshilfe zur Verfligung, um
Hintergriinde zu erlautern, einen Uberblick iiber den Handlungsbedarf zu geben und mit For-
mulierungsbeispielen die Umsetzung zu unterstitzen.

2 Ubersicht der Betroffenheit

In der folgenden Ubersicht wird fiir alle Unternehmen schlagwortartig der Handlungsbedarf
aufgefihrt.

Wer? Was? Wann? Norm
Energielieferant Ergédnzung um Hinweis zur 1. April 2016 §41Abs.1S.2
Teilnahmeverpflichtung Nr. 7, Abs. 4
e in Vertragen mit Haushalts- EnWG
kunden (Grund- und Son- § 111 a EnWG
derkundenvertrage) § 40 Abs. 2 Nr. 8
e in oder als Anlage zu Rech- EnWG
nungen an Haushaltskun- §2Abs.3S. 6
den Nr. 3 StromGVV
o |r1 an Haushaltskunder'] gfe— §2 Abs. 3 S. 4
richtetem Werbemateria Nr. 3 GasGVV
e auf der Webseite
e in Ablehnungsschreiben bei
Beschwerden
Seite 4 von 32
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Wer?

Was?

Wann?

Norm

Strom/Gas:
Netzbetreiber
Messstellenbetreiber

Messdienstleister

Hinweis auf Schlichtungs-
stelle Energie inklusive Kon-
taktdaten und Teilnahme-
verpflichtung auf der Web-
seite

Ergédnzung um Hinweis zur
Teilnahmeverpflichtung in
Ablehnungsschreiben bei
Beschwerden

Hinweis auf Schlichtungsstelle

Energie inklusive Kontaktdaten
und Teilnahmeverpflichtung in

den AGB

1. April 2016

1. Februar 2017

§ 111 a EnWG

§ 36 Abs. 1 Nr. 2,
Abs. 2 Nr. 2
VSBG

Wasser-
/Abwasserversorger

Fernwarme und
sonstige Sparten

Hinweis zur Bereitschaft/
freiwilligen Verpflichtung zur
Teilnahme an Schlichtungsver-
fahren

auf der Webseite

in AGB (Erganzenden Be-
stimmungen)

in Ablehnungsschreiben bei
Beschwerden, hier auch bei
Nichtteilnahme unter Anga-
be der zustandigen Ver-
braucherschlichtungsstelle
inklusive Kontaktdaten

1. Februar 2017

§ 36 VSBG
§ 37 VSBG
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Schlichtungsverfahren in der Versorgungswirtschaft

In der folgenden Ubersicht wird fiir alle Unternehmen die Betroffenheit im Hinblick auf die Teilnahme
an Verbraucherschlichtungsverfahren aufgezeigt.

Unternehmen
Verbrauchervertrag? | pgin  keine Schlichtung
ja .
Privater Vertrag? nein  keine Schlichtung
—
ja
[ [ | | | | |
Strom—/ Strom—/ Strom—/ Wasser- || Abwasser-||Fern- Energie-
Gasliefe- || Gas- Gasmess- versorger || entsorger || warme- dienstleis-
rant netzbe- stellenbe- versorger ||ter oder
treiber treiber Sonstiges
EnWG VSBG

verpflichtende Teilnahme freiwillige Teilnahme

I I

Freiwillige Streit- (Bundesweite) Allge-

Schlichtungsstelle
meine Verbraucher-

Energie beilegungsstelle
Versorgungswirt- schlichtungsstelle des
schaft Zentrums far Schlich-

(in Diskussion) tung

Informationspflicht:
ab 1. Februar 2017

Informationspflicht:
ab 1. April 2016
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3 Europarechtlicher Hintergrund

3.1 ADR-Richtlinie, ODR-Verordnung und Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG)

Das Européische Parlament und der Rat haben im Mai 2013 zwei Rechtsakte zur alternativen
Konfliktbeilegung in Verbrauchersachen beschlossen:

¢ Richtlinie 2013/11/EU des Européischen Parlaments und Rates vom 21. Mai 2013
Uber die alternative Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten (ADR-Richtlinie)

e Verordnung(EU) Nr. 524/2013 des Europaischen Parlaments und Rates vom
21. Mai 2013 Uber die Online-Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten* (ODR-
Verordnung)

Diese neuen gesetzlichen Regeln flr alternative Streitbeilegungsverfahren (Alternative Dispu-
te Resolution — ADR) und die Streitbeilegung bei Online-Verk&aufen (Online Dispute Resoluti-
on — ODR) sollen den Verbrauchern schnelle, giinstige und informelle Alternativen zu oft
langwierigen Gerichtsverfahren bieten, um Streitigkeiten aus Verbrauchervertragen zu regein.
Das gilt insbesondere fir kleinere Rechnungsbetrage, bei denen Verbraucher aufgrund des
Kostenrisikos ein Gerichtsverfahren scheuen.

3.1.1  ADR-Richtlinie

Die ADR-Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten im Verbraucherbereich flachendeckend fur
alternative auBergerichtliche Streitbeilegungsstellen (AS-Stellen) zu sorgen. Diese AS-Stellen
mussen im Hinblick auf ihre Organisation, Unabh&ngigkeit und Integritat die Qualitdtsanforde-
rungen der ADR-Richtlinie umsetzen. Alle AS-Stellen werden in einer Liste erfasst und die
Européische Kommission dartber informiert.

Der Anwendungsbereich wird flr Streitigkeiten Uber vertragliche Verpflichtungen zwischen
Verbrauchern und Unternehmern erdéffnet, die sich sowohl aus online als auch aus offline
geschlossenen Kaufvertragen oder Dienstleistungsvertragen in allen Wirtschaftssektoren
ergeben. Dabei stellt die Richtlinie auf Beschwerden von Verbrauchern gegen Unternehmer
ab, nicht dagegen auf Beschwerden von Unternehmern gegentber Verbrauchern oder auf
Streitigkeiten zwischen Unternehmen. Die Mitgliedsstaaten miissen auch dafiir sorgen, dass
die Unternehmen die Verbraucher klar, verstandlich und leicht zuganglich Gber die Méglich-
keiten der auBergerichtlichen Streitbeilegung informieren.

Die Streitigkeiten sollen in h6chstens 90 Tagen beigelegt werden. Konnte eine Streitigkeit
nicht mit Hilfe eines Streitbeilegungsverfahrens beendet werden, so sollen die Parteien in der
Folge nicht daran gehindert werden, ein Gerichtsverfahren einzuleiten.

Die Richtlinie sieht nicht vor, dass Unternehmen sich an Streitbeilegungsverfahren beteiligen
mussen oder dass das Ergebnis solcher Verfahren fiir sie verbindlich ist. Allerdings haben die
Mitgliedstaaten die Mdglichkeit Sonderregelungen zu treffen. Deutschland hat bereits seit
2011 im Rahmen der Umsetzung des 3. Binnenmarktpakets Energie im EnWG eine strengere
Regelung gewahlt und im Strom- und Gasbereich die verbindliche Teilnahme an Schlich-
tungsverfahren nach §§ 111 a — c EnWG geregelt.
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Die ADR-Richtlinie hatte bereits bis zum 9. Juli 2015 in innerstaatliches Recht umgesetzt
werden massen. In Deutschland wird die ADR-Richtlinie im Verbraucherstreitbeilegungsge-
setz (VSBG) umgesetzt und tritt im Wesentlichen am 1. April 2016 in Kraft.

3.1.2 ODR-Verordnung

Der Anwendungsbereich dieser Verordnung erfasst die auBergerichtliche Beilegung von
Streitigkeiten Gber vertragliche Verpflichtungen aus Online-Kaufvertragen oder Online-
Dienstleistungsvertragen zwischen einem Verbraucher und einem Unternehmen.

Auf der Grundlage der ODR-Verordnung (ODR-VO), will die EU eine eigene und von ihr fi-
nanzierte Plattform fur die Online-Streitbeilegung (OS-Plattform) schaffen. Dabei handelt es
sich um eine interaktive Internetseite der EU, nicht jedoch um eine weitere AS-Stelle, die
selbst Schlichtungsverfahren durchfiihrt. Verbraucher und Unternehmer, die Streitigkeiten
aus Online-Vertragen auBergerichtlich und freiwillig beilegen wollen, kénnen Uber ein Online-
Formular inre Beschwerde einreichen. Die OS-Plattform leitet diesen Vorgang an die von den
Mitgliedstaaten zu benennenden AS-Stellen weiter, informiert den Beschwerdegegner und
stellt zudem elektronische Ubersetzungsmaglichkeiten bereit. Die OS-Plattform soll auch ein
elektronisches Fallbearbeitungsinstrument zur Verfigung stellen, das es den Parteien und
der AS-Stelle ermdglicht, das Streitbeilegungsverfahren online Gber die OS-Plattform durch-
zufihren.

Die ODR-VO gilt seit dem 9. Januar 2016 unmittelbar in den Mitgliedstaaten, unabh&ngig von
nationalen Gesetzen zum Fernabsatzrecht oder der Umsetzung der ADR-Richtlinie in
Deutschland im VSBG. Das betrifft insbesondere die entsprechenden Informationspflichten
fr Online-Handler gegenilber Verbrauchern aus Artikel 14 ODR-VO. (Siehe hierzu nachfol-
gend unter 4.6 und 5.8)

Seit dem 15. Februar 2016 steht die Internetseite zur OS-Plattform zur Verfugung. Da in
Deutschland jedoch das VSBG erst am 1. April 2016 in Kraft tritt und erst dann auch die An-
erkennung von Verbraucherschlichtungsstellen erfolgen kann, wird mit einer vollstandigen
Funktion der Webseite erst gegen Ende des Jahres gerechnet.

3.1.3 Verbraucherstreitbeilegungsgesetz

Am 25. Februar 2016 wurde das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie tber alternative Streit-
beilegung in Verbraucherangelegenheiten und zur Durchfiihrung der Verordnung Gber Onli-
ne-Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten (VSBG) im Bundesgesetzblatt (BGBI. | S.
254) verkindet.

Das VSBG enthélt die wesentlichen Anforderungen an Verbraucherschlichtungsstellen und
regelt das Verfahren. Private Schlichtungsstellen, die diese Anforderungen erfillen, kénnen
sich von den zustandigen Behérden anerkennen lassen. Das Gesetz sieht zudem die Einrich-
tung von ergénzenden Universalschlichtungsstellen durch die Lander vor. Die Teilnahme an
den Streitbeilegungsverfahren ist freiwillig. Empfehlungen zur Streitbeilegung sind nicht bin-
dend.

Bereits vorhandene Schlichtungsstellen, wie die Schlichtungsstelle Energie — mit dem ver-
pflichtenden Schlichtungsverfahren nach dem EnWG fir Energieversorgungsunternehmen,
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Messstellenbetreiber und Messdienstleister — bleiben erhalten. Es werden lediglich die Ver-
fahren an die entsprechenden gesetzlichen Regelungen angepasst. Flr diese Energieversor-
gungsunternehmen bleibt es nach wie vor bei einer Teilnahmeverpflichtung am Schlichtungs-
verfahren der Schlichtungsstelle Energie.

Das VSBG tritt groBtenteils zum 1. April 2016 in Kraft.

Die Informationspflichten fur Unternehmen werden grundsatzlich erst zum 1. Februar 2017
wirksam. Davon ausgenommen sind die zusatzlichen Hinweispflichten der Energieversor-
gungsunternehmen bzgl. ihrer Verpflichtung an den Schlichtungsverfahren der Schlichtungs-
stelle Energie teilzunehmen, die bereits ab 1. April 2016 gelten. Ab diesem Zeitpunkt missen
nicht nur Energielieferanten sondern alle Energieversorgungsunternehmen, insbesondere
Netzbetreiber, Messstelllenbetreiber und Messdienstleister, auch auf inrer Unternehmens-
webseite auf die Schlichtungsstelle Energie hinweisen, inklusive deren Kontaktdaten und der
Webseite. (Siehe hierzu nachfolgend unter 4.5 und 5.7)

4 Was andert sich fur Energieversorgungsunternehmen?

4.1 Was regelt das EnWG bereits zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Ver-
brauchern und Energieversorgungsunternehmen?

Mit Inkrafttreten des novellierten EnWG am 4. August 2011 wurden zum ersten Mal Regelun-
gen zum Umgang mit Verbraucherbeschwerden und zur Schlichtungsstelle Energie (§§ 111
a — ¢ EnWG) umgesetzt. Das resultiert aus den rechtlichen Vorgaben der EU-Strom- und
Gasrichtlinie (3. Binnenmarktpaket Energie) aus dem Jahr 2009:

e § 111 a EnNWG regelt die Anforderungen an das unternehmensinterne Beschwerde-
management.

e § 111 b EnWG legt die Anforderungen an eine zentrale Schlichtungsstelle flir Energie
fest und normiert den Anspruch von Verbrauchern und Energieversorgungsunterneh-
men (EVU) auf Anrufung der Schlichtungsstelle zur Beilegung von Streitigkeiten Uber
den Anschluss an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie die Mes-
sung der Energie. Beantragt ein Verbraucher die Schlichtung bei der Schlichtungsstel-
le Energie, ist das Energieversorgungsunternehmen verpflichtet, an dem Schlich-
tungsverfahren teilzunehmen. Empfehlungen zur Beilegung der Streitigkeiten entfalten
keine Bindungswirkung. Die Schlichtungsstelle ist berechtigt, ein angemessenes Ent-
gelt fir die Durchfihrung der Verfahren zu verlangen.

e § 111 ¢ EnWG regelt das Zusammentreffen des Schlichtungsverfahrens nach § 111 b
EnWG und den Missbrauchs- bzw. Aufsichtsverfahren nach §§ 30 Absatz 2, 31, 65
EnWG.

GemaB § 111 b Absatz 3 EnWG hat das Bundesministerium fir Wirtschaft und Technologie
(BMWi) im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fir Ernahrung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz (BMELV) im Oktober 2011 den privatrechtlich ausgestalteten Verein
~Schlichtungsstelle Energie e. V. als zentrale Schlichtungsstelle fir Energie zur auBergericht-
lichen Beilegung von Streitigkeiten nach den §§ 111 a — ¢ EnWG anerkannt.
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Der BDEW hat das Verfahren ausfiihrlich in seine Anwendungshilfe' ,Schlichtungs-
stelle Energie — Der Umgang mit Verbraucherbeschwerden nach dem EnWG* vom
1. Juli 2013 beschrieben.

4.2 Schlichtungsstelle Energie bleibt die zentrale Schlichtungsstelle nach § 111 b
EnWG

Die anerkannte Schlichtungsstelle nach § 111 b Absatz 3 EnWG ist eine Verbraucherschlich-
tungsstelle nach dem VSBG. Das VSBG ist anzuwenden, soweit das EnWG keine abwei-
chenden Regelungen trifft. Die Anerkennung erfolgt nach wie vor als zentrale Schlichtungs-
stelle zur auBergerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten nach § 111 b Absatz 1 EnWG. Da-
mit wird gewahrleistet, dass es keine weiteren Schlichtungsstellen gibt, die Verfahren zur
Beilegung von Streitigkeiten Uber den Anschluss an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit
Energie sowie die Messung der Energie durchfihren darfen.

Aktuell ist der privatrechtlich ausgestaltete Verein ,Schlichtungsstelle Energie e. V.* als zent-
rale Schlichtungsstelle anerkannt und fihrt die Téatigkeit auf Grundlage des EnWG fort. Ab
den 1. August 2016 gilt die Schlichtungsstelle Energie automatisch als Verbraucherschlich-
tungsstelle nach dem VSBG.

4.3 Verfahrensdauer bei der Schlichtungsstelle Energie

Das VSBG (§ 20 VSBG) sieht flr alle Schlichtungsverfahren eine Dauer von 90 Tagen nach
Eingang der vollstandigen Beschwerdeakte vor. Die Vollstandigkeit der Beschwerdeakte wird
in der Regel angenommen, wenn die Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme hatten.

Damit entfallt die Anforderung nach § 111 b Absatz 1 Satz 5 EnWG, nach der Schlichtungs-
verfahren regelmaBig innerhalb von drei Monaten abgeschlossen werden sollen. Es bleibt bei
der allgemeinen Regelung nach § 20 VSBG, an die auch die Verfahrensordnung der Schlich-
tungsstelle Energie noch angepasst werden muss.

Die Schlichtungsstelle Energie hat in ihrer bisherigen Praxis den Beginn des Verfahrens be-
reits ab Eingang des Schlichtungsantrags seitens des Verbrauchers angenommen. Somit
steht ihr streng genommen jetzt mehr Bearbeitungszeit fir den Versuch einer gitlichen Eini-
gung bis zum mdglichen Abschluss des Verfahrens durch eine Schlichtungsempfehlung zur
Verfligung.

Sollte aufgrund besonderer Schwierigkeiten der Streitigkeit eine langere Bearbeitungszeit
erforderlich sein, ist die Schlichtungsstelle geman § 111 ¢ Absatz 2 EnWG kinftig verpflich-
tet, die Parteien entsprechend zu informieren. Ein solcher Fall kbnnte z. B. eintreten, wenn
ein Verfahren vor dem BGH in einer vergleichbaren Rechtsfrage anhangig ist und dieser
grundsatzlichen Entscheidung nicht durch ein Schlichtungsverfahren vorgegriffen werden soll.

! Anwendungshilfe: Energie-Info ,Schlichtungsstelle Energie — Der Umgang mit Verbraucherbe-
schwerden nach dem EnWG* vom 1. Juli 2013. Link auf BDEW-Webseite:
https://www.bdew.de/internet.nsf/id/5C80206 0ECDB685DC1257B97002B7FFB/$file/1_2013-07-
01_Energie-Info_Schlichtungsstelle_Auflage_3.pdf.
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4.4 Kaum Anderungen beim Schlichtungsverfahren der Schlichtungsstelle Energie

Die Schlichtungsstelle Energie wird alle Vereinsordnungen an die neuen gesetzlichen Rege-
lungen nach dem VSBG und die Erganzungen im EnWG anpassen und z. B. in ihrer Satzung
die Vertretung fir den Ombudsmann aufnehmen, in der Verfahrensordnung die Regelung der
Verfahrensdauer anpassen sowie die Kostenordnung im Hinblick auf Verbraucherentgelte
andern. Bisher ist in der Kostenordnung der Schlichtungsstelle Energie eine Beteiligung des
Verbrauchers bei missbrauchlichen Antragen in H6he von 50 Euro vorgesehen, die aufgrund
der gesetzlichen Vorgabe des VSBG auf 30 Euro reduziert werden muss.

So wie sich die Anderungen zur Verfahrensdauer in der Praxis der Schlichtungsstelle Energie
kaum auf die Schlichtungsverfahren auswirken werden, sind auch dariiber hinaus keine ent-
scheidenden Neuerungen bei der Umsetzung des VSBG zu erwarten.

Den meisten Anpassungsbedarf wird es in der Verfahrensordnung bei der Umsetzung der
Ablehnungsgriunde nach § 14 VSBG geben. Das Gesetz sieht vor, dass die Schlichtungsstel-
le die Durchflihrung eines Streitbeilegungsverfahrens aus folgenden Griinden ablehnen
muss:

e Unzustandigkeit der Schlichtungsstelle
e Verbraucher hat den streitigen Anspruch nicht beim Unternehmen geltend gemacht
e Antrag des Verbrauchers ist offensichtlich ohne Aussicht auf Erfolg

Diese Unzulassigkeitsgrinde regelt die Verfahrensordnung der Schlichtungsstelle Energie
bereits jetzt schon.

In der Verfahrensordnung kénnen darliber hinaus folgende weitere Ablehnungsgriinde gere-
gelt werden:

e Es wurde bereits ein Streitbeilegungsverfahren durchgefiihrt oder die Streitigkeit ist
bei einer anderen Verbraucherschlichtungsstelle anhangig

e Die Streitigkeit ist vor Gericht anhangig oder ein Gericht hat bereits eine Sachent-
scheidung getroffen

e Minimale bzw. maximale Streitwertgrenzen

e Streitigkeiten, die den effektiven Betrieb der Verbraucherschlichtungsstelle ernsthaft
beeintréchtigen

Da die Umsetzung dieser Grinde in die Verfahrensordnung im Ermessen der Schlichtungs-
stelle steht, muss die Entscheidung der Schlichtungsstelle Energie abgewartet werden. Es
werden jedoch keine groBen Anderungen zur bisherigen Praxis erwartet. Voraussichtlich in
der zweiten Jahreshalfte 2016 werden entsprechende Anpassungen realisiert.

4.5 Neu: Ergéanzung bestehender Informationspflichten fiir Strom und Gas nach dem
EnWG

Fir die EVU besteht im Bereich von Strom und Gas bereits jetzt Handlungsbedarf. Das
EnWG sieht bereits seit 2011 fir die EVU besondere Informationspflichten vor. Diese Infor-
mationspflichten bleiben erhalten, missen aber noch ergénzt werden. An den Stellen, an
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denen auf die Schlichtungsstelle Energie hingewiesen wird, muss zusatzlich noch darauf
verwiesen werden, dass die Unternehmen zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren verpflich-
tet sind. Der BDEW hatte gegen diese unnétigen Informationspflichten im Gesetzgebungsver-
fahren Stellung genommen. Der Bundesrat wollte diese Regelungen jedoch beibehalten. Die-
se Anderungen im EnWG treten bereits ab 1. April 2016 in Kraft.

Im Einzelnen sind diese Gesetzesanderungen im EnWG vorgenommen worden:
§ 41 Absatz 1 Satz 2 Nr. 7 EnWG n. F.

(1) Vertrdge lber die Belieferung von Haushaltskunden mit Energie auBerhalb der Grundver-
sorgung missen einfach und verstédndlich sein. Die Vertrdge miissen insbesondere Bestim-
mungen enthalten tber

()5

7. Informationen (iber die Rechte der Haushaltskunden im Hinblick auf Streitbeilegungs-
verfahren, die ihnen im Streitfall zur Verflgung stehen, einschlieBlich der fir Verbrau-
cherbeschwerden nach § 111b einzurichtenden Schlichtungsstelle ¢rd mit deren An-
schrift und Webseite, tiber die Verpflichtung des Lieferanten zur Teilnahme am
Schlichtungsverfahren sowie tber die Kontaktdaten des Verbraucherservice der Bun-
desnetzagentur flr den Bereich Elektrizitdt und Gas.

§ 2 Absatz 3 Satz 6 Nr. 3 Stromgrundversorgungsverordnung/§ 2 Absatz 3 Satz 4 Nr. 3
Gasgrundversorgungsverordnung n. F.

Zusétzlich ist in dem Vertrag oder der Vertragsbestétigung hinzuweisen auf {(...)

3. das Recht des Kunden nach § 111b Absatz 1 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes
eine Schlichtungsstelle anzurufen-—und die Anschrift und die Webseite der zustandi-
gen Schlichtungsstelle, die Verpflichtung des Lieferanten zur Teilnahme am Schlich-
tungsverfahren sowie auf den Verbraucherservice der Bundesnetzagentur flir den Be-
reich Elektrizitdt und Gas und dessen Anschrift.

Die Hinweise nach Satz 4 Nummer 3/Satz 6 Nummer 3 hat der Grundversorger auch auf sei-
ner Internetseite zu verdffentlichen.

§ 111 a EnWG n. F.

Energieversorgungsunternehmen, Messstellenbetreiber und Messdienstleister (Unterneh-
men) sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 des Blirgerli-
chen Gesetzesbuchs (Verbraucher) insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualitat
von Leistungen des Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das
Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie die Messung der Energie betreffen, in-
nerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu beantworten. Wird der
Verbraucherbeschwerde durch das Unternehmen nicht abgeholfen, hat das Unternehmen die
Griinde schriftich-eder-elektronisch in Textform darzulegen und auf das Schlichtungsverfah-
ren nach § 111b unter Angabe der Anschrift und der Webseite der Schlichtungsstelle hinzu-
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weisen. Das Unternehmen hat zugleich anzugeben, dass es zur Teilnahme am Schlichtungs-
verfahren verpflichtet ist. Das Unternehmen hat auch auf seiner Webseite auf das Schlich-
tungsverfahren nach § 111b, die Anschrift und die Webseite der Schlichtungsstelle sowie
seine Pflicht zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren hinzuweisen. Das mit der Beanstan-
dung befasste Unternehmen hat andere Unternehmen, die an der Belieferung des beanstan-
denden Verbrauchers beziiglich des Anschlusses an das Versorgungsnetz, der Belieferung
mit Energie oder der Messung der Energie beteiligt sind, Gber den Inhalt der Beschwerde zu
informieren, wenn diese Unternehmen der Verbraucherbeschwerde abhelfen kénnen.

4.5.1 Neu: Hinweis auf Teilnahmeverpflichtung auf Webseite und Rechnungen, in
Vertragen und in Werbematerial von Energielieferanten

Bereits bisher musste der Energieliefervertrag im Rahmen der Grundversorgung und im Son-
derkundenbereich Informationen tber die Schlichtungsstelle Energie und deren Anschrift ent-
halten. Neu ist der Hinweis auf die Teilnahmeverpflichtung am Schlichtungsverfahren. Durch
die Verweise in § 41 Absatz 4 EnWG auf § 41 Absatz 1 Satz 2 EnWG und die Regelung nach
§ 40 Absatz 2 Nr. 8 EnNWG muss der Hinweis zur Teilnahmeverpflichtung an folgenden Stel-
len erganzt werden:

e in Vertragen mit Haushaltskunden (Grund- und Sonderkundenvertrage)
¢ in oder als Anlage zu Rechnungen an Haushaltskunden und

¢ in an Haushaltskunden gerichtetem Werbematerial sowie

e auf der Unternehmenswebseite

§ 40 Absatz 2 Nr. 8 EnNWG (Anforderungen an Strom- und Gasrechnungen) regelt u. a. auch
die Pflicht zu Angaben Uber die Rechte der Haushaltskunden im Hinblick auf Streitbeile-
gungsverfahren, einschlieBlich der Anschrift der Schlichtungsstelle Energie auf Strom- und
Gasrechnungen. Das VSBG sieht zwar keine Ergdnzung der Rechnung im Hinblick auf eine
Teilnahmeverpflichtung vor. Dabei kann es sich jedoch nur um ein redaktionelles Versehen
des Gesetzgebers handeln. AuBerdem missen die Rechnungen an Haushaltskunden bereits
Uber den Verweis aus § 41 Absatz 4 EnWG entsprechend angepasst werden.

Die vom BDEW herausgegebenen Anwendungshilfen ,Kundenrechnung Strom* und ,Kun-
denrechnung Gas* (Dezember 2013)? schlagen zur Umsetzung dieser Informationspflichten
folgende Formulierung vor, die um einen Hinweis auf die Teilnahmeverpflichtung am Schlich-
tungsverfahren ergéanzt wurde:

2 Anwendungshilfen: Leitfaden ,Kundenrechnung Strom“ und ,Kundenrechnung Gas" (Dezember
2013). Links auf BDEW-Webseite:
https://bdew.de/internet.nsf/id/A3SD987B60FE9ECEEC1257B200051A507/$file/2013-12-
18_Leitfaden_Kundenrechnung_Strom_final.pdf
https://bdew.de/internet.nsf/id/A3SD987B60FE9ECEEC1257B200051A507/$file/2013-12-
18_Leitfaden_Kundenrechnung_Gas_final.pdf.
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Musterformulierung fur Verbraucherrechnung Strom und Gas

Fragen oder Beschwerden im Zusammenhang mit Ihrer Energielieferung kénnen an
unseren Verbraucherservice per Post (Stadtwerke XY, Postfach XY, Stadt), telefonisch (Tele-
fonnummer, mit Angabe der Kosten, falls nicht kostenfrei) oder per E-Mail (Verbraucherser-
vice @stadtwerkeXY.de) gerichtet werden.

Der Verbraucherservice der Bundesnetzagentur fiir den Bereich Elektrizitdt und Gas

Der Verbraucherservice der Bundesnetzagentur stellt Ihnen Informationen (ber das geltende
Recht, Ihre Rechte als Haushaltskunde und (iber Streitbeilegungsverfahren fir die Bereiche
Elektrizitat und Gas zur Verfligung und ist unter folgenden Kontaktdaten erreichbar:

Bundesnetzagentur
Verbraucherservice Energie
Postfach 8001

53105 Bonn

Telefon: 030 / 22480 — 500

Telefax: 030 /22480 — 323

Internet: www.bundesnetzagentur.de

E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de

Zur Beilegung von Streitigkeiten nach § 111 a EnWG kann ein Schlichtungsverfahren bei
der Schlichtungsstelle Energie beantragt werden. Voraussetzung daf(r ist, dass der Ver-
braucherservice unseres Unternehmens angerufen wurde und keine beidseitig zufriedenstel-
lende Lésung gefunden wurde. Unser Unternehmen ist zur Teilnahme am Schlichtungsver-
fahren der Schlichtungsstelle Energie verpflichtet.

Schlichtungsstelle Energie e. V.
FriedrichstraBe 133
10117 Berlin

Telefon: 030/ 2757240 — 0

Telefax: 030/ 2757240 — 69

Internet: www.schlichtungsstelle-energie.de
E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de
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4.5.2 Neu: Hinweis auf Schlichtungsstelle Energie sowie Teilnahmeverpflichtung auf
der Webseite von Energienetzbetreibern, Messstellenbetreibern und Mess-
dienstleistern und anderen

Wahrend Energielieferanten bereits bisher nach § 41 EnWG verpflichtet waren auf ihrer
Webseite Uber die Schlichtungsstelle Energie zu informieren und deshalb nur noch den Hin-
weis zur Teilnahmeverpflichtung am Schlichtungsverfahren erganzen muissen, ist diese In-
formationspflicht flr alle anderen Unternehmen, insbesondere Netzbetreiber, Messstellenbet-
reiber und Messdienstleister, zum 1. April 2016 neu.

Die Informationen sollen auf der Webseite des Unternehmens leicht zugénglich sein. In der
Regel ist diese Anforderung erfullt, wenn diese Hinweise nur zwei Klicks von der Startseite
entfernt stehen, z. B. auf dem Pfad Service/Streitbeilegung. Nach Mdéglichkeit sollten dort alle
Informationen zur Streitbeilegung nach dem VSBG und der ODR-VO angegeben werden.

Angelehnt an die in den BDEW-Anwendungshilfen ,Kundenrechnung Strom* und ,Kunden-
rechnung Gas“ (Dezember 2013)® vorgeschlagene Formulierung kénnen sich Unternehmen
bei der Umsetzung fir die Unternehmenswebsite an folgendem Muster orientieren:

Zur Beilegung von Streitigkeiten nach § 111 a EnWG kann ein Schlichtungsverfahren bei der
Schlichtungsstelle Energie beantragt werden. Voraussetzung dafir ist, dass Sie sich an unser
Unternehmen gewandt haben und keine beidseitig zufriedenstellende Lésung gefunden wur-
de. Unser Unternehmen ist zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren der Schlichtungsstelle
Energie verpflichtet.

Schlichtungsstelle Energie e. V.
FriedrichstraBe 133

10117 Berlin

Tel.: 030/2757240 - 0

Internet: www.schlichtungsstelle-energie.de

Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de

4.5.3 Hinweis in Ablehnungsschreiben im Rahmen von Verbraucherbeschwerden
nach § 111 a EnWG von Energieversorgungsunternehmen, Messstellenbetrei-
bern und Messdienstleistern

Bereits bisher musste bei der schriftlichen Ablehnung von Verbraucherbeschwerden nach
§ 111 a EnWG auf die Schlichtungsstelle Energie verwiesen werden. Diese Informationen

8 Anwendungshilfen: Leitfaden ,Kundenrechnung Strom“ und ,Kundenrechnung Gas" (Dezember
2013). Links auf BDEW-Webseite:
https://bdew.de/internet.nsf/id/A3SD987B60FE9ECEEC1257B200051A507/$file/2013-12-
18_Leitfaden_Kundenrechnung_Strom_final.pdf
https://bdew.de/internet.nsf/id/A3SD987B60FE9ECEEC1257B200051A507/$file/2013-12-
18_Leitfaden_Kundenrechnung_Gas_final.pdf.
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mussen ab dem 1. April 2016 um den Hinweis auf die Teilnahmeverpflichtung am Schlich-
tungsverfahren ergénzt werden.

Dieser Hinweis kdnnte wie folgt aussehen:

Diese Entscheidung kénnen Sie unter den Voraussetzungen des § 111 b EnWG bei der
Schlichtungsstelle Energie e.V. in einem Schlichtungsverfahren (berpriifen lassen. Unser
Unternehmen ist zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren der Schlichtungsstelle Energie
verpflichtet.

Die Schlichtungsstelle Energie e. V. ist im Internet unter www.schlichtungsstelle-energie.de
oder unter der Adresse Schlichtungsstelle Energie e. V., FriedrichstraBe 133, 10117 Berlin,
Tel.: 030 /27 57 240 - 0 erreichbar.

4.5.4 Erganzung bestehender Informationspflichten fiir Strom und Gas nach dem
VSBG

Allgemeine Informationspflichten fur Unternehmen regeln die §§ 36, 37 VSBG. Diese treten
erst am 1. Februar 2017 in Kraft. Sie sehen vor, dass Unternehmen die Hinweise auf die
zustandige Verbraucherschlichtungsstelle und die Teilnahmeverpflichtung auf ihrer Unter-
nehmenswebseite und in den Allgemeinen Geschéftsbedingungen (AGB) veréffentlichen
muissen.

Fir Lieferanten im Strom- und Gasbereich regelt das EnWG bereits jetzt umfangliche Infor-
mationspflichten in §§ 41, 111 a, b EnWG. Diese sind bereits jetzt weitergehender als fur an-
dere Unternehmen, da sie neben den AGB, auch die Rechnung und an den Verbraucher ge-
richtetes Werbematerial erfassen. Fir Lieferanten ergibt sich deshalb keine zusatzliche Hin-
weispflicht aus dem VSBG.

Alle anderen Energieversorgungsunternehmen, insbesondere Netzbetreiber, Messstellenbet-
reiber und Messdienstleister, missen den Hinweis auf die Schlichtungsstelle Energie, inklusi-
ve Kontaktdaten und Webseite, und ihre Verpflichtung zu Teilnahme am Schlichtungsverfah-
ren ab 1. Februar 2017 auch in ihren AGB ver6ffentlichen (36 Absatz 1 Nr. 2, Absatz 2 Nr. 2
VSBG). Die Unternehmen kénnen sich dabei an den Formulierungsbeispielen des BDEW
orientieren. (Siehe hierzu unter 4.5.2)

4.6 Neue Informationspflichten fiir Online-Vertrage Strom und Gas nach der ODR-VO

Unternehmen, die Online-Vertrage anbieten und nach § 111 b Absatz 1 EnWG verpflichtet
sind, an der Schlichtung durch die Schlichtungsstelle Energie e. V. teilzunehmen, haben zu-
satzliche Informationspflichten. Sie missen seit dem 9. Januar 2016 leicht zuganglich und
gebilndelt folgende Informationen zur Verfigung stellen:

e Link zur OS-Plattform zur Klarung von Online-Streitigkeiten der Europaischen Kom-
mission

e Hinweis auf die Mdglichkeit der Nutzung durch den Verbraucher

e E-Mailadresse des Unternehmens
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Diese Informationen missen auf der Unternehmenswebseite sowie, falls das Angebot Uber
E-Mail erfolgt, in dieser E-Mail, und in den entsprechenden Allgemeinen Geschéaftsbedingun-
gen bereitgehalten werden. Auf der Webseite bieten sich dazu das Impressum an oder die
Rubriken Kontakte bzw. Service. Es empfiehlt sich, eine Bliindelung mit den Informationen zur
Schlichtungsstelle Energie vorzunehmen.

Bei der OS-Plattform handelt es sich nicht um eine zuséatzliche Verbraucherschlichtungsstel-
le, sondern vielmehr um eine interaktive Internetseite, die fir Verbraucher und Unternehmen
eine zusatzliche Mdglichkeit schaffen mdchte, die zustédndigen Verbraucherschlichtungsstelle
zu finden, und gegebenenfalls Antrage auf Schlichtung weiterleitet.

Der Hinweis kann sich an folgender Formulierung orientieren:

Die Européische Kommission stellt eine Plattform zur Online-Streitbeilegung bereit, die Sie
unter www.ec.europa.eu/consumers/odr finden. Verbraucher haben die Méglichkeit, diese
Plattform fiir die Beilegung ihrer Streitigkeiten aus Online-Kaufvertrdgen oder Online-
Dienstleistungsvertrdgen zu nutzen.

Fragen oder Beschwerden im Zusammenhang mit lhrem Energieliefervertrag kénnen per E-
Mail an unseren Verbraucherservice (Verbraucherservice@stadtwerkeXY.de) gerichtet wer-
den.

5 Was andert sich fir Fernwarme-, Wasser-/Abwasserunternehmen und
Energiedienstleister?

5.1 Wer ist betroffen?

Voraussetzung fiir den Anwendungsbereich des VSBG ist eine Streitigkeit aus einem Ver-
brauchervertrag nach § 310 Abs. 3 BGB, d. h. ein Vertrag zwischen einem Unternehmen und
einem Verbraucher. Damit sind lediglich Vertrage Gber nichtwirtschaftliche Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse, i. d. R. bei Gebihren im Wasser- und Abwasserbereich, ausge-
nommen.

' Das Gesetz gilt deshalb ab 1. April 2016 auch flr die Bereiche Wasser, Abwasser,
Fernwarme, Energiedienstleistungen und sonstige neue Geschaftsfelder in denen
Verbrauchervertrage abgeschlossen werden.

Das VSBG regelt die Anforderungen an Verbraucherschlichtungsstellen und regelt das Ver-
fahren. Anders als bei Strom und Gas, ist die Teilnahme am Streitbeilegungsverfahren far
Verbraucher und Unternehmen freiwillig. Auch die Akzeptanz von Schlichtungsempfehlun-
gen ist freiwillig.

5.2 Private Verbraucherschlichtungsstellen

Der Gesetzgeber verfolgt das ausdrlckliche Ziel — nach dem Vorbild bereits bestehender
Schlichtungsstellen —, weitere branchenspezifische Schlichtungsstellen als private Verbrau-
cherschlichtungsstellen zu etablieren.
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Jede Einrichtung mit Sitz in Deutschland, die die organisatorischen und fachlichen Anforde-
rungen an eine Verbraucherschlichtungsstelle auf Dauer erflllen kann, kann sich als solche
nach dem VSBG anerkennen lassen. Erforderlich ist insbesondere eine Verfahrensordnung,
Regeln Uber die Organisation und eine tragfahige Finanzierung, einschlieBlich der Regeln
Uber die Verfahrenskosten und eine Webseite. Trager muss ein eigetragener Verein sein, der
unabhéangig von Unternehmens- bzw. Verbraucherinteressen agiert.

Private Verbraucherschlichtungsstellen durfen ihre Zusténdigkeit auf bestimmte Wirtschafts-
bereiche, Vertragstypen, Unternehmen oder auf ein bzw. mehrere Bundeslander beschran-
ken. In der Regel soll der Bezeichnung als Verbraucherschlichtungsstelle ein Zusatz folgen,
aus der die Zustandigkeit hervorgeht. Ohne entsprechende Beschréankungen flhrt sie die
Bezeichnung ,Allgemeine Schlichtungsstelle®.

In der Praxis sind dementsprechend Verbraucherschlichtungsstellen fir Versor-
gungsfragen, far Verbrauchervertrage nach der AVBWasserV, fir Fernwarme etc.
denkbar. Tatsachlich liegen bisher keine Informationen vor, ob sich bundesweit
oder in einigen Bundesléandern Verbraucherschlichtungsstellen mit entsprechenden
Zustandigkeiten anerkennen lassen.

Derzeit prift die Schlichtungsstelle Energie, ob sie eine entsprechende freiwillige
Verbraucherschlichtungsstelle anbieten wird.

Das VSBG sieht keine Regelung vor, nach der eine Verbraucherschlichtungsstelle nach ihrer
Anerkennung flr die Bereiche ausschlieBlich zusténdig ist, fir die sie sich hat anerkennen
lassen. Somit ist grundsétzlich auch eine Konkurrenz von Schlichtungsstellen denkbar. Das
bedeutet, das Unternehmen sich Gberlegen miissen, ob sie freiwillig bereit sind, an der au-
Bergerichtlichen Verbraucherschlichtung teilzunehmen und falls ja, ob sie die Schlichtungs-
verfahren aller in Frage kommender Verbraucherschlichtungsstellen oder nur bestimmte Ver-
braucherschlichtungsstellen akzeptieren.

Jede Verbraucherschlichtungsstelle muss eine Webseite unterhalten, auf der folgende Infor-
mationen bereitgestellt werden:

e Anerkennung als Verbraucherschlichtungsstelle

e Verfahrensordnung

e Angaben zur Erreichbarkeit

e Angaben zur Zustandigkeit

e Angaben zum Ablauf des Streitbeilegungsverfahrens

e Angaben zu den Kosten des Streitbeilegungsverfahrens
e Angaben zu den Streitmittlern

Auf Nachfrage missen diese Informationen dem Unternehmen auch in Textform zur VerfG-
gung gestellt werden.
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5.3 Bundesweite Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle ist bis 2019 die Allgemei-
ne Verbraucherschlichtungsstelle des Zentrums fiir Schlichtung e. V.

Das Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz férdert bis zum 31. Dezem-
ber 2019 eine bundesweite Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle. Diese Allgemeine
Verbraucherschlichtungsstelle ist fir alle Verbrauchervertrage zustandig, mit Ausnahme von
Streitigkeiten nach §§ 111 a — ¢ EnWG, die nach dem EnWG der Schlichtungsstelle Energie
als zentraler Schlichtungsstelle fir den Energiebereich zugewiesen wurden.

Bei dieser bundesweiten Allgemeinen Verbraucherschlichtungsstelle handelt es sich nicht um
eine sogenannte Universalschlichtungsstelle fir die spezielle Anforderungen nach den

§§ 29 — 31 VSBG gelten, sondern um eine Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle, fur die
die Anforderungen der §§ 3 — 27 VSBG gelten. Die meisten Regelungen zum Schlichtungs-
verfahren sind zwar fir beide Formen der Schlichtungsstelle gleich, aber es gibt auch erheb-
liche Unterschiede. So folgt z. B. daraus, dass die bundesweite Allgemeine Verbraucher-
schlichtungsstelle ein angemessenes Entgelt von den Unternehmen verlangen darf, die an
einem Schlichtungsverfahren teilnehmen. Sie ist aber nicht an die GeblUhrenvorgabe fir die
Universalschlichtungsstelle gebunden.

Am 1. April 2016 hat das Bundesamt fiir Justiz die Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle
des Zentrums flr Schlichtung e.V. als bundesweite Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle
anerkannt. Der Verein wurde am 24. Marz 2016 gegriindet. Vorstand ist Herr Felix Braun, der
bereits seit 2009 das Projekt des Online-Schlichters des Zentrums fir Européischen Verbrau-
cherschutz e.V. leitete. Aktuell besteht auch der Online-Schlichter weiter und nimmt sich
Streitigkeiten an, denen im Internet geschlossene Vertrage zwischen Verbrauchern und Un-
ternehmern zugrundeliegen.

Den Antrag auf Durchfiihrung eines Schlichtungsverfahrens kénnen Verbraucher tber die
Webseite www.verbraucher-schlichter.de stellen. Auf dieser Webseite kénnen auch die Ver-
fahrens- und die Kostenordnung eingesehen werden. Hier erhalten Sie einen Uberblick tiber
die Kontaktdaten:

E-Mail: mail@verbraucher-schlichter.de
Telefon: 07851 / 7959883

Fax: 07851 / 9914885

Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle
des Zentrums fur Schlichtung e. V.
StraBburger StraBe 8

77694 Kehl am Rhein

5.3.1 Kosten der Durchfiihrung des Schlichtungsverfahren der Allgemeinen Ver-
braucherschlichtungsstelle

Streitwertabhangig kénnen fir die Durchfihrung eines Schlichtungsverfahrens durch das
,<Zentrum fir Schlichtung e.V.” Kosten zwischen 50 Euro und 600 Euro entstehen.
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Folgende Kosten sieht § 2 Kostenordnung der Allgemeinen Verbraucherschlichtungsstelle
vor:

e 50 Euro bei Streitwerten bis 100 Euro

e 75 Euro bei Streitwerten Uber 100 Euro bis 200 Euro

e 150 Euro bei Streitwerten tber 200 Euro bis 500 Euro

e 300 Euro bei Streitwerten tber 500 Euro bis 2.000 Euro

e 380 Euro bei Streitwerten tber 2.000 Euro bis 5.000 Euro

e 600 Euro bei Streitwerten von tiber 5.000 Euro

Erkennt das Unternehmen den geltend gemachten Anspruch sofort vollstdndig an, so erma-
Bigt sich das Entgelt bei Streitwerten von ber 200 Euro auf 75 Euro, bei Streitwerten von
Uber 100 Euro bis einschlieBlich 200 Euro auf 50 Euro und bei Streitwerten bis einschlieBlich
100 Euro auf 40 Euro.

Die Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle kann grundsétzlich auch ein niedrigeres Ent-
gelt verlangen oder von der Entgelterhebung ganz absehen, wenn die Erhebung des Entgelts
entsprechend der Kostenordnung nach den besonderen Umstanden des Einzelfalls unbillig
erscheint. Das ist z. B. der Fall, wenn die Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle die
Durchfihrung des Streitbeilegungsverfahren ablehnt, nachdem der Unternehmer sich in der
Sache gedauBert hat, weil der Antrag offensichtlich ohne Aussicht auf Erfolg ist oder mutwillig
erscheint (nach § 2.1 lit. ¢) der Verfahrensordnung).

Vom Verbraucher kann ein Entgelt von 30 Euro nur dann erhoben werden, wenn der Antrag
des Verbrauchers unter Berlcksichtigung der gesamten Umsténde als missbrauchlich anzu-
sehen ist.

Anders als bei Gerichtsverfahren, ist der Ausgang des Schlichtungsverfahrens von der Ent-
stehung der Kostentragungspflicht beim Unternehmen unabhangig. Die Pflicht zur Zahlung
des Entgeltes fur Unternehmen entsteht, sobald sich ein Unternehmen nach der Aufforderung
durch das ,Zentrum fur Schlichtung e.V.“ dazu bereit erklart hat, an dem Streitbeilegungsver-
fahren teilzunehmen. Die Verbraucherschlichtungsstelle stellt dem Antragsgegner, sobald
dieser seine Bereitschaft erklart hat, die Kosten in Rechnung und fordert ihn auf, den Betrag
binnen vier Wochen zu zahlen. Leistet das Unternehmen keine Zahlung, setzt die Verbrau-
cherschlichtungsstelle eine Nachfrist von zwei Wochen. Erfolgt auch innerhalb der Nachfrist
keine Zahlung, gilt dies als Erklarung, das Streitbeilegungsverfahren nicht fortsetzen zu wol-
len. Trotzdem bleibt das Unternehmen aufgrund seiner anfénglichen Erklarung zur Bereit-
schaft an der Durchflihrung eines Schlichtungsverfahrens teilzunehmen, zahlungspflichtig.

Ein Verfahren findet nicht statt und I6st somit auch keine Kostentragungspflicht aus, wenn
sich das Unternehmen nach Aufforderung der Allgemeinen Verbraucherschlichtungsstelle
binnen angemessener Frist nicht dazu erklart, ob es an dem Streitbelegungsverfahren teil-
nehmen wird. Anders als bei Strom und Gas, ist die Teilnahme an einem Streitbeilegungsver-
fahren freiwillig. Das gilt auch fir die Akzeptanz von Schlichtungsempfehlungen, wenn sich
ein Unternehmen zur Teilnahme entschlieBt.
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Unternehmen, die von der Allgemeinen Verbraucherschlichtungsstelle kontaktiert
werden, um sich zu ihrer Bereitschaft an der Teilnahme an einem konkreten
Schlichtungsverfahren zu erklaren, sollten unverzuglich ihre Bereitschaft oder ihre
Nichtteilnahme erklaren. Dabei obliegt ihnen in jedem Einzelfall die Entscheidung,
ob sie teilnehmen wollen oder nicht. Erklart sich das Unternehmen zur Teilnahme
bereit, entsteht die Verpflichtung auch die entsprechenden Kosten zu tragen. Lehnt
ein Unternehmen die Teilnahme ab oder erklart sich nicht, entstehen fir das Unter-
nehmen keine Kosten flr ein Schlichtungsverfahren.

5.3.2 Durchfiihrung des Schlichtungsverfahrens der Allgemeinen Verbraucher-
schlichtungsstelle

Verbraucher kénnen lhren Schlichtungsantrag Gber das Online-Portal, per Post, Fax oder E-
Mail einreichen. Eine telefonische Antragstellung ist nicht méglich. Zunachst ermittelt die All-
gemeine Verbraucherschlichtungsstelle, ob ein Ablehnungsgrund vorliegt. Dabei handelt es
sich um die gesetzlichen Ablehnungsgriinde ebenso, wie die nach dem VSBG per Verfah-
rensordnung zulassigen Ablehnungsgrinde.

Das Gesetz sieht vor, dass die Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle die Durchfihrung
eines Streitbeilegungsverfahrens aus folgenden Griinden ablehnen muss:

e Unzustéandigkeit der Schlichtungsstelle
e Verbraucher hat den streitigen Anspruch nicht beim Unternehmen geltend gemacht
e Antrag des Verbrauchers ist offensichtlich ohne Aussicht auf Erfolg.

Fir den Gesetzgeber ist das insbesondere in den folgenden drei Situationen der Fall:

e der streitige Anspruch war bei Antragstellung bereits verjahrt und das Unternehmen
beruft sich auf die Verjahrung,

e die Streitigkeit ist bereits beigelegt,

e zu der Streitigkeit wurde ein Antrag auf Prozesskostenhilfe bereits mit der Begriindung
zurlickgewiesen, dass die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinreichende Aus-
sicht auf Erfolg bietet oder mutwillig erscheint.

In der Praxis werden diese drei Ablehnungsgriinde wahrscheinlich selten bereits aus der An-
tragstellung des Verbrauchers hervorgehen. Dementsprechend wird die Allgemeine Verbrau-
cherschlichtungsstelle in der Regel die Durchfiihrung des Schlichtungsverfahrens nicht ab-
lehnen. Sie wird vielmehr entsprechend dem Verfahrensgang dem Unternehmen den Antrag
nebst Belehrung Ubermitteln und um Erklarung bzgl. der Teilnahme am Schlichtungsverfah-
ren bitten. Es bleibt dann Sache des Unternehmens, die Nichtteilnahme am Verfahren zu
erklaren und gegebenenfalls auf die Unzuléssigkeitsgriinde hinzuweisen. Wird der Allgemei-
nen Verbraucherschlichtungsstelle ein zuldssiger Ablehnungsgrund bekannt gemacht, lehnt
sie die weitere Durchfihrung des Streitbeilegungsverfahrens ab.
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In der Verfahrensordnung wurden auch alle vom Gesetzgeber als optional geregelten Ableh-
nungsgrinde aufgenommen. Danach werden folgende weitere Ablehnungsgriinde berlck-
sichtigt:

e Es wurde bereits ein Streitbeilegungsverfahren durchgeflihrt oder die Streitigkeit ist
bei einer anderen Verbraucherschlichtungsstelle anhangig

e Die Streitigkeit ist vor Gericht anhangig oder ein Gericht hat bereits eine Sachent-
scheidung getroffen

e Streitwerte unter 10 Euro bzw. Uber 50.000 Euro

e Streitigkeiten, die den effektiven Betrieb der Verbraucherschlichtungsstelle ernsthaft
beeintrachtigen

Dem Antragssteller wird die Ablehnung in Textform und unter Angabe der Griinde mitgeteilt.
Wourde der Antragsgegner, also das Unternehmen, bereits kontaktiert, erfolgt auch eine ent-
sprechende Mitteilung an das Unternehmen. Die Verbraucherschlichtungsstelle soll die Ab-
lehnungsentscheidung innerhalb von drei Wochen nach Eingang des vollstandigen Antrags
Ubermitteln.

Wird das Schlichtungsverfahren als zulassig erachtet, wird das Unternehmen als Antrags-
gegner unverziglich nach Eingang des Antrags unterrichtet. Dabei wird es von der Allgemei-
nen Verbraucherschlichtungsstelle auf Folgendes hingewiesen:

e dass das Verfahren nach der Verfahrensordnung durchgefiihrt wird und dass deren
Wortlaut auf der Webseite der Verbraucherschlichtungsstelle verflgbar ist und auf An-
frage in Textform Ubermittelt wird;

e dass die Parteien mit ihrer Teilnahme am Streitbeilegungsverfahren der Verfahrens-
ordnung der Verbraucherschlichtungsstelle zustimmen;

e dass das Ergebnis des Streitbeilegungsverfahrens von dem Ergebnis eines gerichtli-
chen Verfahrens abweichen kann;

e dass sich die Parteien im Streitbeilegungsverfahren von einem Rechtsanwalt oder ei-
ner anderen Person, soweit diese zur Erbringung von Rechtsdienstleistungen befugt
ist, beraten oder vertreten lassen kénnen;

e dass die Parteien im Streitbeilegungsverfahren nicht durch einen Rechtsanwalt oder
durch eine andere Person vertreten sein missen;

e dass nach § 204 Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe a) Blrgerliches Gesetzbuch die Verjah-
rung schon durch den Eingang des Antrags bei der Verbraucherschlichtungsstelle ge-
hemmt wird, wenn dieser demnachst bekanntgegeben wird;

e (ber die Mdglichkeit einer Beendigung des Streitbeilegungsverfahrens;
e (iber die Kosten des Verfahrens und

e (ber den Umfang der Verschwiegenheitspflicht des Streitmittlers und der weiteren in
die Durchflihrung des Streitbeilegungsverfahrens eingebundenen Personen.
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Von der wiederholten Unterrichtung Uber diese Informationen gegeniber einem Unterneh-
mer, das regelméaBig an Streitbeilegungsverfahren der Verbraucherschlichtungsstelle teil-
nimmt und auf weitere Unterrichtungen verzichtet hat, kann abgesehen werden.

Erklart sich ein Unternehmen dazu bereit, am Schlichtungsverfahren teilzunehmen, erhélt es
Gelegenheit, Tatsachen und Bewertungen vorzubringen. Im Anschluss erhélt der Verbrau-
cher ebenfalls Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Verbraucherschlichtungsstelle kann den
Parteien eine angemessene Frist zur Stellungnahme setzen. Die Frist betragt in der Regel
drei Wochen und kann auf Antrag verlangert werden.

Die Verbraucherschlichtungsstelle benachrichtigt die Parteien, sobald sie keine weiteren Un-
terlagen und Informationen mehr benétigt, (Eingang der vollstandigen Beschwerdeakte). Die
Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle wirkt ab diesem Zeitpunkt auf eine gutliche Eini-
gung hin. Kommt eine gatliche Einigung der Parteien nicht zustande, wird den Parteien ein
Vorschlag zur Beilegung der Streitigkeit (Schlichtungsvorschlag) vorgelegt. Der Schlichtungs-
vorschlag beruht auf der sich aus dem Streitbeilegungsverfahren ergebenden Sachlage und
enthalt eine Begriindung, aus der sich der zugrunde gelegte Sachverhalt und die rechtliche
Bewertung ergeben. Der Schlichtungsvorschlag soll am geltenden Recht ausgerichtet sein
und soll insbesondere die zwingenden Verbraucherschutzgesetze beachten.

Die Parteien erhalten eine Mitteilung, ob der Schlichtungsvorschlag angenommen wurde oder
die Durchfuihrung des Schlichtungsverfahrens erfolglos war. Ab dem Eingang der vollstandi-
gen Beschwerdeakte soll dieser Verfahrensschritt innerhalb von 90 Tagen erfolgen. Die All-
gemeine Verbraucherschlichtungsstelle kann diese Frist bei besonders schwierigen Streitig-
keiten oder mit Zustimmung der Parteien verlangern. Sie unterrichtet die Parteien Uber die
Verlangerung der Frist.

Das Streitbeilegungsverfahren endet auch, wenn der Verbraucher seinen Antrag zurlick-
nimmt oder der weiteren Durchflihrung des Verfahrens widerspricht oder das Unternehmen
erklart, das Streitbeilegungsverfahren nicht fortsetzen zu wollen.

5.4 Branchenschlichtungsstelle fiir die Versorgungswirtschaft

Die Schlichtungsstelle Energie prift derzeit, unter welchen organisatorischen und finanziellen
Rahmenbedingungen eine Schlichtung fiir die Bereiche Fernwarme, Wasser/Abwasser und
Energiedienstleistungen auf freiwilliger Basis angeboten werden kann. Ob sich fir diese Be-
reiche weitere Verbraucherschlichtungsstellen, ggf. auch nur mit landesweiter Zustandigkeit
anerkennen lassen werden, ist zum gegenwartigen Zeitpunkt nicht bekannt. Sollte das der
Fall sein, ist unklar, wie mit einer méglichen Uberlappung von Zusténdigkeiten umgegangen
wird. Das VSBG sieht keine Regelungen vor, die eine Konkurrenz von Verbraucherschlich-
tungsstellen verhindert. Solange es keine spezielle Verbraucherschlichtungsstelle gibt, ist
jedenfalls die bundesweite Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle zustéandig. Aufgrund der
Besonderheiten der Versorgungswirtschaft ware aus der Sicht des BDEW eine spezifische
Schlichtungsstelle fur ein freiwilliges Streitbeilegungsverfahren von Vorteil.
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5.5 Die Universalschlichtungsstelle

Alle 16 Bundeslander sind verpflichtet eine sog. Universalschlichtungsstelle fir das jeweilige
Bundesland einzusetzen, wenn kein ausreichendes Schlichtungsangebot vorhanden ist. Ziel
ist es, ab einem Streitwert von 10 Euro bis maximal 5.000 Euro, flachendeckend, quasi als
Auffangschlichtungsstelle, Schlichtungsverfahren in jedem Bundesland zu erméglichen. Die-
se Universalschlichtungsstellen werden deshalb auch nicht tatig, wenn eine andere Verbrau-
cherschlichtungsstelle zusténdig ist.

Da das Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz bis zum 31. Dezember 2019
eine bundesweite Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle férdert, besteht fir diesen Zeit-
raum kein Erfordernis in den Landern Universalschlichtungsstellen einzurichten.

Sollte ab dem 1. Januar 2020 keine bundesweite Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle
zur Verfugung stehen, kdnnten Universalschlichtungsstellen der Lander eingerichtet werden.

Auch wenn ein Unternehmen weder verpflichtet ist noch sich bereit erklart hat, an
einem Schlichtungsverfahren teilzunehmen, darf die Universalschlichtungsstelle
nach § 30 Absatz 5 VSBG von der Bereitschaft zur Teilnahme des Unternehmens
am Schlichtungsverfahren ausgehen, wenn das Unternehmen nicht innerhalb von
drei Wochen ab Zugang mit einem Schreiben reagiert, in dem es darauf hinweist,
dass keine Verpflichtung und keine Bereitschaft zur Teilnahme an einem Schlich-
tungsverfahren besteht. Die Universalschlichtungsstelle muss jedoch das Unter-
nehmen auf diese Rechtsfolge sowie Uber die Durchflihrung des Streitbeilegungs-
verfahrens und mdégliche Kosten hinweisen. Gibt das Unternehmen auch weiterhin
keine Stellungnahme ab, darf die Universalschlichtungsstelle einen Schlichtungs-
vorschlag nach Aktenlage unterbreiten.

Folgende Geblihren sieht § 31 Absatz 1 Satz 2 VSBG fir die Universalschlichtungsstelle vor:
e 190 Euro bei Streitwerten bis 100 Euro
e 250 Euro bei Streitwerten tber 100 Euro bis 500 Euro
e 300 Euro bei Streitwerten tber 500 Euro bis 2.000 Euro
e 380 Euro bei Streitwerten tiber 2 000 Euro

Erkennt das Unternehmen den geltend gemachten Anspruch des Verbrauchers sofort voll-
sténdig an, ermaBigt sich die Gebuhr auf 75 Euro. Eine Verfahrensordnung kann noch weite-
re ErmaBigungen vorsehen.

5.6 Womit miissen Unternehmen ab 1. April 2016 rechnen?

Ab dem 1. April 2016 mussen alle Unternehmen damit rechnen, dass Verbraucher, nach dem
sie sich mit ihrer Beschwerde zu ihrem Verbrauchervertrag erfolglos an das Unternehmen
gewandt haben, einen Antrag auf auBergerichtliche Streitbeilegung bei der bundesweiten
Allgemeinen Verbraucherschlichtungsstelle stellen. Sollten sich Verbraucherschlichtungsstel-
len mit entsprechender Spezial- bzw. Branchenzusténdigkeit anerkennen lassen, so kénnen
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sich Verbraucher mit ihrem Schlichtungsantrag auch an diese Verbraucherschlichtungsstellen
wenden.

Die (bundesweite Allgemeine) Verbraucherschlichtungsstelle muss das Unternehmen (An-
tragsgegner) Uber den Antrag des Verbrauchers auf Durchfihrung eine Streitbeilegungsver-
fahrens informieren und dabei folgende Informationen geben:

e Durchfihrung des Verfahrens nach der Verfahrensordnung
(Kenntnis durch Webseite und auf Wunsch Ubermittlung in Textform)

e Anerkennung der Verfahrensordnung durch Teilnahme am Streitbeilegungsverfahren
e Schlichtungsempfehlung kann von gerichtlichem Urteil abweichen
e Mdglichkeit anwaltlicher Vertretung beider Parteien auf eigene Kosten

e Beendigung des Verfahrens, wenn das Unternehmen am Streitbeilegungsverfahren
nicht teilnehmen oder es nicht fortsetzen will

e Kosten des Verfahrens
e Umfang der Verschwiegenheitspflicht der Streitmittler
Diese Informationen bekommt auch der antragstellende Verbraucher libersandt.

Es ist dann Sache des Unternehmens zu erklaren, ob es am Streitbeilegungsverfahren in
diesem konkreten Fall teilnimmt oder nicht.

Nimmt das Unternehmen an dem Streitbeilegungsverfahren teil,

e gelten automatisch die Verfahrensordnung und die Regelungen zur Ubernahme von
Verfahrenskosten

e hat das Unternehmen einen Anspruch auf rechtliches Gehdr und kann innerhalb einer
angemessenen Frist zur Stellungnahme aufgefordert werden

e betragt die Verfahrensdauer ab Eingang der vollstandigen Beschwerdeakte, i. d. R.
nach Abgabe der Stellungnahme der Parteien, jedenfalls soweit keine Unterlagen und
Informationen mehr bendétigt werden, 90 Tage

e kann das Unternehmen jederzeit erklaren, dass es doch nicht weiter teilnimmt. Das
Verfahren wird beendet. Das Unternehmen muss dann jedoch die bis dahin entstan-
den Kosten tragen.

e unterbreitet die (bundesweite Allgemeine) Verbraucherschlichtungsstelle einen
Schlichtungsvorschlag. Unternehmen und Verbraucher haben die Wahl, ob sie den
Vorschlag akzeptieren.

Nimmt das Unternehmen nicht an dem Streitbeilegungsverfahren teil, muss es dies deutlich
gegeniber der (bundesweiten Allgemeinen) Verbraucherschlichtungsstelle erklaren. Das
VSBG sieht dafur keine Frist vor. Allerdings empfiehlt es sich, innerhalb von drei Wochen ab
Zugang des Antrags auf Schlichtung zu reagieren. Dem Unternehmen werden dann auch
keine Kosten entstehen.
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5.7 Neue Informationspflichten nach dem VSBG ab 1. Februar 2017 auf der Webseite
und in den AGB

Mit Ausnahme von Strom und Gas, deren Informationspflichten im EnWG geregelt sind (siehe
unter 4.5), sind die allgemeinen Informationspflichten fir alle anderen Unternehmen in den §§
36, 37 VSBG geregelt. Ausgenommen von dieser Pflicht sind Unternehmen, die am 31. De-
zember des vorangegangenen Jahres zehn oder weniger Personen beschéftigen.

5.7.1 Hinweis auf der Webseite und in den AGB

Alle anderen Unternehmen, die eine Webseite unterhalten und Allgemeine Geschéftsbedin-
gungen (AGB) verwenden, missen Verbraucher leicht zuganglich, klar und verstandlich auf
der Webseite und in den AGB informieren, inwieweit sie bereit sind, an Streitbeilegungsver-
fahren von einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen. Anders als die verpflichtende
Schlichtung fur Strom und Gas nach dem EnWG, verfolgt das VSBG das Konzept einer frei-
willigen Schlichtung, d. h., es besteht fir Unternehmen keine gesetzliche Verpflichtung zur
Teilnahme am Streitbeilegungsverfahren.

Leicht zuganglich bedeutet, dass auf der Webseite diese Informationen nach Méglichkeit nur
zwei Klicks von der Startseite entfernt stehen sollen, z. B. auf dem Pfad Service/Streit-
beilegung. Nach Méglichkeit sollten dort alle Informationen zur Streitbeilegung nach dem
VSBG und — soweit Online-Vertrage betroffen sind — der ODR-VO angegeben werden. Was-
ser- und Fernwarmeversorger, die das Versorgungsverhaltnis privatrechtlich ausgestaltet
haben, sollten die Information in die unternehmensspezifischen ,Ergédnzenden Bestimmungen
zur AVBWasserV/AVBFernwarmeV* aufnehmen.

Unternehmen, die nicht an einem Streitbeilegungsverfahren teilnehmen wollen, kénnen sich
an folgender Formulierung orientieren:

Unser Unternehmen nimmt an keinem Verbraucherstreitbeilegungsverfahren teil.

Unternehmen, die im Strom- und Gasbereich zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren nach
dem EnWG verpflichtet sind, kbnnen sich an folgender Formulierung orientieren:

Unser Unternehmen nimmt dartber hinaus an keinem Verbraucherstreitbeilegungsverfahren
teil.

Wenn sich ein Unternehmen freiwillig bereit erklart, an einem Schlichtungsverfahren teilzu-
nehmen, sieht das VSBG keine gesetzliche Verpflichtung vor, auf eine konkrete Schlich-
tungsstelle hinzuweisen. Es erscheint jedoch sinnvoll, dass sich das Unternehmen vorab
Uberlegt, ob es sich grundsatzlich oder nur im Hinblick auf Schlichtungsverfahren einer be-
stimmten Verbraucherstreitbeilegungsstelle bereit erklart. Soweit es keine Verbraucherstreit-
beilegungsstelle mit einer Branchen- bzw. Ladnderzustandigkeit gibt, ware die bundesweite
Allgemeine Verbraucherstreitbeilegungsstelle zustandig.
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Unternehmen kdnnen sich an folgender Formulierung orientieren:

Zur Beilegung von Streitigkeiten, die Verbrauchervertrdge im Bereich ... betreffen, kann ein
Schlichtungsverfahren bei der (bundesweiten Allgemeinen oder sonst zustandigen) Verbrau-
cherschlichtungsstelle beantragt werden. Voraussetzung daflr ist, dass der Verbraucherser-
vice unseres Unternehmens angerufen wurde und keine beidseitig zufriedenstellende Lésung
gefunden wurde.

Bundesweite Allgemeine oder sonst zustandige Verbraucherschlichtungsstelle

Angabe von Kontaktdaten insbesondere der Webseite

Wenn sich ein Unternehmen z. B. aufgrund einer Mitgliedschaft in einer Verbraucherschlich-
tungsstelle fur eine Branche freiwillig dazu verpflichtet, an Schlichtungsverfahren teilzuneh-
men, muss auf diese Verbraucherschlichtungsstelle unter Angabe von Anschrift und Websei-
te hingewiesen werden. AuBerdem muss das Unternehmen erkléren, dass es an Streitbeile-
gungsverfahren vor dieser Verbraucherschlichtungsstelle teilnimmt.

Unternehmen kdnnen sich an folgender Formulierung orientieren:

Zur Beilegung von Streitigkeiten, die Verbrauchervertrdge im Bereich ... betreffen, kann ein
Schlichtungsverfahren bei der Verbraucherschlichtungsstelle (konkrete Bezeichnung) bean-
tragt werden. Voraussetzung dafir ist, dass Sie sich an unser Unternehmen gewandt haben
und keine beidseitig zufriedenstellende Lésung gefunden wurde. Unser Unternehmen hat
sich zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren der Verbraucherschlichtungsstelle (konkrete
Bezeichnung) verpflichtet.

Verbraucherschlichtungsstelle (konkrete Bezeichnung)

Angabe von Kontaktdaten insbesondere der Webseite

5.7.2 Hinweis in Ablehnungsschreiben aufgrund von abgelehnten Verbraucherbe-
schwerden

§ 37 VSBG sieht weitere Informationspflichten nach Entstehen einer Streitigkeit Uber bzw.
aus einem Verbrauchervertrag vor. Kann eine Streitigkeit zwischen dem Unternehmen und
dem Verbraucher nicht beigelegt werden, muss das Unternehmen dem Verbraucher ab dem
1. Februar 2017 folgende Informationen in Textform geben:

e Angabe des Unternehmens, ob es bereit oder verpflichtet ist, an einem Schlichtungs-
verfahren teilzunehmen

e Angabe zu der fir den Verbraucher zustandigen Verbraucherschlichtungsstelle (im
Zweifelsfall die bundesweite Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle) bzw. der kon-
kreten Verbraucherschlichtungsstelle, bei der das Unternehmen bereit ist oder sich
freiwillig verpflichtet hat, an einem Schlichtungsverfahren teilzunehmen

e Angabe von deren Anschrift und Webseite der entsprechenden Verbraucherschlich-
tungsstelle
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Alle Angaben missen gemacht werden, auch zur zustandigen Verbraucherschlich-
tungsstelle und deren Kontaktdaten, auch wenn das Unternehmen nicht an einem
Verbraucherschlichtungsverfahren teilnimmt.

Fir folgende Moglichkeiten der Beteiligung bzw. Verpflichtung an Streitbeilegungsverfahren
werden Formulierungshilfen gegeben:

e Reine Wasser/Abwasser/Fernwarme-Unternehmen (also ohne die Sparten Strom und
Gas), die nicht an einem Streitbeilegungsverfahren teilnehmen wollen

e Unternehmen, die fur Strom und Gas zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren
nach dem EnWG verpflichtet sind und dariiber hinaus bzgl. weiterer Sparten an
keinem Schlichtungsverfahren teilnehmen wollen

e Unternehmen, die sich freiwillig bereit erklart haben, an einem Schlichtungsver-
fahren teilzunehmen

e Unternehmen, die sich freiwillig zur Teilnahme an einem Schlichtungsverfahren
verpflichtet haben

Reine Wasser/Abwasser/Fernwarme-Unternehmen, die nicht an einem Streitbeilegungs-
verfahren teilnehmen wollen, kénnen sich an folgender Formulierung orientieren:

Fur Verbraucherschlichtung ist die (bundesweite Allgemeine) Verbraucherschlichtungsstelle
zustédndig. Unser Unternehmen nimmt jedoch an keinem Verbraucherstreitbeilegungsverfah-
ren teil.

Bundesweite Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle

Anschrift und Webseite

Unternehmen, die fiir Strom und Gas zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren nach
dem EnWG verpflichtet sind und dariiber hinaus bzgl. weiterer Sparten an keinem
Schlichtungsverfahren teilnehmen wollen, kénnen sich an folgender Formulierung orien-
tieren:

Fir Verbraucherschlichtung bei Streitigkeiten aus Verbrauchervertrdgen, die nicht Strom und
Gas betreffen, ist die (bundesweite Allgemeine) Verbraucherschlichtungsstelle zustédndig.
Unser Unternehmen nimmt jedoch in den Bereichen (z. B. Wasser, Abwasser, Fernwérme)
an keinem Verbraucherstreitbeilegungsverfahren teil.

Bundesweite Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle

Anschrift und Webseite
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Wenn sich ein Unternehmen freiwillig bereit erklart, an einem Schlichtungsverfahren
teilzunehmen, kdnnen sich Unternehmen an folgender Formulierung orientieren:

Zur Beilegung von Streitigkeiten, die Verbrauchervertrdge im Bereich ... betreffen, ist unser
Unternehmen zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren bei der (bundesweiten Allgemeinen
oder sonst zustandigen) Verbraucherschlichtungsstelle bereit. Voraussetzung dafr ist, dass
der Verbraucherservice unseres Unternehmens angerufen wurde und keine beidseitig zufrie-
denstellende Lésung gefunden wurde.

Bundesweite Allgemeine oder sonst zustandige Verbraucherschlichtungsstelle

Angabe von Kontaktdaten insbesondere der Webseite

Haben sich Unternehmen freiwillig verpflichtet an Schlichtungsverfahren teilzunehmen,
kdénnen sie sich an folgender Formulierung orientieren:

Zur Beilegung von Streitigkeiten, die Verbrauchervertrdge im Bereich ... betreffen, hat sich
unser Unternehmen zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren bei der Verbraucherschlich-
tungsstelle (konkrete Bezeichnung) freiwillig verpflichtet. Voraussetzung dafir ist, dass der
Verbraucherservice unseres Unternehmens angerufen wurde und keine beidseitig zufrieden-
stellende Lésung gefunden wurde.

Verbraucherschlichtungsstelle (konkrete Bezeichnung)

Angabe von Kontaktdaten insbesondere der Webseite

5.8 Neue Informationspflichten fir Online-Verbrauchervertrage, die nicht Strom und
Gas betreffen

Alle Online-Handler missen zuséatzlich noch die Informationspflichten nach Art. 14 Absatz 1
ODR-VO erfiillen. Dabei wird jedoch beim Umfang dieser Pflichten zwischen Unternehmen
unterschieden, die sich zur Teilnahme an Schlichtungsverfahren verpflichtet haben und de-
nen, die sich nicht verpflichten, aber grundsatzlich zu einer Teilnahme bereit erklaren bzw.

auf keinen Fall teilnehmen wollen.

5.8.1 Hinweispflichten fiir Unternehmen, die Bereitschaft zur Teilnahme erklaren
bzw. die Teilnahme an Verbraucherschlichtungsverfahren ablehnen

Unternehmen, die Online-Vertrage anbieten, missen noch zusétzliche Informationspflichten
nach Art. 14 Absatz 1 ODR-VO erfillen, auch wenn sie nicht bereit sind an einer Verbrau-
cherschlichtung teilzunehmen.

Seit dem 9. Januar 2016 mussen Anbieter von Online-Kaufvertragen und Online-
Dienstleistungsvertragen einen Link auf die Plattform zur Klarung von Online-Streitigkeiten
der Europaischen Kommission (OS-Plattform) auf ihrer Webseite zur Verfligung stellen. Auch
z. B. Warme- und Wasserliefervertrage, die online zwischen Verbrauchern und Versorgungs-
unternehmen abgeschlossen werden, unterfallen der ODR-Verordnung. Voraussetzung ist,
dass die Unternehmen ihre Leistungen dabei auf der Webseite oder auf elekironischem Weg
(z. B. per E-Mail) anbieten und der Verbraucher diese Gber die Webseite oder auf elektroni-
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schem Weg bestellt. In unmittelbarem Zusammenhang zu dem Link auf die OS-Plattform
muss auch eine E-Mailadresse des Unternehmens angegeben werden.

Unternehmen kdnnen sich an folgendem Formulierungsbeispiel orientieren:

Online-Streitbeilegung gemdn Art. 14 ODR-VO: Die Européische Kommission stellt eine
Plattform zur Online-Streitbeilegung bereit, die Sie unter www.ec.europa.eu/consumers/odr
finden.

Fragen oder Beschwerden im Zusammenhang mit lhrem Verbrauchervertrag (z. B. Wasser,
Fernwédrme) kénnen per E-Mail an unseren Verbraucherservice
(Verbraucherservice@stadtwerkeXY.de) gerichtet werden.

5.8.2 Hinweispflichten fiir Unternehmen, die sich (freiwillig) verpflichtet haben, an
Verbraucherschlichtungsverfahren teilzunehmen

Unternehmen, die sich freiwillig verpflichtet haben, an der Schlichtung durch eine Verbrau-
cherschlichtungsstelle teilzunehmen, haben zusétzliche Informationspflichten. Sie missen
seit dem 9. Januar 2016, leicht zuganglich und gebiindelt, folgende Informationen zur Verfl-
gung stellen:

e Link zur OS-Plattform zur Klarung von Online-Streitigkeiten der Europaischen Kom-
mission
e Hinweis auf die Mdglichkeit der Nutzung durch den Verbraucher

e E-Mailadresse des Unternehmens

Diese Informationen missen auf der Unternehmenswebseite sowie, falls das Angebot Uber
E-Mail erfolgt, in dieser E-Mail, und in den entsprechenden Allgemeinen Geschéaftsbedingun-
gen bereitgehalten werden. Auf der Webseite bieten sich dazu das Impressum an oder die
Rubriken Kontakte bzw. Service. Es empfiehlt sich eine Biindelung mit den Informationen zur
Schlichtungsstelle Energie vorzunehmen, nach Mdglichkeit nur zwei Klicks von der Startseite
entfernt z. B. auf dem Pfad Service/Verbraucherstreitbeilegung

Der Hinweis kann sich an folgender Formulierung orientieren:

Die Europdische Kommission stellt eine Plattform zur Online-Streitbeilegung bereit, die Sie
unter www.ec.europa.eu/consumers/odr finden. Verbraucher haben die Méglichkeit, diese
Plattform fiir die Beilegung ihrer Streitigkeiten aus Online-Kaufvertrdgen oder Online-
Dienstleistungsvertrdgen zu nutzen.

Fragen oder Beschwerden im Zusammenhang mit lhrem Verbrauchervertrag (z. B. Wasser,
Fernwédrme) kénnen per E-Mail an unseren Verbraucherservice
(Verbraucherservice@stadtwerkeXY.de) gerichtet werden.
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5.9 Neue Anforderungen an den unternehmensinternen Umgang mit Verbraucherbe-
schwerden

§ 14 Absatz 5 VSBG sieht vor, dass der Streitmittler einer Verbraucherschlichtungsstelle das
Streitbeilegungsverfahren aussetzt, wenn das Unternehmen geltend macht,

e dass seit der Geltendmachung des Anspruchs durch den Verbraucher gegentiber dem
Unternehmen weniger als zwei Monate vergangen sind, und

e das Unternehmen hat den Anspruch in dieser Zeit weder anerkannt noch abgelehnt.

Daraus folgt, dass Unternehmen grundsétzlich zwei Monate Zeit haben, um Streitigkeiten mit
dem Verbraucher zunachst einvernehmlich im Rahmen des unternehmensinternen Be-
schwerdemanagements zu regeln. Erst nach Ablauf von zwei Monaten ab Geltendmachung
des streitigen Anspruchs durch den Verbraucher beim Unternehmen, setzt die Verbraucher-
schlichtungsstelle das Streitbeilegungsverfahren fort, wenn das Unternehmen in dieser Zeit
den Anspruch nicht vollstdndig anerkannt hat.

Lehnt das Unternehmen den streitigen Anspruch des Verbrauchers ab, muss es nach § 37
VSBG in Textform gegenuber dem Verbraucher folgende Informationen geben:

e Angabe des Unternehmens, ob es bereit oder verpflichtet ist, an eine Schlichtungsver-
fahren teilzunehmen

e Benennung einer fir den Verbraucher zustédndige Verbraucherschlichtungsstelle (im
Zweifelsfall die bundesweite Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle) bzw. der kon-
kreten Verbraucherschlichtungsstelle, bei der das Unternehmen bereit ist oder sich
freiwillig verpflichtet hat, an einem Schlichtungsverfahren teilzunehmen

e Angabe von Anschrift und Webseite der entsprechenden Verbraucherschlichtungsstel-
le

Alle Angaben, insbesondere zur Verbraucherschlichtungsstelle sowie die entsprechenden
Kontaktdaten missen auch angegeben werden, wenn das Unternehmen sich nicht bereit
erklart bzw. verpflichtet hat, an einem Schlichtungsverfahren teilzunehmen. Eine Formulie-
rungshilfe finden Sie unter 5.7.2.

6 Ausblick

Verst6Be gegen die Informationspflichten sind nicht buBgeldbewehrt. Es besteht jedoch die
Mdéglichkeit, dass die Wettbewerbszentrale, Verbraucherverbénde oder Wettbewerber nach
dem UWG solche VerstéBe abmahnen.

Einige Informationen zur Verbraucherschlichtung, insbesondere wer bis zum 31. Dezem-

ber 2019 als bundesweite Allgemeine Verbraucherschlichtungsstelle tatig wird, werden erst
ab 1. April 2016 feststehen. Sobald die Verfahrens- und Kostenordnung der bundesweiten
Allgemeinen Verbraucherschlichtungsstelle bekannt wird, wird der BDEW seine Anwen-
dungshilfe um diese Informationen aktualisieren. Das gilt auch fiir mégliche Branchenschlich-
tungsstellen, die sich gegebenenfalls in der Folgezeit anerkennen lassen.
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Ansprechpartnerin:

Annett Heublein
Telefon: +49 30 300199-1521
annett.heubelin@bdew.de
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GStB-Nachrichten  Nr. 0200 vom 25.11.2016

Az.: 653-31 GT/nm

Absetzbarkeit von StraBenbeitragen als haushaltsnahe Handwerkerleistung und deren
Ausweisung in Beitragsbescheiden

Kl zu Nr. 0200:

Das Bundesministerium der Finanzen hat mit Rundschreiben vom 09.11.2016 in ei-
nem Anwendungserlass darauf hingewiesen, dass o6ffentlich-rechtliche Erschlie-
Bungsbeitrage sowie StralRenausbaubaubeitrdge nicht im Rahmen des § 35a Ein-
kommenssteuergesetz begunstigt sind.

In vielen Stadten und Gemeinden in Rheinland-Pfalz sind Empfanger von Stral3en-
beitragsbescheiden an die Verwaltung herangetreten und begehrten, in abgabe-
rechtlichen Bescheiden einen Dienstleistungsanteil auszuweisen, der als haushalts-
nahe Handwerkerleistung Einkommensteuern gemaf § 35a Abs. 3 Einkommens-
steuergesetz anerkannt werden kénne.

Aufbewahrungsdauer dieser Nachricht: Dauernd

Dem sind neuere Entwicklungen in der steuerrechtlichen Rechtsprechung vorangegangen.
So hat zunachst der Bundesfinanzhof mit Urteil vom 20.03.2014 (VI R 56/12) die per Be-
scheid geltend gemachten (anteiligen) Aufwendungen fiir einen Hausanschluss als steuer-
beglnstigte Handwerkerleistung anerkannt.

Darliber sogar hinausgehend hat das Finanzgericht Nirnberg die (anteiligen) Kosten eines
Stralkenausbaubeitrags als steuerrechtlich abzugsfahige Handwerkerleistung anerkannt (FG
Nurnberg, Urteil vom 24.06.2015, 7 K 1356/14, juris).

Der Gemeinde- und Stadtebund Rheinland-Pfalz sowie weitere Mitgliedsverbande haben
sich darauf hin mit dem Deutschen Stadte- und Gemeindebund (DStGB) in Verbindung ge-
setzt, um eine bundeseinheitliche Lésung der Thematik herbeizufiihren.

Die Hauptgeschéftsstelle des DStGB hat sich diesbezliglich an das zustandige Referat im
BMF gewendet und um Auskunft gebeten. Von dort wurde mitgeteilt, BMF und die Landerfi-
nanzministerien seien sich dariuber bewusst, dass nicht unerhebliche Rechtsunsicherheit
hinsichtlich der teilweisen Absetzbarkeit von kommunalen Abgabenforderungen im Rahmen
des § 35a Abs. 3 Satz 1 bestlinden. Es sei eine Bund/Lander-Arbeitsgruppe eingesetzt wor-
den, die einen entsprechenden Anwendungserlass abstimmen und vorbereiten soll. In fachli-
cher Diskussion hat der DStGB die Ansicht vertreten, Forderungen aus kommunalen Geblh-
renbescheiden fir Bauleistungen sollten generell nicht nach § 35a Abs. 3 EStG als haus-
haltsnahe Handwerkerleistung bertcksichtigungsfahig sein. Zum einen fehle es oftmals am
konkreten Grundstiicksbezug, beispielsweise bei wiederkehrenden StralRenausbaubeitragen.
Zum anderen sei die Steuerermalligung des § 35a Abs. 3 EStG zum Zwecke der Bekamp-
fung von Schwarzarbeit eingefiihrt worden, die bei kommunalen Baumalnahmen erkennbar

Sitzung FEU 15.12.2016
Seite 58 von 98



Anlage 3zu TOP 5
Seite 2 von 39

nicht gegeben sei. Hierbei wurde jedoch klar gestellt, dass es dem Deutschen Stadte- und
Gemeindebund nicht darum geht, generellen Einfluss auf die Einkommenssteuergesetzge-
bung zu nehmen, sondern darum, erheblichen Verwaltungsaufwand von den Stadten und
Gemeinden fernzuhalten. Deshalb wurde auch die pauschalierte Bertcksichtigung von Ar-
beitskostenanteilen in Kommunalabgabenbescheiden als akzeptable Lésung in die Diskussi-
on gebracht. Als Beispiel wurde auf die einkommensteuerrechtliche Behandlung von
Schornsteinfegerleistungen verwiesen. Das BMF hat diesbezuglich eine zuvor verlangte Auf-
teilung in steuermindernde Schornstein-Kehrarbeiten sowie Reparatur- und Wartungsarbei-
ten und nicht berlicksichtigungsfahige Mess- oder Uberpriifungsarbeiten aufgegeben. Die
Steuerermafigung betragt nunmehr pauschal 20 Prozent der Aufwendungen, héchstens
1.200 Euro pro Jahr.

Das BMF hat sich entschieden, auf die dargestellte Entwicklung untergesetzlich mittels des
hier besprochenen Anwendungsschreibens zu reagieren, und greift diese in 1l 3., Rn 22, S.
7 unter der Uberschrift .Beauftragtes Unternehmen und Mallhahmen der &ffentlichen Hand”
auf. Dort wird u. a. ausgefuhrt:

.Malinahmen, die von der 6ffentlichen Hand oder einem von ihr beauftragten Dritten auf ge-
setzlicher Grundlage erbracht und mit dem Hauseigentiimer nach 6ffentlich-rechtlichen Krite-
rien abgerechnet werden, sind jedoch nicht im Rahmen des 8§ 35a EStG begunstigt.”

In dem Anwendungserlass werden dann in einem Beispielkatalog auf Seite 32 6ffentlich-
rechtliche ErschlieRungsbeitrdge sowie Strallenausbau- und Rickbaubeitrage ausdriicklich
als nicht begunstigt im Sinne des § 35a EStG aufgefuhrt.

Das BMF haélt also ErschlieBungs- und Ausbaubeitrage bzw. die darin enthaltenen
Lohnanteile fiir nicht nach § 35a EStG steuerlich absetzbar.

Mangels gegenteiliger Rechtsprechung in Rheinland-Pfalz diirfte damit zu erwarten sein,
dass die Finanzamter dem dargestellten Anwendungserlass folgen werden und entspre-
chende Handwerkerdienstleistungen in den ErschlieRungs- oder Ausbaubeitragsbescheiden
nicht als steuerbeglinstigend anerkennen werden, auch wenn es sich insoweit nur um einen
Anwendungserlass und damit nicht um ein Gesetz im materiell-rechtlichen Sinne handelt.

Doch selbst wenn man entgegen dem angefiihrten Anwendungserlass und der Vorgabe des
BMF eine steuerrechtliche Anerkennung des Lohnkostenanteils im Beitragsbescheid fiir zu-
lassig erachten sollte, so lasst sich aus kommunaler Sicht jedenfalls Folgendes festhalten:

- Es besteht keine Rechtspflicht der Verwaltung zur Ausweisung von Lohnanteilen
im Beitragsbescheid.

- Eine Schatzung durch die Finanzbehorden und Finanzgerichte erscheint insoweit
grundsatzlich zulassig.

Der oben angefiihrte Anwendungserlass des Bundesministeriums der Finanzen vom
09.11.2016 ist diesem Schreiben als Anlage beigefligt. Insoweit sind von besonderer Rele-
vanz die Ausfihrungen unter Rn. 22 (S. 7) und die beispielhafte Aufzahlung beglnstigter und
nicht begunstigter haushaltsnaher Dienstleistungen und Handwerkerleistungen auf S. 32.

Download:

Anwendungserlass des BMF vom 09.11.2016.pdf
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POSTANSCHRIFT  Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin

Nur per E-Mail HAUSANSCHRIFT

. . TEL
Oberste Finanzbehorden o
der Lander AL

pATuM 9. November 2016

serRerr - Steuerermalligung bei Aufwendungen fur haushaltsnahe Beschaftigungsverhaltnisse
und fur die Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistungen (8 35a EStG);
Uberarbeitung des BMF-Schreibens vom 10. Januar 2014 (BStBI | 2014 Seite 75)

ANLAGEN 2

ez IV C8-S2296-b/07/10003 :008
ook 2016/1021450

(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erdrterungen mit den obersten Finanzbehorden der
Lander gilt fur die Anwendung des § 35a EStG Folgendes:

| Haushalt
1. Allgemeines
1 Das haushaltsnahe Beschaftigungsverhaltnis, die haushaltsnahe Dienstleistung oder die

Handwerkerleistung mussen in einem inldndischen oder in einem anderen in der Europdischen
Union oder im Européischen Wirtschaftsraum liegenden Haushalt des Steuerpflichtigen aus-
gelibt oder erbracht werden. Unter einem Haushalt im Sinne des § 35a EStG ist die Wirt-
schaftsfuhrung mehrerer zusammenlebender Personen oder einer einzelnen Person in einer
Wohnung oder in einem Haus einschliel3lich des dazu gehérenden Grund und Bodens zu
verstehen. Zum Haushalt gehort auch das Bewirtschaften von Zubehdrraumen und Aul3en-
anlagen. MaRgeblich ist, dass der Steuerpflichtige den ggf. gemeinschaftlichen Besitz tber
diesen Bereich ausibt und fir Dritte dieser Bereich nach der Verkehrsanschauung als der Ort,
an dem der Steuerpflichtige seinen Haushalt betreibt, anzusehen ist. Dabei kdnnen auch
mehrere, rdumlich voneinander getrennte Orte dem Haushalt des Steuerpflichtigen zuzu-
ordnen sein. Dies gilt insbesondere fiir eine vom Steuerpflichtigen tatséchlich zu eigenen
Wohnzwecken genutzte Zweit-, Wochenend- oder Ferienwohnung, fiir eine Wohnung, die
dieser einem bei ihm zu berucksichtigenden Kind (8 32 EStG) zur unentgeltlichen Nutzung
Uberldsst sowie eine tatséchlich zu eigenen Wohnzwecken genutzte geerbte Wohnung. Die
Steuerermalligung wird - auch bei Vorhandensein mehrerer Wohnungen - insgesamt nur

Sitzung FEU 15.12.2016
Seite 60 von 98



Seite 2

Anlage 3zu TOP 5
Seite 4 von 39

einmal bis zu den jeweiligen Hochstbetrdgen gewahrt (BFH-Urteil vom 29. Juli 2010, BStBI
2014 11 S. 151).

2. Raumlicher Zusammenhang

Der raumliche Bereich, in dem sich der Haushalt entfaltet, wird regelmaRig durch die
Grundstlicksgrenzen abgesteckt. Ausnahmsweise konnen auch Leistungen, die jenseits der
Grundstuicksgrenzen auf fremdem, beispielsweise 6ffentlichem Grund erbracht werden,
begunstigt sein. Es muss sich dabei allerdings um Leistungen handeln, die in unmittelbarem
raumlichem Zusammenhang zum Haushalt durchgefuhrt werden und diesem dienen (BFH-
Urteile vom 20. Marz 2014, BStBI 11 S. 880 und S. 882). Ein solcher unmittelbarer raumlicher
Zusammenhang liegt nur vor, wenn beide Grundstiicke eine gemeinsame Grenze haben oder
dieser durch eine Grunddienstbarkeit vermittelt wird.

3. Wohnungswechsel, Umzug

Der Begriff ,,im Haushalt“ ist nicht in jedem Fall mit ,,tatsdchlichem Bewohnen*
gleichzusetzen. Beabsichtigt der Steuerpflichtige umzuziehen und hat er fir diesen Zweck
bereits eine Wohnung oder ein Haus gemietet oder gekauft, gehort auch diese Wohnung oder
dieses Haus zu seinem Haushalt, wenn er tatsachlich dorthin umzieht. Hat der Steuerpflichtige
seinen Haushalt durch Umzug in eine andere Wohnung oder ein anderes Haus verlegt, gelten
MaRnahmen zur Beseitigung der durch die bisherige Haushaltsfuhrung veranlassten Abnut-
zung (z. B. Renovierungsarbeiten eines ausziehenden Mieters) noch als im Haushalt erbracht.
Voraussetzung ist, dass die Mallnahmen in einem engen zeitlichen Zusammenhang zu dem
Umzug stehen. Fir die Frage, ab wann oder bis wann es sich um einen Haushalt des Steuer-
pflichtigen handelt, kommt es grundsétzlich auf das wirtschaftliche Eigentum an. Bei einem
Mietverhéltnis ist der im Mietvertrag vereinbarte Beginn des Mietverhéltnisses oder bei
Beendigung der Zeitpunkt, auf den die Kiindigung erfolgt, und bei einem Kauf der Ubergang
von Nutzen und Lasten entscheidend. Ein friherer oder spéterer Zeitpunkt fir den Ein- oder
Auszug ist durch geeignete Unterlagen (z. B. Meldebestatigung der Gemeinde, Bestétigung
des Vermieters) nachzuweisen. In Zweifelsféllen kann auf das in der Regel anzufertigende
Ubergabe-/Ubernahmeprotokoll abgestellt werden.

4, Wohnen in einem Alten(wohn)heim, einem Pflegeheim oder einem Wohnstift

Eine Inanspruchnahme der SteuerermaRigung nach § 35a Absatz 1 bis 3 EStG ist auch
maoglich, wenn sich der eigenstandige und abgeschlossene Haushalt in einem Heim, wie z. B.
einem Altenheim, einem Altenwohnheim, einem Pflegeheim oder einem Wohnstift befindet.
Ein Haushalt in einem Heim ist gegeben, wenn die Raumlichkeiten des Steuerpflichtigen nach
ihrer Ausstattung flr eine Haushaltsfihrung geeignet sind (Bad, Kiiche, Wohn- und Schlafbe-
reich), individuell genutzt werden kdnnen (Abschliel3barkeit) und eine eigene Wirtschafts-
fihrung des Steuerpflichtigen nachgewiesen oder glaubhaft gemacht wird.

I Haushaltsnahe Beschaftigungsverhaltnisse oder Dienstleistungen

1. Haushaltsnahe Beschéaftigungsverhaltnisse

Der Begriff des haushaltsnahen Beschaftigungsverhaltnisses ist gesetzlich nicht definiert. Im
Rahmen eines solchen Beschaftigungsverhaltnisses werden Tatigkeiten ausgelbt, die einen
engen Bezug zum Haushalt haben. Zu diesen Tatigkeiten gehoren u. a. die Zubereitung von
Mahlzeiten im Haushalt, die Reinigung der Wohnung des Steuerpflichtigen, die Gartenpflege
und die Pflege, Versorgung und Betreuung von Kindern sowie von kranken, alten oder pflege-
bedurftigen Personen. Die Erteilung von Unterricht (z. B. Sprachunterricht), die Vermittlung
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besonderer Fahigkeiten sowie sportliche und andere Freizeitbetatigungen fallen nicht
darunter.

2. Geringfiigige Beschaftigung im Sinne des § 8a SGB IV

Die SteuerermalRigung nach § 35a Absatz 1 EStG kann der Steuerpflichtige nur beanspruchen,
wenn es sich bei dem haushaltsnahen Beschaftigungsverhaltnis um eine geringfiigige
Beschéftigung im Sinne des 8 8a SGB IV handelt. Es handelt sich nur dann um ein gering-
flgiges Beschaftigungsverhaltnis im Sinne dieser VVorschrift, wenn der Steuerpflichtige am
Haushaltsscheckverfahren teilnimmt und die geringfligige Beschaftigung in seinem inléndi-
schen oder in einem anderen Mitgliedstaat der Européischen Union oder im Europdischen
Wirtschaftsraum liegenden Haushalt ausgetbt wird.

Wohnungseigentimergemeinschaften und Vermieter kdnnen im Rahmen ihrer Vermieter-
tatigkeit nicht am Haushaltsscheckverfahren teilnehmen. Die von ihnen eingegangenen
geringfugigen Beschaftigungsverhaltnisse sind nicht nach § 35a Absatz 1 EStG begunstigt.
Sie fallen unter die haushaltsnahen Dienstleistungen. Zur Berticksichtigung der
Aufwendungen s. Rdnr. 11.

3. Beschaftigungsverhaltnisse in nicht inlandischen Haushalten

Bei einem nicht inl&ndischen Haushalt, der in einem Staat liegt, der der Européischen Union
oder dem Européischen Wirtschaftsraum angehdrt, setzt die Inanspruchnahme der Steuerer-
maRigung nach § 35a Absatz 1 EStG voraus, dass das monatliche Arbeitsentgelt 450 Euro
nicht Gbersteigt, die Sozialversicherungsbeitrage ausschlie3lich von dem Arbeitgeber zu
entrichten sind und von ihm auch entrichtet werden. Bei anderen haushaltsnahen Beschafti-
gungsverhéltnissen ist fir die Gewéhrung einer SteuerermaRigung nach § 35a Absatz 2 Satz 1
Alternative 1 EStG Voraussetzung, dass aufgrund des Beschéftigungsverhéltnisses
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeitrédge an die Sozialversicherung in dem jeweiligen Staat der
Europdischen Union oder des Europdischen Wirtschaftsraums entrichtet werden.

4, Beschaftigungsverhaltnisse zwischen Ehegatten, Partnern einer Lebenspartner-
schaft bzw. einer nicht ehelichen Lebensgemeinschaft oder zwischen nahen
Angehorigen

Da familienrechtliche Verpflichtungen grundsatzlich nicht Gegenstand eines steuerlich

anzuerkennenden Vertrags sein koénnen, sind entsprechende Vereinbarungen zwischen in

einem Haushalt zusammenlebenden Ehegatten (8§ 1360, 1356 Absatz 1 BGB) oder zwischen

Eltern und in deren Haushalt lebenden Kindern (8 1619 BGB) nicht begtinstigt. Entsprech-

endes gilt fur die Partner einer Lebenspartnerschaft. Auch bei in einem Haushalt zusammen-

lebenden Partnern einer nicht ehelichen Lebensgemeinschaft oder einer Lebenspartnerschaft,
die nicht unter das Lebenspartnerschaftsgesetz féllt, kann regelmaRig nicht von einem
beginstigten Beschaftigungsverhaltnis ausgegangen werden, weil jeder Partner auch seinen
eigenen Haushalt fiihrt und es deshalb an dem fiir Beschaftigungsverhaltnisse typischen Uber-
und Unterordnungsverhaltnis fehlt. Ein steuerlich nicht begunstigtes Vertragsverhéltnis liegt
dartiber hinaus auch dann vor, wenn der Vertragspartner eine zwischengeschaltete Person

(z. B. GmbH) ist und die Arbeiten im Namen dieser zwischengeschalteten Person von einer

im Haushalt lebenden Person ausgefihrt werden. Zur haushaltsbezogenen Inanspruchnahme

der Steuerermaligung vgl. Rdnrn. 53 bis 55.

Haushaltsnahe Beschéftigungsverhéltnisse mit Angehdérigen, die nicht im Haushalt des
Steuerpflichtigen leben (z. B. mit Kindern, die in einem eigenen Haushalt leben), kénnen
steuerlich nur anerkannt werden, wenn die Vertrage zivilrechtlich wirksam zustande
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gekommen sind, inhaltlich dem zwischen Fremden Ublichen entsprechen und tatsachlich auch
so durchgefihrt werden.

5. Haushaltsnahe Dienstleistungen

Grundsatz

Unter haushaltsnahen Dienstleistungen im Sinne des § 35a Absatz 2 Satz 1 Alternative 2
EStG werden Leistungen verstanden, die eine hinreichende Néahe zur Haushaltsfiihrung auf-
weisen oder damit im Zusammenhang stehen (BFH-Urteil vom 20. Méarz 2014, BStBI 11

S. 880). Das sind Tatigkeiten, die gewohnlich Mitglieder des privaten Haushalts erledigen
und fur die fremde Dritte beschaftigt werden oder fir die eine Dienstleistungsagentur oder ein
selbststandiger Dienstleister in Anspruch genommen wird. Zu den haushaltsnahen Dienst-
leistungen gehdren auch geringfligige Beschaftigungsverhaltnisse, die durch Wohnungsei-
gentimergemeinschaften und Vermieter im Rahmen ihrer Vermietertétigkeit eingegangen
werden. Keine haushaltsnahen Dienstleistungen sind solche, die zwar im Haushalt des Steuer-
pflichtigen ausgeubt werden, jedoch keinen Bezug zur Hauswirtschaft haben (BFH-Urteil
vom 1. Februar 2007, BStBI 11 S. 760). Ebenfalls nicht zu den haushaltsnahen Dienstleistun-
gen gehdren die handwerklichen Leistungen im Sinne des § 35a Absatz 3 EStG. Keine
beguinstigte haushaltsnahe Dienstleistung ist die als eigenstdndige Leistung vergutete Bereit-
schaft auf Erbringung einer Leistung im Bedarfsfall. Etwas anderes gilt nur dann, wenn der
Bereitschaftsdienst Nebenleistung einer ansonsten begiinstigten Hauptleistung oder im Fall
eines Hausnotrufsystems innerhalb des sog. ,,Betreuten Wohnens* in einer Seniorenwohnein-
richtung ist; s. auch Rdnrn. 17 und 28. Eine beispielhafte Aufzahlung begunstigter und nicht
begunstigter haushaltsnaher Dienstleistungen enthalt Anlage 1.

Personenbezogene Dienstleistungen

Personenbezogene Dienstleistungen (z. B. Frisor- oder Kosmetikerleistungen) sind keine

haushaltsnahen Dienstleistungen, selbst wenn sie im Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht
werden. Diese Leistungen kdnnen jedoch zu den Pflege- und Betreuungsleistungen im Sinne
der Rdnr. 13 gehdren, wenn sie im Leistungskatalog der Pflegeversicherung aufgefihrt sind.

Pflege- und Betreuungsleistungen

Die Feststellung und der Nachweis einer Pflegebedirftigkeit oder der Bezug von Leistungen
der Pflegeversicherung sowie eine Unterscheidung nach Pflegestufen bzw. Pflegegraden sind
nicht erforderlich. Es reicht aus, wenn Dienstleistungen zur Grundpflege, d. h. zur
unmittelbaren Pflege am Menschen (Kdrperpflege, Erndhrung und Mobilitét) oder zur
Betreuung in Anspruch genommen werden. Die Steuerermal3igung steht neben der pflegebe-
durftigen Person auch anderen Personen zu, wenn diese fir Pflege- oder Betreuungsleistungen
aufkommen, die in ihrem inléndischen oder in einem anderen Mitgliedstaat der Européischen
Union oder im Europdischen Wirtschaftsraum liegenden Haushalt bzw. im Haushalt der
gepflegten oder betreuten Person durchgefiihrt werden. Die Steuerermél3igung ist haushalts-
bezogen. Werden z. B. zwei pflegebediirftige Personen in einem Haushalt gepflegt, kann die
Steuerermalligung nur einmal in Anspruch genommen werden.

Aufwendungen fur Dienstleistungen, die mit denen einer Hilfe im Haushalt
vergleichbar sind (8 35a Absatz 2 Satz 2 EStG)

Voraussetzung fur die Gewahrung einer SteuererméBigung fur Aufwendungen, die mit denen
einer Hilfe im Haushalt vergleichbar sind, ist, dass das Heim oder der Ort der dauernden
Pflege in der Europdischen Union oder dem Européischen Wirtschaftsraum liegt (8 35a
Absatz 4 Satz 2 EStG). Das Vorhandensein eines eigenen Haushalts im Heim oder am Ort der
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dauernden Pflege ist nicht erforderlich. Zum Wohnen in einem eigenstandigen und abge-
schlossenen Haushalt in einem Alten(wohn)heim, einem Pflegeheim oder einem Wohnstift
vgl. Rdnrn. 4, 17 und 28.

Begunstigt sind Aufwendungen, die einem Steuerpflichtigen wegen der Unterbringung in
einem Heim oder zur dauernden Pflege erwachsen, soweit darin - die allgemeinen Unterbrin-
gungskosten Ubersteigende - Aufwendungen fir Dienstleistungen enthalten sind, die mit
denen einer Hilfe im Haushalt vergleichbar sind (8 35a Absatz 2 Satz 2 EStG). In Frage
kommen die (anteiligen) Aufwendungen fr

e die Reinigung des Zimmers oder des Appartements,

e die Reinigung der Gemeinschaftsflachen,

e das Zubereiten der Mahlzeiten in dem Heim oder an dem Ort der dauernden Pflege,

e das Servieren der Mahlzeiten in dem Heim oder an dem Ort der dauernden Pflege,

e den Wascheservice, soweit er in dem Heim oder an dem Ort der dauernden Pflege

erfolgt.

Nicht begunstigt sind
e Mietzahlungen, wie z. B. die allgemeinen Aufwendungen fir die Unterbringung in
einem Alten(wohn)heim, einem Pflegeheim oder einem Wohnstift,
e die Aufwendungen fur den Hausmeister, den Gartner sowie samtliche Handwerker-
leistungen.
Nicht mit einer Hilfe im Haushalt vergleichbar sind Pflege- und Betreuungsleistungen
(s. Rdnr. 13).

Wohnen in einem Alten(wohn)heim, einem Pflegeheim oder einem Wohnstift

Zu den begunstigten haushaltsnahen Dienstleistungen bei einer Heimunterbringung gehoren
neben den in dem eigenstéandigen und abgeschlossenen Haushalt des Steuerpflichtigen durch-
gefliihrten und individuell abgerechneten Leistungen (z. B. Reinigung des Appartements,
Pflege- oder Handwerkerleistungen im Appartement) u. a. die Hausmeisterarbeiten, die
Gartenpflege sowie kleinere Reparaturarbeiten, die Dienstleistungen des Haus- und Etagen-
personals sowie die Reinigung der Gemeinschaftsflachen, wie Flure, Treppenh&user und
Gemeinschaftsraume (BFH-Urteil vom 29. Januar 2009, BStBI 2010 I S. 166).
Aufwendungen fiir die Zubereitung von Mabhlzeiten in der hauseigenen Kiiche eines
Alten(wohn)heims, Pflegeheims oder Wohnstifts und das Servieren der Speisen in dem zur
Gemeinschaftsflache rechnenden Speisesaal sind ebenfalls als haushaltsnahe Dienstleistungen
beginstigt. Die Téatigkeit von Haus- und Etagenpersonal, dessen Aufgabe neben der
Betreuung des Bewohners noch zusétzlich in der Begleitung des Steuerpflichtigen, dem
Empfang von Besuchern und der Erledigung kleiner Botengéange besteht, ist grundsatzlich den
haushaltsnahen Dienstleistungen zuzurechnen. Zur Anspruchsberechtigung im Einzelnen s.
Rdnr. 28.

6. Beschaftigungsverhaltnisse und Dienstleistungen auRerhalb des Haushalts des
Steuerpflichtigen

Beschaftigungsverhaltnisse oder Dienstleistungen, die ausschliel3lich Tatigkeiten zum
Gegenstand haben, die auBerhalb des Haushalts des Steuerpflichtigen ausgetibt oder erbracht
werden, sind nicht begunstigt. Die Begleitung von Kindern, kranken, alten oder pflegebedurf-
tigen Personen bei Einkaufen und Arztbesuchen sowie kleine Botengange usw. sind nur dann
beginstigt, wenn sie zu den Nebenpflichten der Haushaltshilfe, des Pflegenden oder Betreu-
enden im Haushalt gehdren. Pflege- und Betreuungsleistungen sind auch beguinstigt, wenn die
Pflege und Betreuung im Haushalt der gepflegten oder betreuten Person durchgefihrt wird. In
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diesem Fall ist Voraussetzung, dass der Haushalt der gepflegten oder betreuten Person im
Inland, in einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union oder im Européischen Wirt-
schaftsraum liegt (§ 35a Absatz 4 EStG).

111 Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen

1. Beglnstigte Handwerkerleistung

8 35a Absatz 3 EStG gilt fiir alle handwerklichen Té&tigkeiten fur Renovierungs-, Erhaltungs-
und Modernisierungsmalinahmen, die in einem inlandischen, in der Européischen Union oder
dem Européischen Wirtschaftsraum liegenden Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht
werden, unabhdngig davon, ob es sich um regelméfig vorzunehmende Renovierungsarbeiten
oder kleine Ausbesserungsarbeiten handelt, die gewohnlich durch Mitglieder des privaten
Haushalts erledigt werden, oder um Erhaltungs- und Modernisierungsmalinahmen, die im
Regelfall nur von Fachkréaften durchgefiihrt werden. Ob es sich bei den Aufwendungen fur die
einzelne Malinahme ertragsteuerrechtlich um Erhaltungs- oder Herstellungsaufwand handelt,
ist nicht ausschlaggebend. Die sachliche Begrenzung der begunstigten MalZnahme ist
vielmehr aus dem Tatbestandsmerkmal ,,im Haushalt” zu bestimmen (BFH-Urteil vom

6. November 2014, BStBI 2015 11 S. 481). MalRnahmen im Zusammenhang mit neuer Wohn-
bzw. Nutzflachenschaffung in einem vorhandenen Haushalt sind begunstigt (BFH-Urteil vom
13. Juli 2011, BStBI 2012 11 S. 232), vgl. auch Rdnr. 21. Eine - nachhaltige - Erh6hung des
Gebrauchswerts der Immobilie ist kein Kriterium und fiihrt nicht zum Ausschluss der Gewéh-
rung der Steuerermafigung.

Die Erhebung des unter Umstanden mangelfreien Istzustands, z. B. die Prufung der
ordnungsgemalien Funktion einer Anlage, ist ebenso eine Handwerkerleistung wie die Besei-
tigung eines bereits eingetretenen Schadens oder MaRnahmen zur vorbeugenden Schadens-
abwehr. Das gilt auch dann, wenn der Handwerker (ber den ordnungsgemaélen Istzustand
eines Gewerkes oder einer Anlage eine Bescheinigung ,,fir amtliche Zwecke* erstellt. Es ist
nicht erforderlich, dass eine etwaige Reparatur- oder InstandhaltungsmalRnahme zeitlich
unmittelbar nachfolgt. Sie kann auch durch einen anderen Handwerksbetrieb durchgefihrt
werden (BFH-Urteil vom 6. November 2014, BStBI 2015 |1 S. 481). Handelt es sich dagegen
bei der gutachterlichen Tatigkeit weder um eine Handwerkerleistung, noch um eine haus-
haltsnahe Dienstleistung, kommt die Steuererméfl3igung nach 8§ 35a EStG nicht in Betracht.
Weder zu den haushaltsnahen Dienstleistungen noch zu den Handwerkerleistungen gehéren
beispielsweise

e Tatigkeiten, die der Wertermittlung dienen,

o die Erstellung eines Energiepasses,

e Tatigkeiten im Zusammenhang mit einer Finanzierung (z. B. zur Erlangung einer

KfW-Fdrderung).

2. Nicht begUnstigte Handwerkerleistungen

Handwerkliche Téatigkeiten im Rahmen einer Neubaumalinahme sind nicht beginstigt. Als
Neubaumalinahmen gelten alle Manahmen, die im Zusammenhang mit der Errichtung eines
Haushalts bis zu dessen Fertigstellung (vgl. H 7.4 ,,Fertigstellung® EStH) anfallen. Rdnr. 3 ist
fiir Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem Bezug der Wohnung anwendbar. Eine
beispielhafte Aufzahlung beglnstigter und nicht begtinstigter handwerklicher Tatigkeiten
enthalt Anlage 1.
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3. Beauftragtes Unternehmen und MalRnahmen der 6ffentlichen Hand

Das beauftragte Unternehmen muss nicht in die Handwerksrolle eingetragen sein. Auch
Kleinunternehmer im Sinne des 8 19 Absatz 1 UStG oder die Offentliche Hand kdnnen steu-
erbeglinstigte Handwerkerleistungen erbringen (BFH-Urteil vom 6. November 2014, BStBI
2015 11 S. 481). MaRnahmen, die von der 6ffentlichen Hand oder einem von ihr beauftragten
Dritten auf gesetzlicher Grundlage erbracht und mit dem Hauseigentimer nach offentlich-
rechtlichen Kriterien abgerechnet werden, sind jedoch nicht im Rahmen des 8 35a EStG
beginstigt.

4. Offentlich geférderte MaRnahmen

Unter einer MalRnahme im Sinne des § 35a Absatz 3 Satz 2 EStG ist die (Einzel-)MaRnahme
zu verstehen, fiir die eine 6ffentliche Férderung in der Form eines zinsverbilligten Darlehens
oder steuerfreier Zuschusse in Anspruch genommen wird. Wird fur diese Malinahme die
offentliche Forderung bewilligt, schlieRt dies die Mdglichkeit der Inanspruchnahme einer
Steuererméligung nach 8 35a Absatz 3 EStG auch fir den Teil der mit dieser Malinahme
verbundenen Aufwendungen aus, die sich - z. B. weil sie den Férderhdchstbetrag Gbersteigen
- im Rahmen der 6ffentlichen Forderung nicht auswirken. Eine Aufteilung der Aufwendungen
fiir eine o6ffentlich geférderte (Einzel-)Malinahme mit dem Ziel, fir einen Teil der Aufwen-
dungen die Steuerermalligung nach 8 35a Absatz 3 EStG in Anspruch zu nehmen, ist nicht
maoglich.

Werden im Rahmen von Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmafinahmen
mehrere (Einzel-)Malinahmen durchgefiihrt, von denen einzelne ¢ffentlich geférdert werden,
ist die Inanspruchnahme der SteuererméBigung fur (Einzel-)MaRnahmen, die nicht unter diese
offentliche Férderung fallen, moglich.

Beispiel 1:

Der Eigentiimer E saniert sein Einfamilienhaus. Er lasst von einer Heizungsfirma eine
neue energieeffiziente Heizungsanlage einbauen und beantragt dafir 6ffentliche Forder-
gelder mit der Folge, dass die Inanspruchnahme der Steuererméfigung nach 8§ 35a EStG
fiir diese Malinahme ausgeschlossen ist. Gleichzeitig lasst er an den AuRenwanden eine
Warmedammung anbringen. Hierfur beantragt er keine 6ffentliche Forderung, sondern
macht fur die darauf entfallenden Arbeitskosten die ihm fur diese MaBnahme auch zu
gewahrende Steuerermé&Rigung nach § 35a Absatz 3 EStG geltend.

IV Anspruchsberechtigte

1. Arbeitgeber, Auftraggeber, Grundsatz

Der Steuerpflichtige kann die Steuerermal3igung nach 8 35a EStG grundsétzlich nur in
Anspruch nehmen, wenn er entweder Arbeitgeber des haushaltsnahen Beschaftigungsverhalt-
nisses oder Auftraggeber der haushaltsnahen Dienstleistung oder Handwerkerleistung ist.

2. Wohnungseigentiimergemeinschaften

Besteht ein Beschéftigungsverhéltnis zu einer Wohnungseigentiimergemeinschaft (z. B. bei
Reinigung und Pflege von Gemeinschaftsraumen) oder ist eine Wohnungseigentiimergemein-
schaft Auftraggeber der haushaltsnahen Dienstleistung bzw. der handwerklichen Leistung,
kommt fiir den einzelnen Wohnungseigentimer eine Steuererméf3igung in Betracht, wenn in
der Jahresabrechnung
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e die im Kalenderjahr unbar gezahlten Betrdge nach den beglinstigten haushaltsnahen
Beschaftigungsverhaltnissen, Dienstleistungen und Handwerkerleistungen jeweils
gesondert aufgefihrt sind (zur Berlicksichtigung von geringfiigigen Beschaftigungs-
verhaltnissen - s. Rdnr. 11),

e der Anteil der steuerbegiinstigten Kosten ausgewiesen ist (Arbeits- und Fahrtkosten, s.
auch Rdnr. 39) und

e der Anteil des jeweiligen Wohnungseigentiimers individuell errechnet wurde.

Hat die Wohnungseigentiimergemeinschaft zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Interessen
einen Verwalter bestellt und ergeben sich die Angaben nicht aus der Jahresabrechnung, ist der
Nachweis durch eine Bescheinigung des Verwalters tber den Anteil des jeweiligen Woh-
nungseigentiimers zu fihren. Ein Muster fur eine derartige Bescheinigung ist als Anlage 2
beigefugt. Das Datum tber die Beschlussfassung der Jahresabrechnung kann formlos
bescheinigt oder auf der Bescheinigung vermerkt werden.

3. Mieter / unentgeltliche Nutzer

Auch der Mieter einer Wohnung kann die Steuererméal3igung nach 8 35a EStG beanspruchen,
wenn die von ihm zu zahlenden Nebenkosten Betrage umfassen, die flr ein haushaltsnahes
Beschaftigungsverhaltnis, fir haushaltsnahe Dienstleistungen oder fir handwerkliche Tatig-
keiten geschuldet werden und sein Anteil an den vom Vermieter unbar gezahlten Aufwen-
dungen entweder aus der Jahresabrechnung hervorgeht oder durch eine Bescheinigung (vgl.
Rdnr. 26 und Anlage 2) des Vermieters oder seines Verwalters nachgewiesen wird. Das gilt
auch fiir den Fall der unentgeltlichen Uberlassung einer Wohnung, wenn der Nutzende die
entsprechenden Aufwendungen getragen hat.

4, Wohnen in einem Alten(wohn)heim, einem Pflegeheim oder einem Wohnstift

Fur Bewohner eines Altenheims, eines Altenwohnheims, eines Pflegeheims oder eines
Wohnstiftes (vgl. Rdnr. 4) gilt nach Abschluss eines sog. Heimvertrages Folgendes: Aufwen-
dungen fur Dienstleistungen, die innerhalb des Appartements erbracht werden, wie z. B. die
Reinigung des Appartements oder die Pflege und Betreuung des Heimbewohners, sind
begunstigt. Aufwendungen fir Dienstleistungen, die auf3erhalb des Appartements erbracht
werden, sind im Rahmen der Rdnrn. 4, 14, 15 und 17 begiinstigt. Das gilt jeweils auch fur die
von dem Heimbetreiber pauschal erhobenen Kosten, sofern die damit abgegoltene Dienst-
leistung gegeniiber dem einzelnen Heimbewohner nachweislich tatsachlich erbracht worden
ist. Dartiber hinausgehende Dienstleistungen fallen grundsétzlich nicht unter die Steuererma-
Rigungsregelung des § 35a EStG, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass die jeweilige haus-
haltsnahe Dienstleistung im Bedarfsfall von dem Heimbewohner abgerufen worden ist. Das
gilt sowohl fir Dienstleistungen des Heimbetreibers selbst, ggf. mittels eigenen Personals, als
auch fir Dienstleistungen eines externen Anbieters. Rdnrn. 26 und 27 gelten sinngemals.
Aufwendungen fiir die Moglichkeit, bei Bedarf bestimmte Pflege- oder Betreuungsleistungen
in Anspruch zu nehmen, sind begiinstigt. Aufwendungen fr
Pflegekostenerganzungsregelungen oder Beitrdge an Einrichtungen (z. B. Solidarkassen),
durch welche der Heimbewohner ahnlich einer Versicherung Anspriiche erwirbt, in vertrag-
lich definierten Sachverhalten (z. B. bei Eintritt der Pflegebedurftigkeit) eine Kostenfreistel-
lung oder eine Kostenerstattung zu erhalten, sind nicht begunstigt.

5. Arbeitgeber-Pool

SchlieRen sich mehrere Steuerpflichtige als Arbeitgeber fir ein haushaltsnahes Beschafti-
gungsverhéltnis zusammen (sog. Arbeitgeber-Pool), kann jeder Steuerpflichtige die Steuer-
ermaRigung fur seinen Anteil an den Aufwendungen in Anspruch nehmen, wenn fur die an
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dem Arbeitgeber-Pool Beteiligten eine Abrechnung tber die im jeweiligen Haushalt ausge-
fuhrten Arbeiten vorliegt. Wird der Gesamtbetrag der Aufwendungen flr das Beschaftigungs-
verhaltnis durch ein Pool-Mitglied tUberwiesen, gelten die Regelungen fur Wohnungseigen-
timer und Mieter (vgl. Rdnrn. 26 und 27) entsprechend.

6. Erben

Gehort zum Haushalt des Steuerpflichtigen eine zu eigenen Wohnzwecken genutzte geerbte
Wohnung (s. Rdnr. 1), kann er fiir Leistungen, die in dieser Wohnung durchgefiihrt wurden,
bei Vorliegen der sonstigen VVoraussetzungen die SteuererméflRigung nach § 35a EStG in
Anspruch nehmen. Das gilt auch, wenn die Leistungen fur diese Wohnung noch vom
Erblasser in Anspruch genommen und die Rechnungsbetrdge vom Erben tiberwiesen worden
sind.

Beispiel 2:
Ein Steuerpflichtiger erbt Anfang des Jahres 2015 eine Wohnung von seinem

verstorbenen Vater (Erblasser). Er zieht umgehend in die Wohnung ein und nutzt sie zu
eigenen Wohnzwecken. Der Vater hatte Ende 2014 das Bad von einem Handwerksbe-
trieb sanieren lassen und hierflr eine Rechnung erhalten. Der Steuerpflichtige begleicht
die Rechnung in Héhe von 5.000 € (darin enthaltene Arbeits- und Fahrtkosten in Hohe
von 2.000 €) im Jahr 2015 durch Bankuberweisung. Der Steuerpflichtige kann flr die
begunstigten Handwerkerleistungen (Arbeits- und Fahrtkosten) die Steuererméafigung
nach § 35a Absatz 3 EStG in Anspruch nehmen (20 % von 2.000 € = 400 €).

\Y Begtinstigte Aufwendungen

1. Ausschluss der SteuerermaRigung bei Betriebsausgaben oder Werbungskosten

Die SteuerermaRigung flir Aufwendungen ist ausgeschlossen, soweit diese Betriebsausgaben
oder Werbungskosten darstellen. Gemischte Aufwendungen (z. B. fiir eine Reinigungskraft,
die auch das beruflich genutzte Arbeitszimmer reinigt) sind unter Berticksichtigung des zeitli-
chen Anteils der zu Betriebsausgaben oder Werbungskosten fiihrenden Tatigkeiten an der
Gesamtarbeitszeit sachgerecht aufzuteilen.

2. Ausschluss der Steuerermafigung bei Bertcksichtigung der Aufwendungen
als Sonderausgaben oder auf3ergewohnliche Belastungen; Aufwendungen fur
Kinderbetreuung

Sonderausgaben, auRergewdhnliche Belastungen

Eine Steuerermé&Rigung nach § 35a EStG kommt nur in Betracht, soweit die Aufwendungen
nicht vorrangig als Sonderausgaben (z. B. Erhaltungsmalnahmen nach § 10f EStG oder
Kinderbetreuungskosten - vgl. Rdnr. 34) oder als auf3ergewohnliche Belastungen berticksich-
tigt worden sind. Fur den Teil der Aufwendungen, der durch den Ansatz der zumutbaren
Belastung nach § 33 Absatz 3 EStG oder wegen der Gegenrechnung von Pflegegeld oder
Pflegetagegeld nicht als auRergewdhnliche Belastung berticksichtigt wird, kann der Steuer-
pflichtige die Steuerermé&Rigung nach § 35a EStG in Anspruch nehmen. Werden im Rahmen
des § 33 EStG Aufwendungen geltend gemacht, die dem Grunde nach sowohl bei § 33 EStG
als auch bei § 35a EStG berticksichtigt werden kdnnen, ist davon auszugehen, dass die
zumutbare Belastung vorrangig auf die nach 8 35a EStG begtinstigten Aufwendungen entfallt.
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Behinderten-Pauschbetrag

Nimmt die pflegebedurftige Person einen Behinderten-Pauschbetrag nach 8 33b Absatz 1
Satz 1 in Verbindung mit Absatz 3 Satz 2 oder 3 EStG in Anspruch, schlie3t dies eine
Berucksichtigung dieser Pflegeaufwendungen nach 8 35a EStG bei ihr aus (BFH-Urteil vom
5. Juni 2014, BStBI 11 S. 970). Das gilt nicht, wenn der einem Kind zustehende Behinderten-
Pauschbetrag nach § 33b Absatz 5 EStG auf den Steuerpflichtigen tibertragen wird (BFH-
Urteil vom 11. Februar 2010, BStBI 11 S. 621) und dieser flr Pflege- und Betreuungsaufwen-
dungen des Kindes aufkommt (vgl. Rdnr. 13).

Kinderbetreuungskosten

Fallen Kinderbetreuungskosten dem Grunde nach unter die Regelung des § 10 Absatz 1
Nummer 5 EStG, kommt ein Abzug nach § 35a EStG nicht in Betracht (8§ 35a Absatz 5 Satz 1
EStG). Dies gilt sowohl fiir den Betrag, der zwei Drittel der Aufwendungen fir Dienst-
leistungen Ubersteigt, als auch fir alle Aufwendungen, die den Hochstbetrag von 4.000 Euro
je Kind ubersteigen.

Au-pair

Bei Aufnahme eines Au-pairs in eine Familie fallen in der Regel neben den Aufwendungen
fiir die Betreuung der Kinder auch Aufwendungen fur leichte Hausarbeiten an, die im
Einzelnen in der Rechnung oder im Au-pair-Vertrag aufzufuhren sind. Wird der Umfang der
einzelnen Leistungen nicht nachgewiesen, kann ein Anteil von 50 % der Gesamt-
aufwendungen im Rahmen der Steuerermaligung fir haushaltsnahe Dienstleistungen nach

8 35a Absatz 2 Satz 1 EStG berlicksichtigt werden, wenn die brigen Voraussetzungen des
8 35a EStG (insbesondere die Zahlung auf ein Konto des Au-pairs) vorliegen (vgl. auch
Rdnrn. 5, 7 des BMF-Schreibens vom 14. Mérz 2012, BStBI | S. 307).

3. Umfang der beginstigten Aufwendungen

Arbeitsentgelt

Zu den begunstigten Aufwendungen des Steuerpflichtigen nach § 35a Absatz 1 und 2
Alternative 1 EStG gehort der Bruttoarbeitslohn oder das Arbeitsentgelt (bei Anwendung des
Haushaltsscheckverfahrens und geringfugiger Beschaftigung im Sinne des 8 8a SGB 1V)
sowie die vom Steuerpflichtigen getragenen Sozialversicherungsbeitrdge, die Lohnsteuer

ggf. zuziglich Solidaritatszuschlag und Kirchensteuer, die Umlagen nach dem Aufwendungs-
ausgleichsgesetz (U 1 und U 2) und die Unfallversicherungsbeitrage, die an den Gemeinde-
unfallversicherungsverband abzufiihren sind.

Nachweis des Arbeitsentgelts

Als Nachweis dient bei geringfligigen Beschaftigungsverhaltnissen (s. Rdnr. 6), fiir die das
Haushaltsscheckverfahren Anwendung findet, die dem Arbeitgeber von der Einzugsstelle
(Minijob-Zentrale) zum Jahresende erteilte Bescheinigung nach § 28h Absatz 4 SGB IV.
Diese enthalt den Zeitraum, fir den Beitrdge zur Rentenversicherung gezahlt wurden, die
Hohe des Arbeitsentgelts sowie die vom Arbeitgeber getragenen Gesamtsozialversicherungs-
beitrdge und Umlagen. Zusétzlich wird in der Bescheinigung die HOhe der einbehaltenen
Pauschsteuer beziffert. Die Leistung des Arbeitslohns ist mit sémtlichen Zahlungsmitteln
maoglich und fur die Gewéhrung der Steuerermalligung nach 8 35a Absatz 1 EStG nicht
schédlich.
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Bei sozialversicherungspflichtigen haushaltsnahen Beschéftigungsverhéltnissen, fur die das
allgemeine Beitrags- und Meldeverfahren zur Sozialversicherung gilt und bei denen die Lohn-
steuer pauschal oder nach Malgabe der personlichen Lohnsteuerabzugsmerkmale erhoben
wird, sowie bei geringfligigen Beschaftigungsverhaltnissen ohne Haushaltsscheckverfahren
gelten flr die SteuerermaRigung die allgemeinen Nachweisregeln (Rdnrn. 49 ff.).

Arbeitskosten, Materialkosten

Beguinstigt sind generell nur die Arbeitskosten fiir Leistungen, die im Haushalt des
Steuerpflichtigen erbracht worden sind (Rdnrn. 1 bis 4). Arbeitskosten sind die
Aufwendungen fiir die Inanspruchnahme der haushaltsnahen Tatigkeit selbst, fir Pflege- und
Betreuungsleistungen bzw. fiir Handwerkerleistungen einschliefRlich der in Rechnung
gestellten Maschinen- und Fahrtkosten. Arbeitskosten fiir Leistungen, die aulRerhalb des
Haushalts des Steuerpflichtigen erbracht wurden, sind in der Rechnung entsprechend zu
kennzeichnen. Materialkosten oder sonstige im Zusammenhang mit der Dienstleistung, den
Pflege- und Betreuungsleistungen bzw. den Handwerkerleistungen gelieferte Waren bleiben
mit Ausnahme von Verbrauchsmitteln aul3er Ansatz.

Aufteilung

Der Anteil der Arbeitskosten muss grundsétzlich anhand der Angaben in der Rechnung
gesondert ermittelt werden kdnnen. Auch eine prozentuale Aufteilung des Rechnungsbetrages
in Arbeitskosten und Materialkosten durch den Rechnungsaussteller ist zuléssig. Eine
Schétzung des Anteils der Arbeitskosten durch den Steuerpflichtigen ist nicht zulé&ssig und
kann auch nicht auf die Entscheidung des BFH vom 20. Marz 2014 (BStBI 11 S. 882) gestiitzt
werden. Bei Wartungsvertragen ist es nicht zu beanstanden, wenn der Anteil der
Arbeitskosten, der sich auch pauschal aus einer Mischkalkulation ergeben kann, aus einer
Anlage zur Rechnung hervorgeht. Leistungen, die sowohl im als auch auf3erhalb des
raumlichen Bereichs des Haushalts (Rdnr. 2) durchgefiihrt werden, sind entsprechend
aufzuteilen. Zur Aufteilung der Aufwendungen bei Wohnungseigentimergemeinschaften
genugt eine Jahresbescheinigung des Grundsticksverwalters. Entsprechendes gilt fur die
Nebenkostenabrechnung der Mieter. Abschlagszahlungen kénnen nur dann berlcksichtigt
werden, wenn hierfur eine entsprechende Aufteilung vorgenommen worden ist und eine
Rechnung vorliegt, welche die VVoraussetzungen des 8§ 35a EStG erfullt (vgl. Rdnr. 49). Ein
gesonderter Ausweis der auf die Arbeitskosten entfallenden Mehrwertsteuer ist nicht
erforderlich.

Versicherungsleistungen

Aufwendungen fiir haushaltsnahe Dienstleistungen oder Handwerkerleistungen, die im
Zusammenhang mit Versicherungsschadensféllen entstehen, kénnen nur berticksichtigt
werden, soweit sie nicht von der Versicherung erstattet werden. Dabei sind nicht nur erhal-
tene, sondern auch in spéteren Veranlagungszeitrdumen zu erwartende Versicherungs-
leistungen zu beriicksichtigen. Das gilt auch fiir Versicherungsleistungen, die zur medi-
zinischen Rehabilitation erbracht werden, wie z. B. fur Haushaltshilfen nach 8 10 Absatz 2
Satz 2, § 36 Absatz 1 Satz 2, § 37 Absatz 1 Satz 2, § 39 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes Uber die
Alterssicherung der Landwirte, 8 10 des Zweiten Gesetzes tber die Krankenversicherung der
Landwirte, § 38 Absatz 4 Satz 1 Alternative 2 SGB V, § 54 Absatz 2, § 55 SGB VII, § 54
SGB IX. In solchen Fallen ist nur die Selbstbeteiligung nach 8§ 35a EStG beguinstigt.

Empfangene Leistungen der Pflegeversicherung des Steuerpflichtigen sowie die Leistungen
im Rahmen des Personlichen Budgets im Sinne des § 17 SGB 1X sind anzurechnen, soweit sie
ausschlieBlich und zweckgebunden fir Pflege- und Betreuungsleistungen sowie fir haushalts-
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nahe Dienstleistungen im Sinne des § 35a Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 5 EStG, die
keine Handwerkerleistungen im Sinne des § 35a Absatz 3 EStG sind, gewéhrt werden.
Danach sind Pflegesachleistungen nach § 36 SGB XI und der Kostenersatz flr zusatzliche
Betreuungsleistungen nach § 45b SGB Xl auf die entstandenen Aufwendungen anzurechnen.
Leistungen der Pflegeversicherung im Sinne des § 37 SGB XI (sog. Pflegegeld) sind dagegen
nicht anzurechnen, weil sie nicht zweckgebunden fir professionelle Pflegedienste bestimmt
sind, die die Voraussetzungen des § 35a Absatz 5 EStG erfillen (Ausstellung einer Rechnung,
Uberweisung auf ein Konto des Empfangers).

Beispiel 3:

Ein pflegebedurftiger Steuerpflichtiger der Pflegestufe 11 mit dauerhafter erheblicher
Einschrankung seiner Alltagskompetenz erhélt im Veranlagungszeitraum 2015 in
seinem eigenen Haushalt Pflegesachleistungen in der Form einer hduslichen Pflegehilfe
sowie zusatzliche Betreuung. Er nimmt daftr einen professionellen Pflegedienst in
Anspruch. Die monatlichen Aufwendungen betragen 1.500 €. Die Pflegeversicherung
ubernimmt die Aufwendungen in Hohe von monatlich 1.144 € (8§ 36 Absatz 3

Nummer 2 Buchstabe d SGB XI). Darliber hinaus erhélt der Steuerpflichtige einen
zusétzlichen Kostenersatz nach § 45b SGB X1 in Hohe von monatlich 104 €.

Es handelt sich um die Inanspruchnahme von Pflege- und Betreuungsleistungen im
Sinne des 8§ 35a Absatz 2 Satz 2 EStG, flr die der Steuerpflichtige eine Steuerermali-
gung in Anspruch nehmen kann. Die Betrdge nach § 36 SGB XI sowie der Kostenersatz
nach 8 45b SGB XI sind anzurechnen.

Die Steuerermaligung fir die Pflege- und Betreuungsleistungen wird flr den Veranla-
gungszeitraum 2015 wie folgt berechnet:

1.500 € x 12 Monate 18.000 €
- (1.144 € + 104 €) x 12 Monate -14.976 €
verbleibende Eigenleistung 3.024 €

Davon 20 % = 604,80 €. Der Steuerpflichtige kann 605 € als SteuererméfRigung in
Anspruch nehmen.

Beispiel 4:

Eine pflegebedirftige Steuerpflichtige der Pflegestufe | beantragt anstelle der hausli-
chen Pflegehilfe (§ 36 SGB XI) ein Pflegegeld nach 8 37 SGB XI. Im Veranlagungs-
zeitraum 2015 erhélt sie monatlich 244 €. Die Steuerpflichtige nimmt zur Deckung ihres
hauslichen Pflege- und Betreuungsbedarfs zusétzlich einzelne Pflegeeinsatze eines
professionellen Pflegedienstes in Anspruch. Die Aufwendungen dafir betragen jéhrlich
2.400 €.

Es handelt sich um die Inanspruchnahme von Pflege- und Betreuungsleistungen im
Sinne des 8 35a Absatz 2 Satz 2 EStG, fir die die Steuerpflichtige eine Steuerermafi-
gung in Anspruch nehmen kann. Das Pflegegeld ist nicht anzurechnen.

Die Steuerermaligung fir die Pflege- und Betreuungsleistungen wird flr den
Veranlagungszeitraum 2015 wie folgt berechnet:

20 % von 2.400 € = 480 €. Die Steuerpflichtige kann 480 € als Steuererméfigung in
Anspruch nehmen.

Beispiel 5:
Ein pflegebedirftiger Steuerpflichtiger der Pflegestufe 11 nimmt im Veranlagungszeit-
raum 2015 die ihm nach § 36 Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe d SGB XI zustehende
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Seite 13 Sachleistung nur zur Halfte in Anspruch (572 € / Monat). Er erhélt daneben ein
anteiliges Pflegegeld (8 38 in Verbindung mit § 37 SGB XI) in Hohe von monatlich
229 €. Die durch die Pflegeversicherung im Wege der Sachleistung zur Verfligung
gestellten regelméRigen professionellen Pflegeeinsadtze werden durch den Steuerpflich-
tigen durch gelegentliche zusatzliche Beauftragungen eines Pflegedienstes erganzt. Die
Aufwendungen hierfur betragen jahrlich 2.400 €; hierfiir werden keine Pflegesachleis-
tungen gewahrt. Die weiteren Pflege- und Betreuungsdienstleistungen erfolgen durch
Freunde des Steuerpflichtigen, von denen eine Person im Rahmen einer geringfligigen
Beschéftigung im Sinne des 8 8a SGB IV zu einem Monatslohn einschlieBlich der
pauschalen Abgaben in Hohe von 420 € beschaftigt wird. Einen Teil des Pflegegeldes
leitet der Steuerpflichtige an die anderen Hilfspersonen weiter.

Die Inanspruchnahme des Pflegedienstes ist nach § 35a Absatz 2 Satz 2 EStG
begunstigt. Das Pflegegeld nach § 37 SGB Xl ist nicht anzurechnen. Das geringftigige
Beschaftigungsverhaltnis fallt unter § 35a Absatz 1 EStG.

Die Steuerermaligung flr das geringfugige Beschéftigungsverhéltnis wird fir den
Veranlagungszeitraum 2015 wie folgt berechnet:

420 € x 12 Monate 5.040 €

Davon 20 % = 1.008 €. Der Steuerpflichtige kann 510 € (= Hochstbetrag) als Steuerer-
maRigung in Anspruch nehmen.

Die SteuerermaRigung fir die zusétzlich zu den Sachleistungen der Pflegeversicherung
selbst finanzierten externen Pflegeeinsatze wird fur den Veranlagungszeitraum 2015
wie folgt berechnet:

20 % von 2.400 € = 480 €. Der Steuerpflichtige kann (510 € + 480 € =) 990 € als Steu-
ererméafiigung in Anspruch nehmen.

43 Wird die Steuerermé&Rigung fur Pflege- und Betreuungsaufwendungen von einem Ange-
horigen oder einer anderen Person geltend gemacht, ist Rdnr. 42 entsprechend anzuwenden,
wenn das Pflegegeld an diese Person weitergeleitet wird.

Beispiel 6:
Eine pflegebedirftige Person der Pflegestufe Il nimmt im Veranlagungszeitraum 2015

in ihrem eigenen Haushalt einen professionellen Pflegedienst in Anspruch. Die monatli-
chen Gesamtaufwendungen hierflr betragen 1.800 €. Durch die Pflegeversicherung
werden Pflegesachleistungen nach § 36 Absatz 3 Nummer 2d SGB XI in Héhe von
1.144 € monatlich Gbernommen. Die darlber hinausgehenden Aufwendungen tragt der
Sohn in Hohe von monatlich 656 €.

Es handelt sich um die Inanspruchnahme von Pflege- und Betreuungsleistungen im
Sinne des 8§ 35a Absatz 2 Satz 2 EStG, fir die der Sohn eine Steuerermé&fRigung in
Anspruch nehmen kann. Die Betrdge nach § 36 SGB XI sind anzurechnen.

Die Steuerermaligung fir die Pflege- und Betreuungsleistungen wird flr den Veranla-
gungszeitraum 2015 wie folgt berechnet:

Steuerpflichtiger:

1.800 € x 12 Monate 21.600 €
- 1.144 € x 12 Monate 13.728 €
Eigenleistung des Sohnes 7.872 €
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Davon 20 % = 1.574,40 €. Der Sohn kann 1.575 € als Steuerermal3igung in Anspruch
nehmen.

Beispiel 7:

Ein pflegebedirftiger Steuerpflichtiger der Pflegestufe 11 (Schwerbehindertenausweis
mit Merkzeichen ,,H*) beantragt anstelle der hauslichen Pflegehilfe (§ 36 SGB XI) ein
Pflegegeld nach § 37 SGB XI. Im Veranlagungszeitraum 2015 erhalt er monatlich

458 €. Der Steuerpflichtige wird grundsatzlich von seiner Tochter betreut und gepflegt.
Er reicht das Pflegegeld an die Tochter weiter. Zu ihrer Unterstiitzung beauftragt die
Tochter gelegentlich zusétzlich einen professionellen Pflegedienst. Die Aufwendungen
hierfur haben 2015 insgesamt 2.400 € betragen. Diese Kosten hat die Tochter getragen.

Bei der Beauftragung des Pflegedienstes handelt es sich um die Inanspruchnahme von
Pflege- und Betreuungsleistungen im Sinne des § 35a Absatz 2 Satz 2 EStG, fir die die
Tochter eine Steuererméfigung in Anspruch nehmen kann. Die an sie weitergeleiteten
Betrdge nach § 37 SGB XI sind nicht anzurechnen.

Die Steuerermaligung fir die Pflege- und Betreuungsleistungen wird bei der Tochter
fur den Veranlagungszeitraum 2015 wie folgt berechnet:

20 % von 2.400 € = 480 €. Die Tochter kann 480 € als Steuerermal3igungsbetrag in
Anspruch nehmen.

Den Pflege-Pauschbetrag nach § 33b Absatz 6 Satz 1 EStG kann die Tochter nicht in
Anspruch nehmen, da sie, durch Weiterleitung des Pflegegeldes durch den Vater an sie,
Einnahmen im Sinne des § 33b Absatz 6 Satz 1 und 2 EStG erhdlt und sie das Pflege-
geld nicht nur treuhdnderisch fiir den Vater verwaltet, um daraus Aufwendungen des
Pflegebedrftigen zu bestreiten (vgl. H 33b ,,Pflege-Pauschbetrag” EStH).

Beispiel 8:

Ein pflegebedirftiges Ehepaar lebt mit seiner Tochter in einem Haushalt. Der Vater hat
Pflegestufe Il, die Mutter Pflegestufe I. Der Vater wird t&glich durch einen professionel-
len Pflegedienst gepflegt und betreut. Die Aufwendungen wurden 2015 von der Pflege-
versicherung als Pflegesachleistung in Hohe von monatlich 1.144 € Gbernommen (§ 36
Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe d SGB XI). Die Mutter hat 2015 Pflegegeld nach § 37
SGB Xl in Hohe von monatlich 244 € bezogen. Bei ihrer Pflege hilft die Tochter. Sie
erhalt als Anerkennung das Pflegegeld von der Mutter.

Die monatlichen Aufwendungen flr den Pflegedienst des Vaters betragen nach Abzug
der Leistungen der Pflegeversicherung 440 €. Zu ihrer Unterstitzung beauftragt die
Tochter gelegentlich zusétzlich einen Pflegedienst fiir die Mutter. Die Aufwendungen
hierflir haben 2015 insgesamt 1.800 € betragen. Diese Kosten hat die Tochter getragen.
Es handelt sich um die Inanspruchnahme von Pflege- und Betreuungsleistungen im
Sinne des 8§ 35a Absatz 2 Satz 2 EStG, fiir die die Eltern und die Tochter eine Steuerer-
maéligung in Anspruch nehmen kénnen. Die Betrage nach § 37 SGB XI sind nicht anzu-
rechnen.

Die Steuerermaligung fir die Pflege- und Betreuungsleistungen wird flr den Veranla-
gungszeitraum 2015 wie folgt berechnet:

Eltern: Eigenleistung 440 € x 12 Monate 5.280 €

Davon 20 % = 1.056 €. Die Eltern konnen 1.056 € als Steuererméfligungsbetrag in
Anspruch nehmen.

Tochter: Eigenleistung 1.800 €
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Davon 20 % = 360 €. Die Tochter kann 360 € als Steuererméf3igung in Anspruch
nehmen.

Zahlungszeitpunkt

Fur die Inanspruchnahme der SteuererméfRigung ist auf den Veranlagungszeitraum der
Zahlung abzustellen (8 11 Absatz 2 EStG). Bei regelméRig wiederkehrenden Ausgaben (z. B.
nachtragliche monatliche Zahlung oder monatliche VVorauszahlung einer Pflegeleistung), die
innerhalb eines Zeitraums von bis zu zehn Tagen nach Beendigung bzw. vor Beginn eines
Kalenderjahres fallig und geleistet worden sind, werden die Ausgaben dem Kalenderjahr
zugerechnet, zu dem sie wirtschaftlich gehoren. Bei geringfligigen Beschéftigungsverhélt-
nissen gehoren die Abgaben fir das in den Monaten Juli bis Dezember erzielte Arbeitsentgelt,
die erst am 31. Januar des Folgejahres fallig werden, noch zu den beglinstigten Aufwen-
dungen des Vorjahres.

Dienst- oder Werkswohnung

Fur vom Arbeitnehmer bewohnte Dienst- oder Werkswohnungen gilt Folgendes: L&sst der
Arbeitgeber haushaltsnahe Dienstleistungen oder Handwerkerleistungen von einem (fremden)
Dritten durchfiihren und tragt er hierfur die Aufwendungen, kann der Arbeitnehmer die Steu-
erermaligung nach 8 35a EStG nur in Anspruch nehmen, wenn er die Aufwendungen

- neben dem Mietwert der Wohnung - als Arbeitslohn (Sachbezug) versteuert und der Arbeit-
geber eine Bescheinigung erteilt hat, aus der eine Aufteilung der Aufwendungen nach haus-
haltsnahen Dienstleistungen und Handwerkerleistungen, jeweils unterteilt nach Arbeitskosten
und Materialkosten, hervorgeht. Zusatzlich muss aus der Bescheinigung hervorgehen, dass die
Leistungen durch (fremde) Dritte ausgefiihrt worden sind und zu welchem Wert sie zusatzlich
zum Mietwert der Wohnung als Arbeitslohn versteuert worden sind. Die SteuerermaRigung
kann nicht in Anspruch genommen werden, wenn die haushaltsnahen Dienstleistungen oder
Handwerkerleistungen durch eigenes Personal des Arbeitgebers durchgefiihrt worden sind.
Auch pauschale Zahlungen des Mieters einer Dienstwohnung an den Vermieter flr die Durch-
fiihrung von Schonheitsreparaturen sind nicht beglnstigt, wenn die Zahlungen unabhéangig
davon erfolgen, ob und ggf. in welcher Hohe der Vermieter tatsachlich Reparaturen an der
Wohnung des Mieters in Auftrag gibt (BFH-Urteil vom 5. Juli 2012, BStBI 2013 11 S. 14).

Altenteilerwohnung

Fur empfangene Sachleistungen, die ein Altenteiler als wiederkehrende Beziige versteuert,
kann er die Steuerermal3igung fiir Handwerkerleistungen im Haushalt in Anspruch nehmen,
soweit sie auf seinen Haushalt entfallen und in der Person des die Sachleistungen erbring-
enden Altenteilsverpflichteten alle VVoraussetzungen fur die Gewahrung der
Steuerermaligung vorliegen.

Wohnungseigenttiimer und Mieter

Bei Wohnungseigentiimern und Mietern ist erforderlich, dass die auf den einzelnen Woh-
nungseigentiimer und Mieter entfallenden Aufwendungen fur haushaltsnahe Beschaftigungs-
verhaltnisse und Dienstleistungen sowie fir Handwerkerleistungen entweder in der Jahres-
abrechnung gesondert aufgefiihrt oder durch eine Bescheinigung des Verwalters oder Ver-
mieters nachgewiesen sind. Aufwendungen fur regelmaRig wiederkehrende Dienstleistungen
(wie z. B. Reinigung des Treppenhauses, Gartenpflege, Hausmeister) werden grundsatzlich
anhand der geleisteten VVorauszahlungen im Jahr der VVorauszahlungen bercksichtigt, einma-
lige Aufwendungen (wie z. B. Handwerkerrechnungen) dagegen erst im Jahr der Geneh-
migung der Jahresabrechnung. Soweit einmalige Aufwendungen durch eine Entnahme aus der
Instandhaltungsriicklage finanziert werden, konnen die Aufwendungen erst im Jahr des

Sitzung FEU 15.12.2016
Seite 74 von 98



48

49

50

Seite 16

Anlage 3zu TOP 5
Seite 18 von 39

Abflusses aus der Instandhaltungsriicklage oder im Jahr der Genehmigung der Jahresabrech-
nung, die den Abfluss aus der Instandhaltungsrucklage beinhaltet, beriicksichtigt werden.
Wird eine Jahresabrechnung von einer Verwaltungsgesellschaft mit abweichendem Wirt-
schaftsjahr erstellt, gilt nichts anderes. Es ist aber auch nicht zu beanstanden, wenn Woh-
nungseigentiimer die gesamten Aufwendungen erst in dem Jahr geltend machen, in dem die
Jahresabrechnung im Rahmen der Eigentimerversammlung genehmigt worden ist. Fir die
zeitliche Berticksichtigung von Nebenkosten bei Mietern gelten die vorstehenden
Ausfihrungen entsprechend.

Die Entscheidung, die Steuerermaiigung hinsichtlich der Aufwendungen fir die regelmafig
wiederkehrenden Dienstleistungen im Jahr der VVorauszahlung und fir die einmaligen Auf-
wendungen im Jahr der Beschlussfassung oder fir die gesamten Aufwendungen die Steuer-
ermagigung erst im Jahr der Beschlussfassung in Anspruch zu nehmen, hat jeder einzelne
Eigentlimer bzw. Mieter im Rahmen seiner Einkommensteuererkl&rung zu treffen. Zur
Bescheinigung des Datums Uber die Beschlussfassung s. Rdnr. 26 und Anlage 2. Hat sich der
Wohnungseigentlimer bei einer Abrechnung mit einem abweichenden Wirtschaftsjahr daftr
entschieden, die gesamten Aufwendungen erst in dem Jahr geltend zu machen, in dem die
Jahresabrechnung im Rahmen der Eigentimerversammlung genehmigt worden ist, hat das zur
Folge, dass hinsichtlich der regelmaRig wiederkehrenden Dienstleistungen die Aufwendungen
des abweichenden Wirtschaftsjahres maRgebend sind. Eine davon abweichende andere zeit-
anteilige Aufteilung der Aufwendungen ist nicht moglich. Auch fiir den Fall, dass die
Beschlussfassungen ber die Jahresabrechnungen fur zwei Kalenderjahre in einem Kalender-
jahr getroffen werden, kann die Entscheidung fur alle in einem Jahr genehmigten
Abrechnungen, die Steuerermafigung im Jahr der VVorauszahlung oder in dem der Beschluss-
fassung in Anspruch zu nehmen, nur einheitlich getroffen werden.

4. Nachweis

Die Steuerermalligung ist davon abhéangig, dass der Steuerpflichtige fur die Aufwendungen
eine Rechnung erhalten hat und die Zahlung auf das Konto des Erbringers der haushaltsnahen
Dienstleistung, der Handwerkerleistung oder der Pflege- oder Betreuungsleistung erfolgt ist
(8 35a Absatz 5 Satz 3 EStG). Dies gilt auch fiir Abschlagszahlungen (vgl. Rdnr. 40). Bei
Wohnungseigentimern und Mietern mussen die sich aus Rdnr. 47 ergebenden Nachweise
vorhanden sein. Es ist ausreichend, wenn der Steuerpflichtige die Nachweise auf Verlangen
des Finanzamtes vorlegen kann.

Zahlungsarten

Die Zahlung auf das Konto des Erbringers der Leistung erfolgt in der Regel durch Uber-
weisung. Betrdge, flr deren Begleichung ein Dauerauftrag eingerichtet worden ist, die durch
eine Einzugserméchtigung oder im SEPA-Lastschriftverfahren abgebucht oder im Wege des
Online-Bankings tiberwiesen wurden, kénnen in Verbindung mit dem Kontoauszug, der die
Abbuchung ausweist, anerkannt werden. Das gilt auch bei Ubergabe eines Verrechnungs-
schecks oder der Teilnahme am Electronic-Cash-Verfahren oder am elektronischen Last-
schriftverfahren. Barzahlungen, Baranzahlungen oder Barteilzahlungen kénnen nicht aner-
kannt werden (BFH-Urteil vom 20. November 2008, BStBI 2009 11 S. 307). Das gilt selbst
dann, wenn die Barzahlung von dem Erbringer der haushaltsnahen Dienstleistung, der Pflege-
und Betreuungsleistung oder der Handwerkerleistung tatsdchlich ordnungsgeman verbucht
worden ist und der Steuerpflichtige einen Nachweis Uber die ordnungsgemalie Verbuchung
erhalten hat oder wenn eine Barzahlung durch eine spater veranlasste Zahlung auf das Konto
des Erbringers der Leistung ersetzt wird.
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Konto eines Dritten

Die Inanspruchnahme der Steuerermaligung durch den Steuerpflichtigen ist auch moglich,
wenn die Aufwendungen fur die haushaltsnahe Dienstleistung, Pflege- oder Betreuungsleis-
tung oder die Handwerkerleistung, flr die der Steuerpflichtige eine Rechnung erhalten hat,
von dem Konto eines Dritten bezahlt worden sind.

Vermittlung von Dienst- und Handwerkerleistungen (insbesondere Online-Portale)

Dienst- und Handwerkerleistungen werden auch tber Vermittlungsportale angeboten. Diese
treten dabei regelmaRig als Vermittler fur die ausfuhrenden Leistungskréfte, wie z. B. Reini-
gungskréfte oder Handwerker auf. Die Leistungskréfte stehen zu den Portalen nicht in einem
abhangigen Arbeitsverhéltnis. Die Leistungskrafte sind eigenverantwortlich, also gewerblich
tatig. Es bestehen keine Bedenken, eine Rechnung, die das Portal im Auftrag der jeweiligen
Leistungskraft erstellt, als Nachweis nach § 35a Absatz 5 Satz 3 EStG anzuerkennen, wenn
die nachfolgenden Voraussetzungen erfullt sind. Aus der Rechnung missen sich der Erbringer
und der Empfanger der Leistung, ihre Art, der Zeitpunkt der Erbringung und der Inhalt der
Leistung sowie die daftir vom Empféanger der Leistung jeweils geschuldeten Entgelte, ggf.
aufgeteilt nach Arbeitszeit und Material, ergeben (BFH-Urteil vom 29. Januar 2009, BStBI
2010 11 S. 166). Der Erbringer oder die Erbringerin der Leistung ist mindestens mit Name,
Anschrift und Steuernummer zu bezeichnen. Erfolgt die - unbare - Bezahlung der Rechnung
nach Maligabe der Rdnr. 50 an den Betreiber des Portals, steht dies einer Anerkennung der
Zahlung gemal 8 35a Absatz 5 Satz 3 EStG nicht entgegen.

VI  Haushaltsbezogene Inanspruchnahme der Hochstbetrage

1. Ganzjahrig ein gemeinsamer Haushalt

Die Hochstbetrdge nach § 35a EStG kdnnen nur haushaltsbezogen in Anspruch genommen
werden (8§ 35a Absatz 5 Satz 4 EStG). Leben z. B. zwei Alleinstehende im gesamten Veranla-
gungszeitraum in einem Haushalt, kann jeder seine tatsachlichen Aufwendungen grundsatz-
lich nur bis zur HOhe des hélftigen Abzugshdchstbetrages geltend machen. Das gilt auch,
wenn beide Arbeitgeber im Rahmen eines haushaltsnahen Beschéftigungsverhéltnisses oder
Auftraggeber haushaltsnaher Dienstleistungen, von Pflege- und Betreuungsleistungen oder
von Handwerkerleistungen sind. Eine andere Aufteilung des Hochstbetrages ist zulassig,
wenn beide Steuerpflichtige einvernehmlich eine andere Aufteilung wéhlen und dies gegen-
Uber dem Finanzamt anzeigen.

Beispiel 9:
Das Ehepaar A und B beschéftigt eine Haushaltshilfe im Rahmen einer geringfiigigen

Beschéftigung im Sinne des § 8a SGB V. Die Aufwendungen im Veranlagungszeit-
raum 2015 betragen einschlieBlich Abgaben 2.800 €. Dar(ber hinaus sind Aufwendun-
gen flr die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen in Héhe von 4.500 € (Arbeits-
kosten einschlie3lich Fahrtkosten) angefallen. Das Ehepaar wird zusammenveranlagt.

Die Steuerermalligung nach 8 35a EStG wird fiir den Veranlagungszeitraum 2015 wie
folgt berechnet:

20 % von 2.800 € (8 35a Absatz 1 EStG) = 560 €,

hochstens 510 €
20 % von 4.500 € (8§ 35a Absatz 3 EStG) 900 €
Steuerermaligung 2015 1.410€
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Seite 18 Fur die SteuererméRigung ist es unerheblich, welcher Ehegatte die Aufwendungen
bezahlt hat.

Beispiel 10:

C und D sind allein stehend und leben im gesamten Veranlagungszeitraum 2015 in
einem gemeinsamen Haushalt. Sie beschaftigen eine Haushaltshilfe im Rahmen einer
geringfugigen Beschaftigung im Sinne des 8 8a SGB IV. Dabei tritt D gegeniiber der
Minijob-Zentrale als Arbeitgeberin auf. Sie bezahlt den Lohn der Haushaltshilfe, und
von ihrem Konto werden die Abgaben durch die Minijob-Zentrale abgebucht. Die
Aufwendungen im Veranlagungszeitraum 2015 betragen einschliel3lich Abgaben
2.500 €.

Daruber hinaus sind Aufwendungen fir die Inanspruchnahme von Handwerker-
leistungen wie folgt angefallen:

Schornsteinfegerkosten 180 €

Tapezieren und Streichen der Wohnrédume (Arbeits-

kosten einschlie3lich Fahrtkosten) 2.400 €

Reparatur der Waschmaschine vor Ort (Arbeitskosten

einschliellich Fahrtkosten) 500 €
3.080 €

Das Tapezieren und Streichen der Wohnrdume haben C und D je zur Hélfte bezahlt.
Beide sind gegentiber dem Handwerksbetrieb als Auftraggeber aufgetreten.

Die Schornsteinfegerkosten hat C, die Waschmaschinenreparatur hat D bezahlt.

Die Steuerermal3igung nach 8§ 35a EStG wird fur den Veranlagungszeitraum 2015 fiir
die jeweilige Einzelveranlagung wie folgt berechnet:

C: 20 % von (1/2 von 2.400 € =) 1.200 € (8§ 35a Absatz 3 EStG) 240 €
20 % von 180 € (8 35a Absatz 3 EStG) 36 €
Steuerermalligung 2015 fir C 276 €

D: 20 % von 2.500 € (§ 35a Absatz 1 EStG) 500 €
20 % von (1/2 von 2.400 € =) 1.200 € (8§ 35a Absatz 3 EStG) 240 €
20 % von 500 € (8 35a Absatz 3 EStG) 100 €
Steuerermalligung 2015 fur D 840 €

C und D zeigen die abweichende Aufteilung gegentiber dem Finanzamt an.

Beispiel 11:

E und F sind allein stehend und leben im gesamten Veranlagungszeitraum 2015 in
einem gemeinsamen Haushalt in einem Haus, das der F gehért. VVon Juni bis September
wird das Haus aufwendig renoviert. Flr den Austausch der Fenster und Tdiren, das
Tapezieren und Streichen der Wénde, die Renovierung des Badezimmers und das Aus-
tauschen der Kuche bezahlen sie an die Handwerker insgesamt 30.000 €. Auf Arbeits-
kosten einschlie3lich Fahrtkosten entfallen davon 10.000 €. E und F treten gegentber
den Handwerkern gemeinsam als Auftraggeber auf.

a) E und F teilen sich die Aufwendungen hélftig.
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Seite 19 Die Steuerermal3igung nach 8§ 35a EStG wird fur den Veranlagungszeitraum 2015 fiir
die jeweilige Einzelveranlagung wie folgt berechnet:

E: 20 % von (1/2 von 10.000 € =) 5.000 € (8§ 35a Absatz 3 EStG),
= 1.000 €, hochstens %2 von 1.200 € =

E: Die Steuerermal3igung fir F wird ebenso berechnet

o
o
o
ch

o
o
o
ch

Damit betrégt der haushaltsbezogene in Anspruch genommene Héchstbetrag fur die
Steuererméliigung fur Handwerkerleistungen 1.200 €.

b) E bezahlt 80 %, F bezahlt 20 % der Aufwendungen.

Die Steuerermal3igung nach 8§ 35a EStG wird fur den Veranlagungszeitraum 2015 fiir
die jeweilige Einzelveranlagung grundsatzlich wie folgt berechnet:

E: 20 % von (80 % von 10.000 € =) 8.000 € (§ 35a Absatz 3 EStG),
= 1.600 €, hochstens %2 von 1.200 € = 00

E: 20 % von (20 % von 10.000 € =) 2.000 € (8§ 35a Absatz 3 EStG) 400

(2]
ch

ch

E und F wahlen eine andere Aufteilung des Hochstbetrages, und zwar nach dem Ver-
héltnis, wie sie die Aufwendungen tatsachlich getragen haben. Sie zeigen dies auch
gegenuiber dem Finanzamt einvernehmlich an.

Die Steuerermal3igung nach 8§ 35a EStG wird fur den Veranlagungszeitraum 2015 fiir
die jeweilige Einzelveranlagung wie folgt berechnet:

E: 20 % von (80 % von 10.000 € =) 8.000 € (§ 35a Absatz 3 EStG),

=1.600 €, hochstens 80 % von 1.200 € = 960 €
F: 20 % von (20 % von 10.000 € =) 2.000 € (8§ 35a Absatz 3 EStG),
=400 €, hochstens 20 % von 1.200 € = 240 €

Damit betrégt der haushaltsbezogene in Anspruch genommene Hochstbetrag fiir die
Steuerermaligung flr Handwerkerleistungen 1.200 €.

¢) F bezahlt als Hauseigentiimerin die gesamten Aufwendungen.

Die Steuerermaligung nach 8 35a EStG wird fir den Veranlagungszeitraum 2015 fir
die Einzelveranlagung der F grundsatzlich wie folgt berechnet:

20 % von 10.000 € (8 35a Absatz 3 EStG) = 2.000 €,
hdchstens %2 von 1.200 € (= halftiger Hochstbetrag) 600

ch

E und F haben jedoch die Mdglichkeit, eine andere Aufteilung des Hochstbetrags zu
wéhlen, und zwar nach dem Verhaltnis, wie sie die Aufwendungen tatséchlich getragen
haben (also zu 100 % auf F und zu 0 % auf E). Sie zeigen dies auch gegeniiber dem
Finanzamt einvernehmlich an.

Die Steuerermalligung nach 8 35a EStG wird fir den Veranlagungszeitraum 2015 fir
die Einzelveranlagung der F nunmehr wie folgt berechnet:

20 % von 10.000 € (8§ 35a Absatz 3 EStG) = 2.000 €,
hdchstens .200

E hat keinen Anspruch auf die Steuerermaligung, da er keine eigenen Aufwendungen
getragen hat.

=
cth
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2. Unterjahrige Begriindung oder Beendigung eines gemeinsamen Haushalts

Begrunden zwei bisher alleinstehende Steuerpflichtige mit eigenem Haushalt im Laufe des
Veranlagungszeitraums einen gemeinsamen Haushalt oder wird der gemeinsame Haushalt
zweier Steuerpflichtiger wahrend des Veranlagungszeitraums aufgeldst und es werden wieder
zwei getrennte Haushalte begriindet, kann bei VVorliegen der Gbrigen VVoraussetzungen jeder
Steuerpflichtige die vollen Hochstbetrage in diesem Veranlagungszeitraum in Anspruch
nehmen. Das gilt unabhéangig davon, ob im Veranlagungszeitraum der Begrindung oder
Auflésung des Haushalts auch die EheschlieBung bzw. die Begriindung der Lebenspartner-
schaft, die Trennung oder die Ehescheidung bzw. die Auflosung der Lebenspartnerschaft
erfolgt. Grundsétzlich kann jeder Steuerpflichtige seine tatsachlichen Aufwendungen im
Rahmen des Hochstbetrags geltend machen. Darauf, in welchem der beiden Haushalte in
diesem Veranlagungszeitraum die Aufwendungen angefallen sind, kommt es nicht an. Fir die
Inanspruchnahme des vollen Hochstbetrages pro Steuerpflichtigen ist malRgebend, dass von
dem jeweiligen Steuerpflichtigen zumindest fir einen Teil des Veranlagungszeitraums ein
alleiniger Haushalt unterhalten worden ist.

Beispiel 12:

G und H begriinden im Laufe des Veranlagungszeitraums 2016 einen gemeinsamen
Haushalt. Vorher hatten beide jeweils einen eigenen Haushalt. Im Laufe des Jahres sind
die folgenden Aufwendungen im Sinne des § 35a EStG angefallen:

Einzelhaushalt des G: Aufwendungen flir Renovierungsarbeiten der alten Wohnung im
zeitlichen Zusammenhang mit dem Umzug (vgl. Rdnr. 3) in Hohe von 12.000 €. Davon
entfallen auf Arbeitskosten einschlieRlich Fahrtkosten 6.000 €.

Einzelhaushalt der H: Aufwendungen fur Renovierungsarbeiten der alten Wohnung im
zeitlichen Zusammenhang mit dem Umzug (vgl. Rdnr. 3) in Hohe von 2.500 €. Davon
entfallen auf Arbeitskosten einschlieRlich Fahrtkosten 1.000 €.

Gemeinsamer Haushalt: Handwerkerkosten (Arbeitskosten) fiir die Montage der neuen
Maobel 500 €, fir das Verlegen von Elektroanschliissen 200 €, fur den Einbau der neuen
Kiche 400 €. Fur Wohnungsreinigungsarbeiten haben sie ein Dienstleistungsunter-
nehmen beauftragt. Die Aufwendungen betragen (ohne Materialkosten) bis Jahresende
800 €. G und H treten gegeniiber den jeweiligen Firmen gemeinsam als Auftraggeber
auf. Die Kosten teilen sie sich zu gleichen Teilen.

a) Die Steuererméal3igung nach 8§ 35a EStG wird fur den Veranlagungszeitraum 2016 fiir
die jeweilige Einzelveranlagung wie folgt berechnet:

G: 20 % von 6.000 € (§ 35a Absatz 3 EStG) 1.200 €
20 % von (1/2 von 800 € =) 400 € (8§ 35a Absatz 2 EStG) 80 €
1.280 €

Durch die Handwerkerkosten fiir den Einzelhaushalt hat G seinen Hochstbetrag
nach § 35a Absatz 3 EStG ausgeschopft. Die weiteren Handwerkerkosten in
der neuen Wohnung bleiben bei ihm unberiicksichtigt. Eine Ubertragung des
nicht ausgeschopften Hochstbetrages von H ist nicht moglich.

H: 20 % von 1.000 € (§ 35a Absatz 3 EStG) 200 €
20 % von (1/2 von 1.100 € =) 550 € (8 35a Absatz 3 EStG) 110 €
20 % von (1/2 von 800 € =) 400 € (8§ 35a Absatz 2 EStG) 80 €

390 €
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H kann die durch G nicht nutzbare SteuerermaRigung nicht geltend machen,
da sie insoweit nicht die Aufwendungen getragen hat.

b) G und H heiraten im November 2016. Sie beantragen die Zusammenveranlagung.
Die Steuerermal3igung nach 8§ 35a EStG wird fur 2016 wie folgt berechnet:

20 % von 800 € (8 35a Absatz 2 EStG) 160 €
20 % von 6.000 € - Einzelhaushalt des G (8 35a Absatz 3 EStG)  1.200 €
20 % von 1.000 € - Einzelhaushalt der H (8§ 35a Absatz 3 EStG) 200 €
20 % von 1.100 € - gemeinsamer Haushalt (Hochstbetrag fur Hand-
werkerkosten ist bei H noch nicht ausgeschopft; darauf, wer von

beiden die Aufwendungen tatsachlich getragen hat, kommt es nicht

an) 220
.780

h

=
cth

Wird unmittelbar nach Auflésung eines gemeinsamen Haushalts ein gemeinsamer Haushalt
mit einer anderen Person begriindet, kann derjenige Steuerpflichtige, der ganzjahrig in
gemeinsamen Haushalten gelebt hat, seine tatsachlichen Aufwendungen nur bis zur Hohe des
halftigen Abzugshochstbetrages geltend machen. Hat fir die andere Person fir einen Teil des
Veranlagungszeitraums ein alleiniger Haushalt bestanden, ist die Regelung der Rdnr. 54 sinn-
gemal anzuwenden mit der Folge, dass diese Person den vollen Hochstbetrag beanspruchen
kann. Auch in diesen Féllen gilt, dass jeder Steuerpflichtige nur seine tatsdchlichen Aufwen-
dungen im Rahmen seines Hochstbetrages geltend machen kann. Etwas anderes gilt nur dann,
wenn Steuerpflichtige, die zumindest flr einen Teil des Veranlagungszeitraums zusammen
einen Haushalt unterhalten haben, einvernehmlich eine andere Aufteilung des Hochstbetrages
wahlen und dies gegeniiber dem Finanzamt anzeigen. Dabei kann fiir einen Steuerpflichtigen
maximal der volle Hochstbetrag berticksichtigt werden.

Beispiel 13:

K und L leben seit Jahren zusammen, sind aber nicht verheiratet. Im Laufe des
Veranlagungszeitraums 2016 zieht K aus der gemeinsamen Wohnung aus und

zieht in den Haushalt von M ein.

Fur den Haushalt von K und L sind die folgenden Aufwendungen angefallen:
Haushaltsnahe Dienstleistungen nach § 35a Absatz 2 EStG in Hohe von 800 €,
Aufwendungen fiir Renovierung und Erhaltung des Haushalts in Hohe von 8.000 €. Es
handelt sich jeweils um Arbeitskosten. K und L waren beide Auftraggeber und haben
sich die Kosten geteilt.

Fur den Haushalt von L sind nach dem Auszug von K die folgenden Aufwendungen
angefallen:

Haushaltsnahes Beschéaftigungsverhaltnis nach § 35a Absatz 1 EStG in Héhe von 700 €,
Aufwendungen fiir Renovierung (Arbeitskosten) 900 €.

Fur den Haushalt von M sind bis zum Einzug von K die folgenden Aufwendungen
angefallen:

Reparaturkosten der Spulmaschine (Arbeitskosten und Fahrtkostenpauschale) in Hohe
von 100 €, Schornsteinfegerkosten (Schornstein-Kehrarbeiten einschlie3lich Reparatur-
und Wartungsaufwand) in Hohe von 120 €.

Fur den Haushalt von K und M sind die folgenden Aufwendungen angefallen:
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Haushaltsnahe Dienstleistungen nach § 35a Absatz 2 EStG in Hohe von 1.000 €
(Arbeitskosten). Die Aufwendungen tragt nur M.

Die Steuerermalligung nach 8 35a EStG wird fir den Veranlagungszeitraum 2016 fir
die jeweilige Einzelveranlagung wie folgt berechnet:

K:20 % von (1/2 von 800 € =) 400 € (8 35a Absatz 2 EStG) 80 €
20 % von (1/2 von 8.000 € =) 4.000 € (§ 35a Absatz 3 EStG) =
800 €, hochstens ¥2 von 1.200 € 600 €
Steuerermalligung 2016 fiir K 680 €

Durch die Handwerkerkosten fir den Haushalt mit L hat K seinen Hochstbe-
trag nach 8§ 35a Absatz 3 EStG ausgeschopft.

L: 20 % von (1/2 von 800 € =) 400 € (§ 35a Absatz 2 EStG) 80 €
20 % von (1/2 von 8.000 € =) 4.000 € (8§ 35a Absatz 3 EStG) 800 €
20 % von 900 € (8 35a Absatz 3 EStG) 180 €

(Keine Begrenzung auf den hélftigen Hochstbetrag von
600 €, da L ab dem Auszug von K alleine einen eigenen

Haushalt hat.)
20 % von 700 € (8 35a Absatz 1 EStG) 140 €
Steuerermalligung 2016 fiir L 1.200 €

L kann die Aufwendungen in Héhe von 1.000 € fur Handwerkerleistungen,
die sich bei K nicht als SteuerermaRigung ausgewirkt haben, auch mit dessen
Zustimmung nicht geltend machen, da L insoweit die Aufwendungen nicht
getragen hat.

M: 20 % von 220 € (§ 35a Absatz 3 EStG) 44 €
20 % von 1.000 € (8§ 35a Absatz 2 EStG) 200 €
Steuerermalligung 2016 fir M 244 €

Beispiel 14:

N und O leben seit Jahren zusammen, sind aber nicht verheiratet. Im Laufe des
Veranlagungszeitraums 2016 zieht N aus der gemeinsamen Wohnung aus und zieht in
den Haushalt von P.

Fur den Haushalt von N und O sind die folgenden Aufwendungen angefallen:

Aufwendungen fiir Renovierung und Erhaltung des Haushalts in Hohe von 5.000 €. Es
handelt sich jeweils um Arbeitskosten. N und O waren beide Auftraggeber. Die Kosten
wurden zu 80 % von N getragen, 20 % von O.

Fur den Haushalt von O sind nach dem Auszug von N die folgenden Aufwendungen
angefallen: Aufwendungen fiir Renovierung (Arbeitskosten) 3.000 €.

a) Die Steuerermél3igung nach 8§ 35a EStG wird fur den Veranlagungszeitraum 2016 fur
die jeweilige Einzelveranlagung wie folgt berechnet:

N: 20 % von (80 % von 5.000 € =) 4.000 € (8 35a Absatz 3 EStG) =
800 €, hochstens %2 von 1.200 € 600 €
Durch die Handwerkerkosten hat N seinen Hochstbetrag nach § 35a Absatz 3
EStG ausgeschopft.

0O: 20 % von (20 % von 5.000 € =) 1.000 € (8 35a Absatz 3 EStG) 200 €
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20 % von 3.000 € (8 35a Absatz 3 EStG) 600 €
Steuerermalligung 2016 fur O 800 €

(Keine Begrenzung auf den halftigen Hochstbetrag, da O ab dem Auszug
von N einen eigenen Haushalt hat. Allerdings betragt der Hochstbetrag
nach § 35a Absatz 3 EStG flr O insgesamt 1.200 €, dieser ist nicht Uber-
schritten.)

O kann die durch N nicht nutzbare SteuererméRigung nicht geltend machen, da sie fir
ihren Aufwendungsteil die SteuererméRigung ausgeschopft hat und dariiber hinaus die
Aufwendungen nicht getragen hat.

b) N und O wéhlen eine andere Aufteilung des Héchstbetrages, und zwar nach dem
Verhéltnis, wie sie die Aufwendungen tatséchlich getragen haben. Sie zeigen dies auch
gegenuiber dem Finanzamt einvernehmlich an.

Die Steuerermaligung nach 8 35a EStG wird fir den Veranlagungszeitraum 2016 fir
die jeweilige Einzelveranlagung wie folgt berechnet:

N: 20 % von (80 % von 5.000 € =) 4.000 €,
hdéchstens von (80 % von 6.000 € =) 4.800 € (8 35a Absatz 3 EStG) 800 €

N kann seine vollen Aufwendungen nach § 35a Absatz 3 EStG geltend

machen.

0: 20 % von (20 % von 5.000 € =) 1.000 € (8§ 35a Absatz 3 EStG) 200 €
20 % von 3.000 € (8 35a Absatz 3 EStG) 600 €
(Keine Begrenzung auf den hélftigen Hochstbetrag, da O ab
dem Auszug von N einen eigenen Haushalt hat. Allerdings 800 €

reduziert sich der Hochstbetrag nach § 35a Absatz 3 EStG fir O
um den auf N Ubertragenen Anteil von (20 % von 1.000 € =)
200 € auf (20 % von 5.000 € =) 1.000 €. Dieser ist nicht tber-
schritten.)

VIl  Anrechnungstiberhang

Entsteht bei einem Steuerpflichtigen infolge der Inanspruchnahme der Steuererméfi3igung nach
8 35a EStG ein sog. Anrechnungsuberhang, kann der Steuerpflichtige weder die Festsetzung
einer negativen Einkommensteuer in Hohe dieses Anrechnungsiiberhangs noch die Feststel-
lung einer ruck- oder vortragsfahigen SteuerermaRigung beanspruchen (BFH-Urteil vom

29. Januar 2009, BStBI 11 S. 411).

VIl Anwendungsregelung

Dieses Schreiben ersetzt das BMF-Schreiben vom 10. Januar 2014 (BStBI | S. 75) sowie das
BMF-Schreiben vom 10. November 2015 (BStBI | S. 876) und ist vorbehaltlich der Rdnr. 58
in allen noch offenen Fallen anzuwenden.

Rdnrn. 14 bis 16 sind in allen noch offenen Fallen ab dem Veranlagungszeitraum 2009
anzuwenden. Rdnrn. 23 und 24 sind in allen noch offenen Fallen ab dem Veranlagungszeit-
raum 2011 anzuwenden.

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I verdffentlicht und steht ab sofort fir eine
Ubergangszeit auf den Internet-Seiten des Bundesministeriums der Finanzen unter der Rubrik
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Steuern und Zélle - Steuern - Veroffentlichungen zu Steuerarten - Einkommensteuer -

(http://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Themen/Steuern/Steuerarten/Einkommens
teuer/einkommensteuer.html) zur Ansicht und zum Abruf bereit.

Im Auftrag
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Seite 25

Anlage 1

Beispielhafte Aufzéhlung beglnstigter und nicht begunstigter haushaltsnaher Dienstleis-
tungen und Handwerkerleistungen
(zuRdnrn. 1, 2, 11, 19 bis 22)

R nicht begiins- | Haushaltsnahe | Handwerker-
Mafnahme begunstigt tigt Dienstleistung leistung
Abfallmanagement Kosten der MaRRnah- | Kosten der X
(,,Vorsortierung*) men innerhalb des MaRnahmen
Haushalts auBerhalb des
Haushalts
Abflussrohrreinigung | X X
Ablesedienste und X
Abrechnung bei
Verbrauchszahlern
(Strom, Gas, Wasser,
Heizung usw.)
Abriss eines bau- X
falligen Geb&audes mit
anschlieendem
Neubau
Abwasserentsorgung | Kosten der Malinah- | Kosten der X
men (Wartung und MaRnahmen
Reinigung) innerhalb | auferhalb des
des Haushalts Haushalts
Arbeiten
1. am Dach X X
2. an Bodenbelagen | X X
3. ander Fassade X X
4. an Garagen X X
5. an Innen- und X X
Aulenwéanden
6. an Zu-und X X
Ableitungen
Architektenleistung X
Asbestsanierung X X
Aufstellen eines Bau- | Arbeitskosten Kosten der X
gertistes Miete und des
Materials
Aufzugnotruf X
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MaRnahme beginstigt nicht begtins- Haushaltsnahe | Handwerker-
tigt Dienstleistung leistung
Aulenanlagen, Arbeitskosten der - Kosten der X
Errichtung von ~, wie | Manahmen inner- Mafltnahmen
z. B. Wege, Zaune halb des Haushalts auflerhalb
des
Haushalts
oder
- im Rahmen
einer Neubau-
malinahme
(Rdnr. 21) und
- Materialkos-
ten
Austausch oder
Modernisierung
1. der Einbaukiche | X, Rdnr. 39 - Kosten der X
2. von Bodenbela- X, Rdnr. 39 Mafltnahmen X
gen (z. B. Tep- auflerhalb
pichboden, des
Parkett, Fliesen) Haushalts
3. von Fenstern, X, Rdnr. 39 und X
Treppen und - Material-
Tlren kosten
Beprobung des X X
Trinkwassers
Bereitschaft der als Nebenleistung nur Bereitschaft | Abgrenzung im | Abgrenzung
Erbringung einer einer ansonsten be- Einzelfall im Einzelfall
ansonsten glnstigten Haupt-
begunstigten Leistung | leistung
im Bedarfsfall
Brandschadensanie- soweit nicht Ver- soweit Versi- X
rung sicherungsleistung cherungsleis-
tung
Carport, Terrassen- Arbeitskosten - Material- X
tiberdachung kosten
sowie
- Kosten der
Errichtung im
Rahmen einer
Neubaumal3-
nahme
(Rdnr. 21)
Chauffeur X
Dachgeschossausbau | Arbeitskosten - Material- X
kosten
sowie
- Kosten der
Errichtung im
Rahmen einer
Neubaumal3-
nahme
(Rdnr. 21)
Dachrinnenreinigung | X X
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N nicht begiins- | Haushaltsnahe | Handwerker-
Mafnahme begunstigt tigt Dienstleistung leistung
Datenverbindungen s. Hausanschliisse s. Hausan- X
schliisse
Deichabgaben X
Dichtheitsprifung X X
von Abwasseranlagen
Elektroanlagen Kosten der Wartung X
und der Reparatur
Energiepass X, Rdnr. 20
Entsorgungsleistung als Nebenleistung (z. | als Hauptleis- Abgrenzung im | Abgrenzung
B. Bauschutt, Flie- tung Einzelfall im Einzelfall
senabfuhr bei
Neuverfliesung eines
Bades, Griinschnitt-
abfuhr bei Garten-
pflege)
Erhaltungsmafnah- Arbeitskosten der - Kosten der X
men MaRnahmen inner- MaRnahmen
halb des Haushalts auBerhalb
des
Haushalts
sowie
- Materialkos-
ten
Erstellung oder Hilfe X
bei der Erstellung der
Steuererklarung
,,Essen auf Radern” X
Féakalienabfuhr X
Fahrstuhlkosten Kosten der Wartung | Betriebskosten X
und der Reparatur
Fertiggaragen Arbeitskosten - Kosten der X
Errichtung
im Rahmen
einer
Neubaumal3
nahme
(Rdnr. 21)
sowie
- Materialkos-
ten
Feuerldscher Kosten der Wartung X
Feuerstattenschau —s. | X X
auch Schornsteinfeger
Finanzierungsgut- X, (Rdnr. 20)

achten

Fitnesstrainer

X
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MaRnahme beginstigt nicht begtins- Haushaltsnahe | Handwerker-
tigt Dienstleistung leistung
Friseurleistungen nur soweit sie zu den | alle anderen X
Pflege- und Betreu- | Friseurleistun-
ungsleistungen geho- | gen
ren, wenn sie im
Leistungskatalog der
Pflegeversicherung
aufgefiihrt sind und
der Behinderten-
Pauschbetrag nicht
geltend gemacht wird
(Rdnrn. 12, 13, 32,
33)
FuRbodenheizung Kosten der Wartung, | Materialkosten X
Spulung, Reparatur
und des nachtrag-
lichen Einbaus
Gartner Kosten der MaRnah- | Kosten der Abgrenzung im | Abgrenzung
men innerhalb des Mafnahmen Einzelfall im Einzelfall
Haushalts auflerhalb des
Haushalts
Gartengestaltung Arbeitskosten - Kosten der X
erstmaligen
Anlage im
Rahmen
einer
Neubaumal3
nahme
(Rdnr. 21)
sowie
- Material-
kosten
Gartenpflegearbeiten | Kosten der Kosten der X
(z. B. Rasen mahen, Mafinahmen inner- Maflinahmen
Hecken schneiden) halb des Haushalts auflerhalb des
einschlieRlich Grin- | Haushalts
schnittentsorgung als
Nebenleistung
Gemeinschaftsma- Kosten der Reparatur | Miete X
schinen bei Mietern und der Wartung
(z. B. Waschma-
schine, Trockner)
Gewerbeabfallent- X
sorgung
Grabpflege X
Graffitibeseitigung X X
Gutachtertétigkeiten | Abgrenzung im Abgrenzung im X
Einzelfall (Rdnr. 20) | Einzelfall
(Rdnr. 20)
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MaRnahme beginstigt nicht begtins- Haushaltsnahe | Handwerker-
tigt Dienstleistung leistung
Hand- und FulRpflege | nur soweit sie zu den | alle anderen X
Pflege- und Betreu- Kosten
ungsleistungen ge-
horen, wenn sie im
Leistungskatalog der
Pflegeversicherung
aufgefiihrt sind und
der Behinderten-
Pauschbetrag nicht
geltend gemacht wird
(Rdnrn. 12, 13, 32,
33)
Hausanschliisse an z. B. Arbeitskosten - Kosten der X
Ver- und Entsor- fiir den Anschluss an erstmaligen
gungsnetze das Trink- und Anschlisse
(Rdnr. 22) Abwassernetz, der im Rahmen
stromfiihrenden einer
Leitungen im Haus Neubaumaf3
oder fur das Ermog- nahme
lichen der Nutzung (Rdnr. 21)
des Fernsehens und und
des Internets sowie - die Kosten der
die Kosten der Wei- Malnahmen
terfiihrung der An- auBerhalb des
schlisse, jeweils Haushalts
innerhalb des Haus- sowie
halts - Material-
kosten
Hausarbeiten, wie X X
reinigen, Fenster
putzen, bigeln usw.
(Rdnr. 5)
Haushaltsauflésung X
Hauslehrer X
Hausmeister, Haus- X X
wart
Hausnotrufsystem Kosten innerhalb des | Kosten fir X
sog. ,,Betreuten Hausnotruf-
Wohnens* im systeme aufer-
Rahmen einer Senio- | halb des sog.
renwohneinrichtung | ,,Betreuten
Wohnens* im
Rahmen einer
Seniorenwohn-
einrichtung
Hausreinigung X X
Hausschwammbesei- | X X
tigung
Hausverwalterkosten X

oder —gebuhren
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N nicht begiins- | Haushaltsnahe | Handwerker-
Mafnahme begunstigt tigt Dienstleistung leistung
Heizkosten:
1. Verbrauch X
2. Geratemiete fur X
Zahler
3. Garantiewar- X
tungsgebiihren
4. Heizungswartung X
und Reparatur
5. Austausch der X
Zahler nach dem
Eichgesetz
6. Schornsteinfeger X
7. Kosten des Ab- X
lesedienstes
8. Kaosten der Ab- X
rechnung an sich
Hilfe im Haushalt
(Rdnrn. 14-16) - s.
Hausarbeiten
Insektenschutzgitter Kosten der Montage | Materialkosten X
und der Reparatur
Kamin-Einbau Arbeitskosten - Kosten der X
Errichtung
im Rahmen
einer
Neubaumal
nahme
(Rdnr. 21)
sowie
- Material-
kosten
Kaminkehrer —s.
Schornsteinfeger
Kellerausbau Arbeitskosten - Kosten der X
Errichtung
im Rahmen
einer
Neubaumaf3
nahme
(Rdnr. 21)
sowie
- Material-
kosten
Kellerschachtabde- Kosten der Montage | Materialkosten X
ckungen und der Reparatur
Kfz. —s. Reparatur X
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N nicht begiins- | Haushaltsnahe | Handwerker-
Mafnahme begunstigt tigt Dienstleistung leistung
Kinderbetreuungs- soweit sie nicht unter | im Sinne von X
kosten § 10 Absatz 1 § 10 Absatz 1
Nummer 5 EStG Nummer 5 EStG
fallen und fir eine (Rdnr. 34)
Leistung im Haushalt
des Steuerpflichtigen
anfallen
Klavierstimmer X X
Kleidungs- und Kosten der Kosten der X
Waschepflege und MaRnahmen inner- MaRnahmen
-reinigung halb des Haushalts auflerhalb des
Haushalts
(Rdnr. 39)
KontrollmalRnahmen | X, Rdnr. 20 X
des TUV, z. B. fiir
den Fahrstuhl oder
den Treppenlift
Kosmetikleistungen nur soweit sie zu den | alle anderen X
Pflege- und Betreu-
ungsleistungen ge-
horen, wenn sie im
Leistungskatalog der
Pflegeversicherung
aufgefiihrt sind (und
der Behinderten-
Pauschbetrag nicht
geltend gemacht
wird; s. Rdnrn. 12,
13, 32, 33)
Laubentfernung Kosten der Kosten der X
MaRnahmen inner- MaRnahmen
halb des Haushalts auBerhalb des
Haushalts
Legionellenprifung X, Rdnr. 20 X
Leibwéchter X
Makler X
Material und sonstige z. B. Farbe,
im Zusammenhang Fliesen, Pflas-
mit der Leistung ge- tersteine, Mor-
lieferte Waren ein- tel, Sand, Tape-
schliellich darauf ten, Teppichbo-
entfallende Umsatz- den und andere
steuer FuRbodenbeld-
ge, Waren,
Stltzstrimpfe
usw. (Rdnr. 39)
Mauerwerksanierung | X X
Miete von X
Verbrauchszahlern
(Strom, Gas, Wasser,
Heizung usw.)
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N nicht begiins- | Haushaltsnahe | Handwerker-
Mafnahme begunstigt tigt Dienstleistung leistung
Modernisierungs- X (Rdnr. 39) - Kosten der X
malnahmen (z. B. MaRnahmen
Erneuerung des Bade- auflerhalb
zimmers oder der des
Kiiche) Haushalts
sowie
- Material-
kosten
Montageleistungen im | X X
Haushalt, z. B. beim
Erwerb neuer Mdbel
Millabfuhr X
(Entsorgung steht im
Vordergrund)
Millentsorgungsan- Kosten der Wartung X
lage (Mullschlucker) | und der Reparatur
Millschranke Kosten der Anliefe- Materialkosten X
rung und der
Aufstellung
Nebenpflichten der X X
Haushaltshilfe, wie
kleine Botengange
oder Begleitung von
Kindern, kranken,
alten oder pflegebe-
durftigen Personen
bei Eink&ufen oder
zum Arztbesuch
Neubaumalinahmen Rdnr. 21
Notbereitschaft / soweit es sich um alle anderen X
Notfalldienste eine nicht gesondert | reinen Bereit-
berechnete Neben- schaftsdienste
leistung z. B. im
Rahmen eines
Wartungsvertrages
handelt
Offentlich-rechtlicher X
Erschlielungsbeitrag
Offentlich-rechtlicher X
Straenausbaubeitrag/
-riickbaubeitrag
Pflasterarbeiten Kosten der - Material- X
Mafnahmen inner- kosten
halb des Haushalts sowie
- alle MalRnah-
men aullerhalb
des Haushalts
Pflegebett X
Pflege der Aullenan- | innerhalb des Haus- | Kosten der X
lagen halts MaRnahmen
auBerhalb des
Haushalts
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N nicht begiins- | Haushaltsnahe | Handwerker-
Mafnahme begunstigt tigt Dienstleistung leistung

Pilzbekdmpfung X X

Prifdienste / Pruf- X (Rdnr. 20) X

leistung (z. B. bei

Aufziigen)

Rechtsberatung X

Reinigung des Haus- | X X

halts

Reparatur, Wartung

und Pflege

1. von X Pflege Reparatur und

Bodenbelagen (z. Wartung
B. Teppichboden,
Parkett, Fliesen)

2. von Fenstern und X, Rdnr. 39 Pflege Reparatur und
Tdren (innen und Wartung
aufen)

3. von Gegenstidnden | soweit es sich um Kosten der Pflege im Haus- | Reparatur und
im Haushalt des Gegenstande handelt, | Mallnahmen halt Wartung im
Steuerpflichtigen die in der Hausrat- auflerhalb des Haushalt
(z. B. Waschma- versicherung mitver- | Haushalts
schine, Geschirr- sichert werden kon-
spuler, Herd, Fern- | nen (Rdnr. 39)
seher, Personal-
computer und
andere)

4. von Heizungsan- Kosten der MaRnah- | Kosten der X
lagen, Elektro-, men innerhalb des Malnahmen
Gas- und Wasser- | Haushalt auBerhalb des
installationen Haushalts

5. von Kraftfahrzeu- X
gen (einschlieRlich
TUV-Gebiihren) X

6. von Wandschrén- X
ken

Schadensfeststellung, | X X

Ursachenfeststellung

(z. B. bei Wasserscha-

den, Rohrbruch usw.)

Schadstoffsanierung | X X

Schadlings-und Un- | X Abgrenzung im | Abgrenzung

gezieferbekdmpfung Einzelfall im Einzelfall

Schornsteinfeger X X

Sekretar; hierunter X

fallen auch Dienstleis-
tungen in Form von
Biroarbeiten (z. B.
Ablageorganisation,
Erledigung von Be-
hérdengéngen, Stellen
von Antragen bei
Versicherungen und
Banken usw.)
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N nicht begiins- | Haushaltsnahe | Handwerker-
Mafnahme begunstigt tigt Dienstleistung leistung
Sperrmiillabfuhr X
Statiker X
Stral3enreinigung bei Stral3enreini- Offentlich- X
gungspflicht des rechtliche
Steuerpflichtigen Strallenreini-
gungsgebiihren
Tagesmutter bei Be- | soweit es sich bei Kinderbetreu- X
treuung im Haushalt | den Aufwendungen ungskosten
des Steuerpflichtigen | nicht um Kinder- (Rdnr. 34)
betreuungskosten
(Rdnr. 34) handelt
Taubenabwehr X Abgrenzung im | Abgrenzung
Einzelfall im Einzelfall
Technische Priif- X (Rdnr. 20) X
dienste (z. B. bei
Aufziigen)
Terrasseniiber- Arbeitskosten - Kosten der X
dachung Errichtung
im Rahmen
einer
Neubaumal3
nahme
(Rdnr. 21)
sowie
- Material-
kosten
Tierbetreuungs- oder - | Kosten der Kosten der X
pflegekosten Mafnahmen inner- MaRnahmen
halb des Haushalts auBerhalb des
(z. B. Fellpflege, Haushalts, z.B.
Ausfiuhren, Reini- Tierpensionen
gungsarbeiten)
Trockeneisreinigung | X X
Trockenlegung von Kosten der Kosten, die X
Mauerwerk MaRnahmen inner- durch die
halb des Haushalts ausschlieBliche
(Arbeiten mit Maschinenan-
Maschinen vor Ort) mietung
entstehen
Uberpriifung von An- | X (Rdnr. 20) X

lagen (z. B. Gebiihr
flr den Schornstein-
feger oder fur die
Kontrolle von Blitz-
schutzanlagen)
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N nicht begiins- | Haushaltsnahe | Handwerker-
Mafnahme begunstigt tigt Dienstleistung leistung
Umzdaunung, Stitz- Arbeitskosten fir - Kosten der X
mauer o. a. Malnahmen inner- Malinahmen
halb des Haushalts auBerhalb
des
Haushalts
oder
- Kosten der
Errichtung im
Rahmen einer
Neubaumafi-
nahme
(Rdnr. 21)
sowie
- Material-
kosten
Umzugsdienst- fur Privatpersonen Abgrenzung im | Abgrenzung
leistungen (Rdnrn. 3, 31) Einzelfall im Einzelfall
Verarbeitung von X X
Verbrauchsgtitern im
Haushalt des Steuer-
pflichtigen
Verbrauchsmittel, wie | X als Nebenleis- als Nebenleis-
z. B. Schmier-, Reini- tung (Rdnr. 39) | tung (Rdnr.39)
gungs- oder Spulmit- — Abgrenzung — Abgrenzung
tel sowie Streugut im Einzelfall im Einzelfall
Verwaltergebuhr X
Wachdienst Kosten der Kosten der X
Mafnahmen inner- MaRnahmen
halb des Haushalts auBerhalb des
Haushalts
WarmedammmaR- X X
nahmen
Wartung:
1. Aufzug X X
2. Heizungund OI- | X X
tankanlagen (ein-
schlieflich Tank-
reinigung)
3. Feuerldscher X X
4, CO,-Warngerdte | X X
5. Pumpen X X
6. Abwasser-Rick- | X X
stau-Sicherungen
Wasserschadensanie- | X soweit Versiche- X
rung rungsleistung
Wasserversorgung Kosten der Wartung X
und der Reparatur
Wertermittlung X (Rdnr. 20)
Winterdienst Kosten der Kosten der X
Mafnahmen inner- Mafnahmen
halb des Haushalts auBerhalb des
Haushalts
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MalRnahme

beglnstigt

nicht begtins-
tigt

Haushaltsnahe
Dienstleistung

Handwerker-
leistung

Zubereitung von
Mahlzeiten im Haus-
halt des Steuerpflich-
tigen

X
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Anlage 2
Muster flr eine Bescheinigung
(zu Rdnr. 26)
(Name und Anschrift des Verwalters / Vermieters) (Name und Anschrift des Eigentiimers / Mieters)

Anlage zur Jahresabrechnung fur das Jahr / Wirtschaftsjahr ....
Ggf. Datum der Beschlussfassung der Jahresabrechnung:
In der Jahresabrechnung flr das nachfolgende Objekt

(Ort, StraRe, Hausnummer und ggf. genaue Lagebezeichnung der Wohnung)

sind Ausgaben im Sinne des § 35a Einkommensteuergesetz (EStG) enthalten, die wie folgt zu
verteilen sind:

A) Aufwendungen fir sozialversicherungspflichtige Beschéaftigungen
(8 35a Absatz 2 Satz 1 Alternative 1 EStG)

Bezeichnung Gesamtbetrag Anteil des Miteigentimers /
(in Euro) des Mieters

B) Aufwendungen fur die Inanspruchnahme von haushaltsnahen Dienstleistungen
(8 35a Absatz 2 Satz 1 Alternative 2 EStG)

Bezeichnung Gesamt- nicht zu bertck- | Aufwendungen bzw. | Anteil des
betrag sichtigende Arbeitskosten Miteigen-
(in Euro) Materialkosten (Rdnrn. 39, 40) timers /
(in Euro) (in Euro) des Mieters

C) Aufwendungen fir die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen fir Reno-
vierungs-, Erhaltungs- und ModernisierungsmaRnahmen
(8 35a Absatz 3 EStG)

Bezeichnung | Gesamt- nicht zu bertick- | Aufwendungen bzw. | Anteil des
betrag sichtigende Arbeitskosten Miteigen-
(in Euro) Materialkosten (Rdnrn. 39, 40) timers /
(in Euro) (in Euro) des Mieters
(Ort und Datum) (Unterschrift des VVerwalters oder Vermieters)

Hinweis: Die Entscheidung dariiber, welche Positionen im Rahmen der Einkommensteuererklarung beriicksichtigt werden
kénnen, obliegt ausschliellich der zustandigen Finanzbehdorde.
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GStB-Nachrichten Nr. 0194 vom 18.11.2016

Az.: 004-02 AP/sr

Offener Haushalt i.S.d. 8§ 97 Abs. 1 GemO - Wirtschaftsplane der Eigenbetriebe

Kl zu Nr. 0194:

Fur das Verfahren zur Aufstellung und Beschlussfassung von Wirtschaftsplanen von
Eigenbetrieben findet 8 97 Abs. 1 GemO keine Anwendung. § 97 Abs. 1 GemO fin-
det nach dem eindeutigen Wortlaut dieser Bestimmung fiir das Haushaltsverfahren
(Haushaltssatzung, Haushaltsplan mit Anlagen) Anwendung.

Aufbewahrungsdauer dieser Nachricht: Dauernd

Nach der am 01.07.2016 in Kraft getretenen Neuregelung des 8 97 GemO ist der Entwurf
der Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan und seinen Anlagen nach Zuleitung an den
Gemeinderat bis zur Beschlussfassung zur Einsichtnahme durch die Einwohner verfugbar zu
halten.

Gemal 8§ 1 Abs. 1 GemHVO (derzeitige Fassung) handelt es sich bei den Anlagen zum
Haushaltsplan um

- den Vorbericht,
- die Bilanz des letzten Haushaltsjahres, fur das ein Jahresabschluss vorliegt,

- den Gesamtabschluss des letzten Haushaltsjahres, fir das ein Gesamtabschluss vor-
liegt, ohne Gesamtanhang und Anlagen,

- eine Ubersicht tiber die Verpflichtungsermachtigungen,

- eine Ubersicht Uiber den voraussichtlichen Stand der Verbindlichkeiten zum Ende des
Haushaltsjahres,

- die Wirtschaftsplane der Sondervermégen, fir die Sonderrechnungen gefuhrt werden,
- eine Ubersicht tiber die Wirtschaftslage und die voraussichtliche Entwicklung

e der Unternehmen und Einrichtungen mit eigener Rechtspersonlichkeit, an denen die
Gemeinde mit mehr als 50 v. H. beteiligt ist,

e der Zweckverbéande, bei denen die Gemeinde Mitglied ist, und

e der rechtsfahigen Anstalten des 6ffentlichen Rechts, fir die die Gemeinde Gewéhr-
trager ist,

- eine Ubersicht tiber die Teilhaushalte geméaR § 4 Abs. 4,

- eine Ubersicht tiber die produktbezogenen Finanzdaten gemaR § 4 Abs. 5.
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Der Wirtschaftsplan ist Anlage, nicht der Entwurf des Wirtschaftsplans. Ist der Wirt-
schaftsplan des Planjahres noch nicht endglltig beschlossen, ist der Wirtschaftsplan
des Vorjahres Anlage.

Die Gemeinde oder Stadt kann Art und Weise der Verfigbarmachung selbst bestimmen.
Demnach ist es auch zulassig, den Entwurf der Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan
und seinen Anlagen in der Gemeindeverwaltung und / oder bei den Gemeindewerken zur
Einsicht zu bestimmten Zeiten auszulegen.

Sitzung FEU 15.12.2016
Seite 98 von 98



	FBE 2016Dez - Einladung
	zu TOP 1 Zukunft der Klaerschlamm
	zu TOP 3 Loeschwasservorhalt
	zu TOP 4 Energieagentur - Kläranlag
	zu TOP 5 Informationspunk
	Anlage 3 zuTOP 5 - Handwerkerleistungen.pdf
	02002016 Anwendungserlass des BMF vom 09.11.2016.pdf
	1. Allgemeines
	2. Räumlicher Zusammenhang
	3. Wohnungswechsel, Umzug
	4. Wohnen in einem Alten(wohn)heim, einem Pflegeheim oder einem Wohnstift
	II Haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse oder Dienstleistungen
	1. Haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse
	2. Geringfügige Beschäftigung im Sinne des § 8a SGB IV
	3. Beschäftigungsverhältnisse in nicht inländischen Haushalten
	4. Beschäftigungsverhältnisse zwischen Ehegatten, Partnern einer Lebenspartnerschaft bzw. einer nicht ehelichen Lebensgemeinschaft oder zwischen nahen Angehörigen
	5. Haushaltsnahe Dienstleistungen
	Grundsatz
	Personenbezogene Dienstleistungen
	Pflege- und Betreuungsleistungen
	Aufwendungen für Dienstleistungen, die mit denen einer Hilfe im Haushalt vergleichbar sind (§ 35a Absatz 2 Satz 2 EStG)
	Wohnen in einem Alten(wohn)heim, einem Pflegeheim oder einem Wohnstift

	6. Beschäftigungsverhältnisse und Dienstleistungen außerhalb des Haushalts des Steuerpflichtigen

	III Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen
	1. Begünstigte Handwerkerleistung
	2. Nicht begünstigte Handwerkerleistungen
	3. Beauftragtes Unternehmen und Maßnahmen der öffentlichen Hand
	4. Öffentlich geförderte Maßnahmen

	IV Anspruchsberechtigte
	1. Arbeitgeber, Auftraggeber, Grundsatz
	2. Wohnungseigentümergemeinschaften
	3. Mieter / unentgeltliche Nutzer
	4. Wohnen in einem Alten(wohn)heim, einem Pflegeheim oder einem Wohnstift
	5. Arbeitgeber-Pool
	6. Erben

	V Begünstigte Aufwendungen
	1. Ausschluss der Steuerermäßigung bei Betriebsausgaben oder Werbungskosten
	2. Ausschluss der Steuerermäßigung bei Berücksichtigung der Aufwendungen als Sonderausgaben oder außergewöhnliche Belastungen; Aufwendungen für Kinderbetreuung
	Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastungen
	Behinderten-Pauschbetrag
	Kinderbetreuungskosten
	Au-pair

	3. Umfang der begünstigten Aufwendungen
	Arbeitsentgelt
	Nachweis des Arbeitsentgelts
	Arbeitskosten, Materialkosten
	Aufteilung
	Versicherungsleistungen
	Zahlungszeitpunkt
	Dienst- oder Werkswohnung
	Altenteilerwohnung
	Wohnungseigentümer und Mieter

	4. Nachweis
	Zahlungsarten
	Konto eines Dritten
	Vermittlung von Dienst- und Handwerkerleistungen (insbesondere Online-Portale)


	VI Haushaltsbezogene Inanspruchnahme der Höchstbeträge
	1. Ganzjährig ein gemeinsamer Haushalt
	2. Unterjährige Begründung oder Beendigung eines gemeinsamen Haushalts

	VII Anrechnungsüberhang
	VIII Anwendungsregelung






